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Nachtrag 
zum 

Tätigkeitsbericht. des Rechnungshofes 

Verwaltungsjahr 1987 

Vorbemerkung 

Der RH hat im Abs I der Vorbemerkungen zu seinem TB 1 987 ausgeführt, daß die Ergebnisse jener 
Gebarungsüberprüfungen aus dem Jahre 1 987, die am 30. September 1 988 noch nicht berichts reif vor­
lagen, allenfalls in einen Nachtrag aufzunehmen sein würden. 

Im Interesse einer zeitnahen Vorlage abgeschlossener Prüfungsergebnisse an den Nationalrat wird 
der folgende Berichtsnachtrag erstattet. 

Inhaltsverzeich n is 

Zum I .  ABSCHNITI 

Ergebnisse von Gebarungsüberprüfungen in den Verwaltungsbereichen des Bundes 
und der Sozialversicherungsträger (ausgenommen Kapitalbeteiligungen) 

V e r w alt u n g s b e r e i c h d e s  B u n d e s m i n i s t e r i u m s f ü r  
W i s s e n s c h a f t  u n d  F o r s c h u n g 

Prüfungsergebnisse aus den Jahren 1 986 und 1 987: 

Absatz/Seite 

Errichtung des U niversitätszentrums Althanstraße . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  77/02 
Neubau des Wiener Allgemeinen Krankenhauses - Universitätskliniken . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  78/28 

V e r w a l t u n g s b e r e i c h  d e s  B u n d e s m i n i s t e r i u
'
m s  f ü r  

w i r t s c h a f t l i c h e  A n g e l e g e n h e i t e n  

Prüfungsergebnis aus dem Jahre 1 987: 
BMwA; Verwaltung der Bundesanteile an den Straßengesellschaften . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  79/42 

Zum 11. ABSCHNITI 

Ergebnisse von Gebarungsüberprüfungen bel Kapitalbeteiligungen des Bundes 

V e r w a l t u n g s b e r e i c h d e s  B u n d e s m i n i s t e r i u m s  f ü r  ö f f e n t l i c h e  
W i r t s c h a f t  u n d  V e r k e h r  

Prüfungsergebnis aus dem Jahre 1 987: 
Abfall-, Entsorgungs- und Verarbeitungsgesellschaft mbH, Graz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  80/55 
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Zum I. ABSCHNITI 

Ergebnisse von Gebarungsüberprütungen in den Ver­
waltungsbereichen des Bundes und der Sozialversicherungs­

träger (ausgenommen Kapitalbeteiligungen) 

Verwaltungsbereich des Bundesministeriums tür Wissenschaft 
und Forschung 

P r ü f u n g s e r g e b n i s s e  a u s  d e n  J a h r e n  1 9 8 6  u n d 1 9 8 7  

Errichtung des Universitätszentrums Althanstraße 

Ein erster Versuch des RH, im Herbst 1981 die Gebarung des BMWF sowie des Kuratoriums zur Förderung 
der Wirtschaftsuniversität Wien im Zusammenhang mit der Errichtung des Universitätszentrums Althan­
straße zu überprüfen, blieb erfolgslos. Obwohl für die Errichtung des Bauwerkes beträchtliche Bundes­
mittel erforderlich waren, konnte die Prüfungszuständigkeit des RH erst durch eine Entscheidung des 
VfGH aus dem Jahr 1985 klargestellt werden. Auch nach dieser Entscheidung blieb die Gebarungsüber­
prüfung zufolge einer einschränkenden Auslegung des Erkenntnisses durch das Kuratorium weiterhin in 
ihrem Umfang beschränkt, so daß der RH letztlich lediglich Ausgaben von 1,8 Mrd S bei voraussicht­
lichen Gesamtkosten von rd 4,5 Mrd S überprüfen konnte. 

Mängel in Planung, Baudurchführung und Abrechnung sind auch in diesem Fall der außerbudgetären Son­
derfinanzierung eines Großbauvorhabens des Bundes in erheblichem Maße aufgetreten. Investitions- und 
Folgekosten, aber auch der Bedarf an Hörsälen waren im Zuge der Entscheidungsfindung nur unzu­
reichend ermittelt worden. 

Rechtl iche Grund lagen 

77. 1 Nach mehrjährigen Verhandlungen, an denen das BMWF, das seinerzeitige BMBT und die 
Finanzprokuratur beteiligt waren, wurde mit dem Kuratorium zur Förderung der Wirtschafts universität Wien 
als Nachfolger des Vereins der Förderer der Hochschule für Welthandel in Wien - in der Folge als Kurato­
rium bezeichnet - am 1 3. Mai 1 975 ein Vertrag geschlossen. In diesem wurde ua vereinbart, daß das 
Kuratorium aufgrund seines von einer privaten Gesellschaft erworbenen Überbauungsrechtes auf Grund­
stücken im Bereich des Franz-Josefs-Bahnhofes (FJB) Bauwerke samt Außenanlagen errichten sollte, die 
der Bund gegen Mietzinsvorauszahlungen und Mietzinszahlungen für Hochschulzwecke mieten werde. 

77.2 Ende 1 981 hat der RH im BMWF Prüfungshandlungen im Zusammenhang mit der Errichtung des 
als U niversitätszentrum Althanstraße (U ZA) bezeichneten Gebäudes aufgenommen. Für 1 1 .  Jän ­
ner 1 982 wurde auch dem K uratorium der Beginn von diesbezüglichen Prüfungshandlungen angekündigt. 
Wenige Tage zuvor zog das Kuratorium jedoch die Prüfungszuständigkeit des RH in Zweifel und verwei ­
gerte in der Folge, gestützt auf zwei Rechtsgutachten, eine Gebarungsüberprüfung durch den RH. 

Der RH setzte daraufhin die Bundesregierung von der Prüfungsverweigerung in Kenntnis und ersuchte 
sie um Stellungnahme. Diese lautete dahingehend, es werde jedenfal ls eine Prüfungszuständigkeit des 
RH gem § 1 3  Abs 3 RHG 1 948 bejaht. Da das Kuratorium bei seiner ablehnenden Haltung verblieb und 
dem RH eine Beurteilung der Tätigkeit des BMWF im Zusammenhang mit der Errichtung des U ZA ohne Prü­
fung beim Kuratorium nicht zweckmäßig erschien, wurde die diesbezügliche Prüfung beim BMWF vorerst 
ebenfalls abgebrochen. Im März 1 982 teilten der Bundeskanzler namens der Bundesregierung und der 
zuständige Bundesminister dem RH mit, daß sie die Behinderung zur Kenntnis genommen hätten,  ihnen 
jedoch gegenüber dem Kuratorium keine anderen rechtl ichen Mittel zur Verfügung stünden als dieses 
aufzufordern, einer Prüfung durch den RH nicht entgegenzutreten .  Daraufhin brachte der RH beim VfGH 
gem Art 1 26a B-VG in Verbindu ng mit § 36a Abs 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1 953 den 
Antrag auf Entscheidung in einer Meinungsverschiedenheit ein;  hierüber hat der RH bereits in  seinem 
SB 1 982 berichtet. 
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77.3 Mit Beschluß vom 1 2. Juni 1 982 wies der VfGH den Antrag des RH zurück, weil eine Behinde­
rung mit Kenntnis der Bundesregierung im Sinne der genannten Bestimmungen erst dann vorliege, wenn 
der RH nach Scheitern eines Prüfungsversuches die Bundesregierung davon in Kenntn is gesetzt habe 
und dann abermals am Vollzug einer der Bundesregierung angekündigten weiteren Prüfungshandl ung 
behindert werde. 

77.4 Aufgrund dieser KlarsteI lung der verfahrensmäßigen Voraussetzungen einer Antragste ilung 
kündigte der RH der Bundesregierung und dem Kuratorium einen weiteren Prüfungsversuch für 
3 .  Feber 1 983 an, der gleichfalls scheiterte. Entsprechend dieser nunmehr mit Kenntnis der Bundesre­
gierung erfolgten Behinderung wandte sich der RH im März 1 983 erneut an den VfGH mit einem Antrag auf 
Entscheidung. 

77.5 Mit E rkenntn is vom 28. Feber 1 985 stellte der VfGH fest, daß der RH gem Art 1 21 
Abs 1 B-VG in Verbindung mit § 1 3  Abs 3 RHG 1 948 zuständig sei, die Ve rwendung jener Bundesmittel ,  
d ie der Bund dem Kuratorium im Zusammenhang mit  der Errichtung des UZA zur Erfüllung bestimmter 
Zwecke zur Verfügung stellte, zu überprüfen. Er führte aus, daß unter Bundesmitteln alle dem Rec hts­
träger Bund zurechenbaren Vermögenswerte, also auch Mietzinsvorauszahlungen und Mietzinszahlungen 
zu verstehen seien, die das Kuratorium in Erfüllung der e ingegangenen Verpflichtungen in bestim mter 
We lse, nämlich für eine durch den Bund inhaltlich mitgestal tete Bauführung, zu verwenden habe. 

77.6.1  Gestützt auf das Erkenntnis des VfGH wurde dem BMWF und dem Kuratorium die Aufnahme 
von Prüfungshandlungen für Jänner 1 986 angekündigt. Sei Prüfungsbeginn gaben die Vertreter des 
Kuratoriums den Besch luß ihres Beirates bekannt, den Spruch des VfGH dahin gehend auszulegen, (jaß 
vo rn Kuratorium ausschl ießlich Unterlagen na ch Maßgabe der von der Republik Osterreich tatsächlich be­
reits zur Verfügung gestellten Mittel vorzulegen seien. Hiebei handelte es sich somit um jene 1 ,8 M r (j  S, 
die das BMWF durch Mietzinsvorauszahlungen und Mietzinszahlungen zu Prüfungsbeginn bereits flü ssig 
gemacht hatte. Auf diese Weise konnten zu dem erwähnten Zeitpunkt lediglich rd 40 vH der vorauss iCht­
lichen Gesamtkosten überprüft werden. 

77.6.2 Wie der RH kritisch vermerkte, ist �ufolge der vom BMWF für die Errichtung der Universi tiits­
gebäude im UZA gewählten vertraglichen Form, trotz Einsatzes beträchtlicher öffentlicher Mittel in Ge gen­
wart und Zukunft, der öffentlichen Finanzkontrolle eine umfassende Beurtei lung des Baugeschehen !:! im 
gegenwärtigen Zeitpunkt verwehrt geblieben. 

77.7.1 Das Bauvorhaben wurde aufgrund einer leasingähnlichen Vertragskonstruktion vom Kur ato­
rium als Bauherrn, einem Gene ralplaner (GP) und einem Generalunternehmer (GU) erri Ghtet. Die Entschei­
du ngs- und Mitwirkungsbefugnisse des BM WF bzw BMF waren durch vertragliche Vereinbarungen be­
stimmt. Die Prüfung der Angem essenheit der Kosten der Baumeisterarbeiten, welche freihändig an den ßU 
vergeben worden waren, sowie die Schlußabnahme oblagen ursprünglich dem BMBT, die Preisprüfung war 
aber bereits nach kurzer Zeit an einen Zivi lte ehniker weitergegeben worden. Die Vergabe der Professio­
nis tenleistungen erfolgte im R ahmen des GU-Auftrages, w pbei das BMWF und das Kuratorium ledi9l ich 
über d ie erfolgte Beauftragung benachrichtigt werden mußt�n. 

Vom BMWF wurde dem R H  zu Beginn der Überprüfungshandlungen zugesichert, daß die einsch rän­
kende Auslegung des Kuratoriums h insichtlich der Prüfungszuständigkeit nicht von Bedeutung sei, weil 
sä mtliche bauentscheidenden Unterlagen au !;:h bei einem vom BMWF beauftragten Konsulenten, der die 
Richtigkeit und Angemessenheit sämtlicher Rechnungen zu bestätigen hatte, zur Verfügung stünden. 

Über den Umfang der beim Konsulenten �ufl iegenden Unterlagen konnte nur schwer ein Überblic k ge­
wonnen werden. Vorerst wurde ", jedenfalls nur die Unterlagen des GP, später zT auch die des GU dem RH 
übergeben. Erst nach mehrmaligem Verlangen wurden sämtliche beim Konsulenten aufbewahrten Bel @ge 
und Unterlagen bereitgestellt. 

77.7.2 Wie der RH kritisch vermerkte, ko nnten im Vergleich zur Abwicklung bei Bun !;lesbauvorha ben 
we ßentliche Unterlagen, wie Kon k �rrenzangebote, Masse flaufstel lungen und Rechnungsbeilagen, ",i9ht 
eingesehen wer ��n. Auch war die Uberprüfung der einzelnen Baumeister- und Professionistenrechnu ngen 
sehr erschwert. Uberdies lagen die Unterlage n über die Baumeisterleistungen derart ungeordnet vor, daß 
sie nicht auf ihre Vollständigkeit �berprüft werden konnten. 

2 
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77.7.3 Laut Stel lungnahme des BMWF sei das Vertragswerk in der vorliegenden Form erforderlich 
gewesen, weil die ÖBB Grundeigentümer der Liegenschaft geblieben und lediglich das Übe rbauungsrecht 
an eine private Gesellschaft weitergegeben hätten und diese wieder jenen Tei l ,  der für di � Errichtung der 
Universitätsbauten erforderlich gewesen sei, an den Rechtsvorgänger des Kuratoriums abgetreten habe. 
Weiters habe die Bauausführung unter Aufrechterhaltung des vollen E isenbahnbetriebes einschließlich 
eines modernen innerstädtischen Frachtenbahnhofes zu erfolgen gehabt. Das Kuratorium habe nicht nur 
die erforderlichen Bemühungen zum Bau des UZA unternommen, sondern auch die Aufgabe einer Koordi­
nierung der Bautätigkeit uneigennützig und lediglich aufgrund eines geringfügigen Verwaltungskostenbei­
trages durchgeführt. Die Abwicklung über einen privatrechtlichen Verein sei nicht in dem Bestreben, der 
Kontrolle durch den RH zu entgehen, erfolgt oder habe einer Flucht aus dem Budget gedient, sondern sei 
aufgrund der sachlich-rechtlichen Voraussetzungen mit dem Ziel unternommen worden, zusätzlich zu den 
Voranschlagsbeträgen für den Bundeshochbau Mittel flüssig zu machen und in verhältnismäßig kurzer 
Zeit den beiden betroffenen Universitäten ,  der Wirtschaftsuniversität Wien (WUW) und der Universität 
Wien (UW), wirkungsvoll helfen zu können. Auf diese Weise habe das Projekt rasch und unbürokratisch 
verwirklicht werden können. Die Bauzeit für die WUW habe lediglich vier Jahre, jene für die Zoologie bzw 
Pflanzenphysiologie im Bereich der UW fünf Jahre betr �gen. Die Kosten für das UZA lägen nicht höher als 
vergleichbare Bauten im Bundeshochbau. Durch die Uberbauung des Geländes sei ein ganzes Stadt­
viertel aufgewertet und ohne Inanspruchnahme von Grünland Bauland im innerstädtischen Bereich in einer 
Größenordnung geschaffen worden, wie es in vergleichbarer Lage nicht vorhanden gewesen wäre. 

77.7.4 Der RH hielt dem entgegen, daß die Abwicklung der Bautätigkeit für öffentl iche Einrichtungen 
über einen privatrechtlich organisierten Verein sehr wohl einer Flucht aus dem Budget gleichkomme, weil 
die Republik Österreich letztlich - wenn auch über einen längeren Zeitraum verteilt - die gesamten Bau­
kosten einschließlich der in ihrer Höhe derzeit noch nicht abschätzbaren Finanzierungskosten zu tragen 
haben wird, ohne daß dieses Vorhaben den im allgemeinen für die Haushaltsführung geltenden Genehmi­
gungs- und Kontrollverfahren unterworfen worden wäre. Zufolge der von der Bundesverwaltung ge­
schaffenen Vertragslage konnten auch nach den zur Klärung der Rechtslage aufgetretenen Verzögerun­
gen schließlich - wie bereits erwähnt - von den voraussichtlichen Gesamtkosten des Bauvorhabens von 
knapp 4,5 Mrd S lediglich 1 ,8 Mrd S näher überprüft werden. 

Planung 

77.8 . 1  Bereits im Jänner 1 972 hatten sich die ÖBB grundsätzlich bereit erklärt, der WUW Erweite­
rungsbauten im Wege eines Überbauungsrechts über den Gleisanlagen des FJB zu ermöglichen. Im 
April 1 972 teilte der damalige Rektor dem BMWF mit, d ie Verhandlungen seien bereits so weit gediehen, 
daß die Errichtung eines Gebäudes mit einer Nettonutzfläche von rd 40 000 m 2 sof �.rt begonnen werden 
könne. Daraufhin begannen eingehendere Gespräche zwischen dem BMWF, den OBB, der Bundesge­
bäudeverwaltung I Wien (BGV) und der Wiener Stadtplanung bezüglich einer Überbauung des Geländes 
des FJB. In der Folge unterblieben geeignete Maßn ahmen des BMWF, um die für die E rweiterung der WUW 
benötigten Überbauungsflächen sicherzustellen. 

Im August 1 973 schlossen die ÖBB und eine private Gesel lschaft ein Grundbenützungsüberein ­
kommen hinsichtlich der Überdeckung von Bahngrundflächen im Gesamtausmaß von rd 76 000 m 2. In der 
Verpflichtung, sämtliche mit der Bauausführung verbundenen sowie die den ÖBB aus Anlaß der Bau ­
führung erwachsenden Kosten zu ersetzen, wurde ein Nutzungsentgelt von 9 vH des Verkehrswertes der 
jeweils in Anspruch genommenen Bahngrundfläche vereinbart. Zwei Monate später nahm das Kuratorium 
ein Angebot der privaten Gesellschaft an, in das bestehende Grundbenützungsübereinkommen a ls 
Rechtsnachfolger für Teilflächen unter bestimmten Bedingungen einzutreten. Aus den U nterlagen "war 
nicht ersichtl ich, weswegen die weit gediehenen Verhandlungen zwischen dem Kuratorium und den OBB 
abgebrochen worden waren. 

77.8.2 Wie der RH kritisc h vermerkte, waren das Kuratorium und damit in der Folge das BMWF zufolge 
Zwischenschaltung einer privaten Unternehmung gezwungen, weitrei �hende Auflagen, so den unwiderruf­
lichen Bauauftrag an eine von der privaten Gesellschaft noch namhaft zu machende Arbeitsgemeinschaft 
sowie einen Planungsvertrag mit einem Architekten, anzuerkennen. 

77.8.3 Das BMWF und das Kuratorium gaben hiezu keine Stellungnahme ab. 

77.9. 1 Nach dem Scheitern des geplanten Neubaues für das Zoologische Institut der UW im Bereich 
der Universitätssternwarte untersuchte das BMWF im Frühjahr 1 974 andere Standortmöglichkeiten. 
Nachdem das Kuratorium seine grundsätzliche Bereitschaft bekundet hatte, auch als Bauträger eines 
Neubaues für das Zoologische Institut auf dem Gelände des FJB tätig zu werden, stellte das BMWF im 
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Juli  1 974 ei n diesbezügliches Ersuche n. Das Kuratorium beabsichtigte, für sei ne Tätigkeit als Bauherr 
des Zoologische n I nstituts ei ne Statute nä nderu ng vorzu nehme n, die jedoch nicht erfolgte. 

Bereits 1 974 wurde auch die Pla nu ng ei nes Biologieze ntrums im Bereich des FJB i ns Auge gefaßt. 
Mitte 1 978 verstärkte n sich diese Überlegu nge n, die nu n dahi n gi nge n, auch die soge na nnte urba ne Er­
weiteru ngszo ne für das u niversitäre Ko nzept zu nütze n, weil sowohl der Bu nd als auch die Stadt Wie n vo n 
de n ursprü ngliche n Überlegu nge n der Errichtu ng vo n Stude nte nheime n u nd/oder Woh nu nge n i n  diesem 
Bereich wieder abgekomme n ware n. Der GP legte i n  der Folge ei ne n  Vorschlag vor, i n  dem ursprü nglich als 
urba ne Erweiteru ngszo ne vorgesehe ne n  Bereich die biologische n I nstitute der UW sowie ei ne n  gemei n­
same n Bibl iotheks neubau zu errichte n. 

77.9.2 Der RH erachtete es für nachteilig, daß mit der Errichtu ng vo n Baute n auf der Beto nplatte be­
reits bego nne n  worde n war, bevor ei n e ndgültiges Überbauu ngsko nzept vorlag. Bei ei ner Verwe ndu ng der 
Erweiteru ngszo ne für zusätzliche, im Rahme n ei ner ausgereifte n Pla nu ng als zweckmäßig erka nnte Bau­
te n für die WUW wäre ei ne bessere Nutzu ng der vorha nde ne n  Platte nko nstruktio n möglich gewese n. 

Ma ngels ei ner architekte nu nabhä ngige n Pla nu ng u nd ei nes Architekte nwettbewerbes ist es jede nfalls 
nicht gelu nge n, die bestmögliche städtebauliche Gestaltu ng u nd u niversitäre Nutzu ng dieses Gebietes zu 
verwirkliche n. Auch blieb u ngeklärt, ob die ÖBB auch i n  Zuku nft das gesamte bisherige Gelä nde für ihre 
Zwecke nütze n müsse n. 

77.9.3 Das BMWF u nd das Kuratorium u nterließe n ei ne Stel lu ng nahme hiezu. 

Vert ragserrichtu ng 

77. 1 0. 1  Nach lä ngere n Verha ndlu nge n wurde am 1 3. Mai 1 975 ei n Vertrag zwische n dem Kuratorium 
u nd der Republik Österreich, vertrete n durch das BMWF, betreffe nd die Vermietu ng der vom Kuratorium zu 
errichte nde n Bauvorhabe n geschlosse n. I n  diesem Vertragswerk verpflichtete sich der Bu nd ,  dem Kura ­
torium für die Überlassu ng der Nutzu ng ei ne n  jährliche n Mietzi ns, berech net nach de n Koste n der Errich ­
tu ng u nd Fi na nzieru ng der Gebäude sowie sämtliche n damit i n  wirtschaftlichem Zusamme nha ng stehe n­
de n Nebe nkoste n, zu e ntrichte n. 

77. 1 0.2 Nach A nsicht des RH war dieser Vertrag sowohl hi nsichtlich des Leistu ngsumfa nges als 
auch des verei nbarte n E ntgeltes zu we nig bestimmt. So fehlte i nsb die Festsetzu ng ei nes verbi ndliche n 
Koste nrahme ns. Das BMWF hatte zum Zeitpu nkt des Vertragsabschlusses auch kei ne Vorstel lu nge n über 
die gege nüber de n ÖBB über das jährliche Nutzu ngse ntgelt hi naus e ntsteh e nde n Verpflichtu nge n. Wei­
ters war es vo n der Bereitschaft des Kuratoriums abhä ngig, sei ne Ausgabe n nach de n Gru ndsätze n der 
Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit u nd Sparsamkeit zu tätige n. 

77. 1 0.3 Laut Stel lu ng nahme des Kuratoriums habe die "extreme Geri ngfügigkeit" des gelte nd ge­
machte n Verwaltu ngsaufwa nde s das BMWF vera nlaßt, auf ei ne Aufgliederu ng der ei nzel ne n  Aufwa nds­
positio ne n  zu verzichte n. 

Das BMWF bezeich nete es als "weit verbreitete n Irrtum", l ange Vertragstexte für besser zu halte n als 
kurze, die de n Vertragswille n ei ndeutig wiedergebe n. 

77. 1 004 Der RH erwiderte, im vorliege nde n Fall seie n gerade wese ntliche Vertragspu nkte nicht aus­
reiche nd bestimmt gewese n. 

77. 1 1 . 1 Im Mai 1 975 hat das Kuratorium Verträge über die GP-Leistu nge n für die I nstitutsbaute n der 
WUW u nd Zoologie sowie im Jahr 1 979 für die Biologie u nd die Bibliothek abgeschlosse n. I n  diese n Ver­
träge n wurde die Erstel lu ng vo n Studie nprojekte n mit ei nem Pauschal ho norar vo n rd 3,5 Mi l l  S für die 
WUW sowie mit 1 ,5 Mil l  S für die Bibliothek abgegolte n. 

77. 1 1 .2 Der RH bea nsta ndete die Bezahlu ng der die WUW betreffe nde n Leistu nge n, die dem Kurato­
rium im Mai 1 972 als "koste nlose Studie" a ngebote n worde n ware n. Hi nsichtlich des verrech nete n Ho no­
rars für die Bibliothek vermißte der RH ei ne Prüfu ng des BMWF, ob diese Leistu ng überhaupt erbracht wor­
de n war. 

77. 1 1 .3 Laut Stel lu ng nahme des GP habe es sich bei der dem Kuratorium a ngebote ne n  koste nlose n 
Studie nicht um die später geso ndert ho norierte "Gru ndlage n- u nd Projektstudie" geha ndelt. 

Das BMWF gab kei ne Stel lu ng nahme zur Studie für die Bibliothek ab. 
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77. 1 1 .4 Der RH stellte in Frage, daß neben der "Gr un dlagen- und Projektst udie" eine weitere St udie, 
die erstmals in der Stell ungnahme des GP erwähnt und bisher dem RH nicht z ugänglich gemacht w urde, 
verfaßt worden sei. 

77. 1 2. 1  Gleichzeitig mit dem Ve rtrag zwischen dem BMWF und dem K uratori um schloß letzteres m it 
einer Arbeitsgemeinschaft einen General unternehmervertrag über die schlüsselfertige Gesamtherstell ung 
sämtlicher Ba ulichkeiten für die WUW und die UW a uf den Überba uungsflächen z u  einem Entgelt von 
1 2,5 vH der Ba ukosten (a usschl ießlich Ba umeisterarbeiten) ab. 

77. 1 2.2 Der RH beanstan dete die freihändige Vergabe der General unternehmerleist ungen und ver­
mißte eine Überprüf ung des Entgelts a uf seine Angemessenheit. 

77. 1 2.3 Der GU bezeichnete den General unternehmerz uschlag als nicht überhöht, weil damit z u­
sätzlich a uch die ve rtraglichen Verpfl icht ungen des K uratori ums gegenüber den ÖBB abgegolten worden 
seien. 

Das BMWF und das K uratori um gaben keine Stell ungnahmen ab. 

77. 1 2.4 Der RH beharrte a uf seiner grundsätzlichen Kritik. 

77. 1 3. 1  Vert ragsgemäß hatte der GU als alleiniger Bieter Ba umeisterleist ungsangebote z u  legen, die 
"an der Marktlage orientierte, nach den Branchen usancen kostendeckend kal k ulierte Preise" z u  enthalten 
hatten,  die neben den Elementen der reinen Kostendeck ung a uch einen angemessenen Z uschlag für 
Wagnis und Gewinn einschlossen. Die Professionistenleist ungen waren vom GU beschränkt a usz u­
schreiben und im eigenen Namen un d a uf eigene Rechn ung z u  vergeben. 

77. 1 3.2 Nach Ansicht des RH war diese Preisgestalt ung der Ba umeisterleist ungen grundsätzlich 
n icht geeignet, einen im freien Wettbewerb erzielbaren Marktpreis z u  ersetzen. Z umin dest hätte die Höhe 
des angemessenen Z uschlages für Wagnis und Gewinn einer vertragl ichen Festleg ung bed urft. Weiters 
wäre der GU vertragl ich z u  verhalten gewesen, Professionistenleist ungen nach den G r undsätzen der 
ÖNORM A 2050 bzw den Vergaberichtl inien für den B undeshochba u a usz uschreiben. 

77 . 1 3.3 La ut Stell ungnahme des BMWF hätte sich die freihän dige Vergabe n ur a uf rd 30 vH der Ge­
samtleist ung bezogen ; die Kosten für die Ba umeisterleist ungen seien aber marktgerecht gewesen, was 
ein unabhängiger Ziviltechniker a uch bestätigt habe. Die Professionistenleist ungen seien nach einer be­
schränkten A usschreib ung vergeben worden. 

77. 1 3.4 Der RH erwide rte, die Anwend ung der Vergaberichtl inien für den B un deshochba u wäre schon 
deshalb geboten gewesen, weil es sich a us wi rtschaftlicher Sicht um einen B undesba u gehan delt hat. 

Mitwi rkung des Bundes 

77. 1 4. 1  Die Veranschlag ung un d Verrechn ung der als Mieta ufwend ungen bezeichneten Teilzahl un­
gen für die ba uliche Investition des UZA erfolgten z ur Gänze bei finanzgesetzlichen Ansätzen des BMWF. 

Da dem BMBT a ufgr und der vorliegenden vertraglichen Vereinbar ungen die Möglichkeit einer Einfl uß­
nahme a uf das Ba ugeschehen praktisch z ur Gänze genommen erschien, beschränkte es sich vorerst a uf 
die Überprüf ung der Preisangemessenheit der Ba umeisterleist ungen, die Festleg ung der Firmenliste für 
die beschränkte A usschreib ung und die Schl ußabnahme des Ba uwerkes. Eine weitergehende Mitwirk ung 
durch Abgabe von Empfehl ungen z um Vorentw urf und z ur Leist ungsbeschreib ung w urde vom BMB T  ab­
gelehnt. 

Angesichts der n ur bedingten Eign ung der Fachkräfte des BMWF für die in den Verträgen mit dem GP 
un d GU vereinbarten Mitwirk ungsrechte des B undes w ur de ein Bediensteter der BGV z um Kons ulenten 
des BMWF bestellt. Die Tätigkeit desselben sol lte sich a uf die Erstatt ung von schriftlichen Erledig ungs­
vorschlägen hinsichtlich der dem BMWF z ukommen den Mitwirk ungs- un d Entschei dungsrechte sowie die 
Teilnahme als Berater bei allen einschlägigen Besprech ungen erstrecken. 

77. 1 4.2 Wie der RH kritisch vermerkte, ist das UZA nach Übertrag ung der Prüf ung der Preisange­
messenheit an einen Zivilingenie ur schließlich überha upt ohne Einbezieh ung der für den B undeshochba u 
z uständigen B un desdienststellen errichtet worden. 
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Aber auch dem Versuch des BMWF, m it dem erwäh nte n Ko nsule nte nvertrag das für die Beurteilu ng 
der GP- u nd GU- Leistu nge n erforderliche tech nische Fachwisse n abzudecke n, ware n nach A nsicht des 
RH scho n aufgru nd des Umfa nges vo n nur 20 Woche nstu nde n u nd der Vielfältigkeit der zur E ntscheidu ng 
hera nstehe nde n Frage n Gre nze n gesetzt. So war dem Ko nsule nte n, wie er auf Befrage n dem RH mitteilte, 
ei ne Überprüfu ng der gemäß GP-Vertrag a n  K uratorium u nd BMWF vorzulege nde n Leistu ngsverzeich nisse 
wege n des Arbeitsumfa nges nicht möglich gewese n. Die Beurteilu ng vo n Zweckmäßigkeit u nd Sparsam­
keit der tatsächl ich zur Ausführu ng komme nde n Leistu nge n hätte aber a ngesichts der nur sehr allgemei n 
gehalte ne n  Bau- u nd Ausstattu ngsbeschreibu ng vor allem der WUW ei ne sehr ei ngehe nde Befassu ng mit 
de n Leistu ngsverzeich nisse n erfordert. 

-

77. 1 4.3 Das BMWF gab hiezu kei ne Stel lu ng nahme ab. 

77. 1 5. 1  Der Fi na nzieru ngsvertrag des Kuratoriums mit ei nem Krediti nstitut e nthielt die Bedi ngu ng, 
daß die vo n diesem zu bezahle nde n Rech nu nge n ei ne n  Vermerk ei nes Bevol lmächtigte n der Republik 
Österreich über die Rich ligkeit u nd A ngemesse nheit des Rech nu ngsbetrages aufweise n mü ßte n. Nach­
dem das BMWF de n Ko nsule nte n im Dezember 19 77 ermächtigt hatte, im Rahme n sei ner vertragliche n 
Tätigkeit die Rech nu nge n des GP bzw GU z u  "vidiere n" ,  erklärte der Ko nsule nt, sei ne Prüfu ng beziehe 
sich nur auf die sachl iche Ei nord nu ng der vorliege nde n Rech nu nge n i n  die bestehe nde n Vertragsver­
hält nisse u nd nicht auf dere n rech nerische Richtigkeit. Das BMWF richtete soda nn u nte r H i nweis darauf, 
daß der Ko nsule nt aus arbeitstech nische n Grü nde n nicht i n  der Lage wäre, ei ne detai l l ierte Rech nu ngs­
überprüfu ng durchzuführe n, a n  das Krediti nstitut ei n Schreibe n, i n  dem zugesichert wurde, vom Ko nsu­
le nte n vidierte Rech nu nge n würde n bezüglich der Richtigkeit u nd A ngemesse nheit u nwiderruflich a ner­
ka nnt. 

77. 1 5.2 Der RH bea nsta ndete die Erkläru ng des BMWF, Rech nu nge n voll a nzuerke nne n, dere n 
materielle Prüfu ng weder durch de n Ko nsule nte n noch durch ei ne n  a ndere n vom BMWF Beauftragte n vor­
ge nomme n worde n war. 

77 . 1 5.3 Laut Stel lu ng nahme des Kuratoriums sei der vom BMWF beauftragte Ko nsule nt dazu berufe n 
gewese n, die Prüfu ngsfu nktio n wahrzu nehme n. 

Das BMWF e nthielt sich der Stellu ng nahme. 

77 . 1 5.4 Der RH hielt sei ne Kritik a n  der u nzulä ngliche n Rech nu ngsprüfu ng aufrecht. 

77. 1 6. 1  Gemäß dem Vertrag mit dem Kuratorium ware n sämtliche Vore ntwurfs- u nd E ntwurfsplä ne 
sowie Bauleistu ngs- u nd Ausstattu ngsbeschreibu nge n dem BMWF zur Bewil l igu ng vorzulege n. 

Aus de n dem RH zugä ngliche n U nterlage n war kei ne E ntwurfsge nehmigung für die Überbauu ngsplatte 
bzw die bauliche n Maß nahme n u nterhalb der Platte ersichtlic h .  

Laut Mittei lu ng des BMWF seie n die Basisplatte u nd d ie  Maß nahme n u nterhalb der Platte nicht geso n­
dert ge nehmigt, so nder n als Teil des Gesamtprojekts betrachtet u nd i n  dem vo n de n ÖBB vorgeschlage­
ne n Umfa ng akzeptiert worde n. A n  de n Verha ndlu nge n der private n Gesel lschaft mit de n ÖBB über das 
Ausmaß u nd die Koste n vo n Ersatzbaute n habe sich das BMWF nicht beteiligt, weil es sich bei de n ÖBB 
um ei ne n  Bu ndesbetrieb ha ndle. 

77. 1 6.2 Nach A nsicht des RH hätte das BMWF auch gege nüber ei nem Bu ndesbetrieb sei ne I nter­
esse n hi nsichtlich ei ner möglichst sparsame n  u nd wirtschaftliche n Lösu ng wahrnehme n müsse n. 

Grundsatzentscheidung für die Überbauung des Bahnhofgeländes 

77. 1 7. 1  Die später im Rahme n ei ner Arbeitsgemei nschaft als GU beauf tragte n Baufirme n hatte n im 
Oktober 19 73 Berech nu nge n vorgelegt, wo nach bei ei ner Platte nüberbauu ng des Bah nhofgelä ndes kei ne 
Verteueru nge n gege nüber herkömmliche n Bauvorhabe n ei ntrete n, so nder n sich diese Bauweise sogar 
bil l iger gestalte n werde. Die Koste n für die Schaffu ng der Platte nbasis ei nschl ießlich ei nes Garage nge­
schosses wurde n mit 5 050 S/m 2 a ngesetzt. Nach Abzug der geschätzte n Koste n für die Errichtu ng vo n 
Garage nplätze n hätte n sich somit für die Pl atte Koste n vo n nur rd 2 300 S/m 2 ergebe n, was im Vergleich 
zu de n Gru ndpreise n vo n rd 3 000 S/m 2 im Bereich des Frachte nbah nhofes zu ei nem gü nstige n Ergeb nis 
geführt hätte. Zusätzlich zu de n Platte nkoste n wurde n für die vol lklimatisierte n Baute n über der Platte 
Baukoste n vo n 3 250 S/m 3 umbautem Raum i n  Aussicht gestellt. 

3 
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Das BMBT äu ßerte damals die Ansicht, daß bei Herstellung eines "übl ichen Hochschulstandards" 
diese Kosten erheblich gesenkt werden könnten. Auch die Abtei lung "Raum" des BMWF führte aus, daß für 
geisteswissenschaftliche Institutsgebäude ohne Klimatisierung nur mit rd 2 000 S/m 3 zu rechnen wäre. 

77 . 1 7.2 Der RH beanstandete, daß diese Bedenken hinsichtlich der in Aussicht genommenen Preis­
gestaltung in den späteren Vertragsverhandlungen au ßer acht gelassen wurden. Weiters war dem RH 
auch nicht erkennbar, weswegen es  verabsäumt wurde, in  diese B erechnungen das Nutzungsentgelt für 
die Überbauungsrechte von immerhin 9 00 S/m 2 jährlich für einen Zeitraum von 80 Jahren einzubeziehen. 

77. 1 7.3 Laut Stel lungnahme des GU seien vergleichbare Grundstückskosten mit 5 500 S/m 2 aus ­
gewiesen worden. 

77. 1 7.4 Der RH erwiderte, in einem vom Vertragspartner des Kuratoriums in Auftrag gegebenen 
Schätzgutachten vom Juli 19 73 seien die Grundstücke des Frachtenbahn hofes in unbebautem Zustand 
mit 2 000 S/m 2 bewertet worden. 

77. 1 8 . 1  Das ursprüngliche Projekt 19 73 sah als Entscheidungsgrundlage die Errichtung von Hoch­
bauten im Ausmaß von 322 000 m 3 umbauten Raumes und rd 88 000 m 2 Bruttogeschoßfläche auf einer 
Platte von 30 000 m 2 vor, was einem Verhältnis Bruttogeschoßfläche bzw Kubatur zum Ausmaß der 
Platte von 2,9 bzw rd 1 0,7 entsprochen hätte. In  der Entwurfsplanung hingegen betrugen diese Verhält­
niszahlen ohne Garagen und Sonderflächen bei der WUW 1,5 bzw 6,4 und bei der Zoologie 1 ,3 bzw 4,8. 

77. 1 8.2 Der RH beanstandete die Entscheidungsfindung aufgrund wesentlich günstigerer, offen­
sichtlich aber wirklichkeitsfremder Verhältniszahlen. Nach Ansicht des RH hätte angesichts der hohen 
Kosten für die Plattenüberbauung und des jährlichen Nutzungsentgeltes eine bestmögliche Ausnützung 
der Platte angestrebt werden müssen. 

77. 1 8.3 Laut Stel lungnahme des GP sei es unüblich, bei der Berechnung von Dichtezahlen Garagen 
oder Kellerflächen n icht zu berücksichtigen. Auch wäre als Grundlage jeder Geschoßflächenzahl immer 
die Größe des tatsächlichen Bauplatzes und nicht die sogenannte Überbauungsrechtsfläche maßgeblich. 

77.1 8.4 Der RH erwiderte, diese Form der Darstellung sei gewählt worden, weil in den entsprechenden 
Unterlagen des BMWF nur für die Hochbauten über der Platte eine Kubatur ausgewiesen worden wäre, 
während sich die Garagenkosten nur aus der Anzahl der vorgesehenen Autoabstellplätze ergeben hätten. 
Im Interesse der Vergleichbarkeit sei daher beim ausgeführten Projekt die Garagenkubatur ebenfalls 
au ßer Ansatz geblieben. Das gleiche gelte auch für die Größe des tatsächlichen Bauplatzes, weil in den 
Unterlagen des BMWF ein fiktiver Grundpreis für 30 000 m 2 "Überbauungsfläche" genannt worden sei. 

Raum- und Funktionsprogramm 

77.19 . 1  Im Angebot des Architekten vom Mai 19 72 an das Kuratorium wurde ausgeführt, daß die zu 
erarbeitende Projektstudie für die WUW auf einem vom Kuratorium erstellten Raumprogramm fußen werde. 

77.19 .2 Der RH beanstandete das Fehlen eines durch die WUW erstellten bzw vom BMWF geneh­
migten Raum- und Funktionsprogrammes (RFP) als Grundlage der Projektstudie. 

77. 19 .3 Laut Stel lungnahme des Kuratoriums sei nur an eine Unterstützung des Architekten hin­
sichtlich der Ist-Stand-Erhebung gedacht gewesen. 

77.20 . 1  Die Projektstudie des Architekten enthielt als Zielvorstel lung ua die kurzfristige Deckung des 
dringendsten Bedarfes im Rahmen eines Gesamtkonzepts, die Individualisierung des Bildungsprozesses, 
erstklassige Verkehrsanbindungen sowie die Verflechtung und Ergänzung mit Wohn- und Sportanlage n. 
Sie setzte sich im wesentlichen aus einer Bestandsaufnahme, einer Bedarfsbemessung und darauf auf­
bauend aus einem Projektvorschlag zusammen. 

77.20.2 Dem RH war nicht ersichtlich, inwieweit diese Zielvorstellungen des GP mit dem BMWF ab­
gestimmt waren. In einer Stellungnahme der Abteilung "Planung und Statistik" des BMWF waren nämlich in 
bezug auf die vorliegende Planung das Fehlen einer Rücksichtnahme auf den Ausbau kon ��rrierender 
Ausbildungseinrichtungen an anderen Hochschulen, die häufig kritiklose und unbegründete Ubernahme 
von SolIgrößen aus dem Hochschulbau der BRD sowie "unrealistische Erwartungen über Verhaltens- und 
Einstellungsveränderungen der Planungsbetroffenen" aufgezeigt worden. 
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77.20.3 Laut Stel lu ng nahme des GP wäre die Erstel lu ng ei nes "raumscharfen" RFP u nmöglich ge­
wese n; sohi n kön nte n nur Schlüsselwerte anderer geisteswissenschaftlicher I nstitute, wie m 2/Netto­
Grundri ßfläche je Stude nt, sowie "prog nostizierte Zahle n" der akademisch e n  Ei nheiten si nnvoller Aus­
ga ngspu nkt der Gru ndri ßpla nu ng sein. 

Das BMWF gab hiezu keine Stellu ngnahme ab. 

77.20.4 Der RH erwiderte dem GP, der Grundri ßpla nu ng sei keineswegs die erwa rtete Zahl vo n aka­
demischen Ei nheite n zugru ndegelegt worde n. Er h ielt sei ne Kritik a n  der Vorga ngsweise des BMWF auf­
recht. 

77.21 . 1  Im Feber 19 74 wurde n in  mehrere n Arbeitssitzungen die Fläche nbedarfsrichtwerte ei nver­
nehmlich vermindert. 

77.21 .2 Der RH bea nsta ndete, daß das BMWF über die Berichtigung der A nnahme n über Stude nten­
zahle n u nd Flächenrichtwerte hinaus die weiteren in der Projektstudie des Architekte n e nthaltenen grund­
sätzl iche n Überlegu nge n, wie A nzahl und A nordnung der Hörsäle sowie fu nktions- und betriebsorga nisa­
torische Zusammenhänge, nicht in Frage gestellt hatte. Weiters sei kein abgestimmtes RFP vorgelege n 
u nd bei Abschluß der Verträge zwischen dem BMWF und dem Kuratorium zwar ei ne gru ndsätzliche Eini­
gu ng über de n Fläche numfang des Projekts gegebe n, der Planu ngsstand jedoch soweit gediehe n ge­
wesen, daß Verä nderunge n der Gru ndkonzeptio n des Gebäudes nach Angabe des Baubeauftragte n der 
WUW kaum mehr möglich gewesen wären und nicht nur eine Verzögeru ng des Baubeginnes, so nder n auch 
eine Gefährdung des gesamten Projekts bedeutet hätte n. 

77.21 .3 Laut Stel lu ng nahme des BMWF mü ßte der E ntscheidu ngs- u nd Pla nungsvorlauf bei I nve­
stitio ne n  auf das u numgängliche Maß eingeschränkt werde n, um das Entstehe n vo n "Fu nktionsru i ne n" zu 
verhinder n. 

77.21 .4 Der RH erwiderte, erst klare Vorstel lunge n über de n Umfa ng u nd die A ngemesse nheit des 
Nutzerbedarfes ermögl ichte n eine e ntspreche nde bauwirtschaftliche Umsetzung. 

77.22. 1  Im März 19 77 wurde mit der Begründung, den gestellten Koste nrahmen nicht überschreite n 
zu wolle n, das geplante sechste Obergeschoß im Bereich der WUW gestrichen. Gege n diese Maß nahme 
hatte sich der Ko nsulent des BMWF ausdrücklich ausgesprochen. 

77.22.2 Der RH vermi ßte ausreichende Grundlagen für diese Entscheidung, weil zu diesem Zeitpu nkt 
weder ei n aufgeschlüsseltes RFP vorha nde n noch eine e ndgültige Festlegung der unterzubringe nde n I n­
stitute erfolgt war. 

77.22.3 Laut Stellu ngnahme des GP sei das Gebäude im Zuge der Ausführungsplanu ng flächen- und 
kubaturmäßig größer geworde n als die Entwurfspläne ursprünglich an nehmen l ießen. Auch nach Entfall 
des sechsten Obergeschosses wäre somit der vertragsgemäße Rahme n ei ngehalte n worden. 

77.22.4 Der RH erwiderte, der Verzicht auf das sechste Stockwerk habe ei ne Ei nsparung vo n nur 
2,8 vH der gesamte n Herstellungskosten der WUW mit sich gebracht u nd hätte daher sehr wohl anha nd 
ei nes RFP eingehe nd u ntersucht werden müssen. 

77 .23 . 1  Im Mai 19 77 beku ndete der Ko nsulent des BMWF die Auffassung, daß im Neubau die ge­
samte WUW Platz finden sollte. Demgegenüber erklärte der GP, das neue Gebäude wäre immer nur als Er­
weiteru ngsfläche u nd nie für die U nterbringung der gesamten U niversität gedacht gewese n. 

77. 23.2 Der RH beanstandete, daß erst zu Beginn der Rohbauarbeite n an de n Baulichkeiten über der 
Platte die grundlegende Zielvorste llung einer Zwei-Standort -Universität i n  Frage gestellt wurde, obwohl be­
reits 19 72 das BMWF die WUW aufgefordert hatte zu u ntersuche n, ob die Auftei lu ng auf zwei vonei na nder 
getrennte Sta ndorte orga nisatorisch noch vertretbar wäre. 

Nach Ansicht des RH wäre diese Gru ndsatzentscheidu ng vom BMWF noch vor Planungsbegin n vor­
rangig zu treffe n gewesen. 

77.23.3 Das BMWF nahm hiezu nicht Stellung. 
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77 .24. 1  Im Jänner 19 78 genehmigte das BMWF d ie Planung der Bereiche Studentenhaus, Biblio­
thek, Verwaltung und Institute der WUW, behielt sich aber Änderungswünsche in der Grundrißeinteilung 
und Raumwidmung vor. Im Juni 19 78 wurde die Möglichkeit einer Ein-Standort-Universität, verbunden mit 
der Ausweitung des Bauvolumens um einen Zubau zur Schaffung von Hörsälen und Spezialnebenräumen, 
verworfen. Da sowohl die WUW als auch der GP der Auffassung des BMWF, wenigstens 42 akademische 
Einheiten im Neubau unterzubringen, entschieden widersprachen und überdies der Vorstand des Instituts 
für Pflanzenphysiologie ersuchte, dieses Institut dem Neubau der Zoologie anzuschl ießen, beschloß das 
BMWF schließlich im November 19 78 die Zentralisierung der WUW und der Biologie der UW im Bereich der 
sogenannten ehemaligen "Urbanen Verflechtungszone" bei Schaffung eines gemeinsamen Bibliotheks­
baukörpers. 

Auf die Frage des RH nach den Entscheidungsgrundlagen des BMWF wurde es als nahel iegend be­
zeichnet, diesen Bereich zu einem neuen Hochschulstandort zu verdichten, weil das ursprüngliche Kon­
zept einer so �ialen Kontaktzone und städtebaulichen Integrationsfläche gescheitert sei. 

77.24.2 Der RH erachtete es als nachtei l ig, daß fast ein Jahr nach den ersten Überlegungen noch 
immer keine eindeutige Entscheidung für eine Konzentration der WUW auf einem einzigen Standort ge­
troffen wurde. Weiters erschien ihm die Entscheidung zur Überbauung der "Urbanen Verflechtungszone " 
angesichts der einschneidenden Planungsänderungen des zu diesem Zeitpunkt bereits weit fortge­
schrittenen Rohbaues als sachlich nicht ausreichend begründet. 

77.24.3 Laut Stell ungnahme des BMWF hätte die Entscheidung der Nichtgliederung der WUW in 
Fakultäten in der Folge zwangsläufig zum Neuüberdenken des Zwei-Standort-Konzeptes geführt, was in 
der Folge auch zu der immer stärkeren Selbstfestlegung der WUW auf einen Standort beigetragen habe. 

77.24.4 Der RH verblieb bei seiner Kritik. 

77.25. 1  Das Universitätskollegium der WUW stimmte im März 19 79 der Gesamtübersiedlung nur 
unter der Voraussetzung zu, daß der WUW ein Teil des Altgebäudes - insb die Großhörsäle - weiterhin zur 
Verfügung stünde. 

77.25.2 Wie der RH kritisch vermerkte, war zufolge der Umwidmung des Altgebäudes nach Übersied­
lung der WUW die Möglichkeit einer Mitbenützung der Großhörsäle nicht mehr gegeben. Nach Ansicht des 
RH sind die derzeit feststellbaren E ngpässe im Hörsaalbereich n icht etwa auf unerwartet gestiegene 
Hörerzahlen, sondern vor allem auf den Fortfall der Nutzungsmöglichkeit für die Großhörsäle im Altge­
bäude zurückzuführen. 

B a u kosten 

77 .26. 1 Während die Abtei lung "Raum " des BMWF im Mai 19 72 zufolge damaliger Durchschnitts­
preise für Hochschulnutzflächen von 1 0  000 S bis 1 2  000 S/m 2 für den Bauumfang der WUW die Her­
stellungskosten mit rd 300 Mil l  S beziffert hatte, wurden im März 19 74 für rd 25 000 m 2 Nettonutzfläche 
nach Angaben des Architekten Gesamtkosten von 600 Mil l  S bis 700 Mil l  S (einschließlich Platte) ge­
nannt. Im Memorandum des erwähnten Kreditinstituts vom Jul i  19 74 betreffend die Finanzierung des 
Neubaues wurden die Baukosten schließlich mit 700 Mill S für die WUW und mit 300 Mill S für die Zoolo­
gie angegeben. 

77.26.2 Der RH bemängelte, daß die ursprünglich bei Vorstellung der Projektstudie sowohl vom BMBT 
als auch vom BMWF entschieden als zu hoch bezeichneten Kostengrundla gen in der Folge unwiderspro­
chen angenommen wurden. Weiters beanstandete er die nachträgliche Anderung der Preisbasis von 
März 19 74 auf März 19 73. 

77.26.3 Das BMWF gab dazu keine Stellungnahme ab. 

77.27. 1 Mit Fortschreiten des Projekts wurden die Kostenschätzungen jeweils näher aufgegliedert 
und alle weiteren Planungsänderungen aufgrund von Nutzerwünschen ausdrücklich als Zusatzkosten, die 
nicht durch die Finanzierungsvereinbarung gedeckt wären, aufgelistet und dem BMWF zur Genehmigung 
vorgelegt: 
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"verfeinerte Kostenschätzungen" 

2/77 5/78 1 /80 1 0/80 

in Mil l  S (Preisbasis 9/76, ohne USt) 

IMJN 929,5 925,2 975,3 1 007,2 
Zoologie 474,3 475,4 533,8 556,7 
Bibliothek 1 85,4 1 98 , 1  
Biologie 351 ,6 398,7 

Gesamtprojekt 1 403 ,8  1 400 ,6  2 046 , 1  2 1 60 ,7  

77. 27.2 Nach Ansicht des RH waren diese Kostenschätzungen als Nachweis der wirtschaftlichen 
Bauabwicklung unzureichend, weil vom BMWF weder die Ausschreibung noch die Rechnungslegung über ­
prüft wurde. So stellte auch der Konsulent des BMWF bereits im Jul i  1 977 fest, daß es nicht möglich ge­
wesen sei, insb die Bau- und Ausstattungsbeschreibung der WUW als Grundlage für die Beurteilung der 
Stichhaltigkeit der angemeldeten Mehrkosten heranzuziehen. 

77.27.3 Das BMWF enthielt sich der Stel lungnahme. 

77.28. 1  Das BMWF genehmigte bspw im Juli 1 977 die geänderte Projektierung der Lüftung und Be ­
heizung der Au ßenzonen der Zoologie unter der ausdrücklichen Auflage, daß laut Angaben des GP dem 
Bauherrn durch die Umplanung keine zusätzlichen Kosten und zeitliche Verzögerung entstünden. Im 
Jul i  1 979 erfolgte die Genehmigung der Dreischeibenverglasung mit Mehrkosten von rd 4 Mil l  S mit dem 
ausdrücklichen Hinweis, daß das Kuratorium geeignete Einsparungsvorschläge bei anderen Baukosten 
erstatten sollte. 

77.28.2 Wie der RH kritisch vermerkte, hat der GU für die Belüftung der Au ßenzone Mehrkosten von 
6,2 Mill S gegenüber der Kostenschätzung ausgewiesen und das BMWF bei der Erweiterung des Kosten­
rahmens die Mehrkosten der Dreischeibenverglasung zur Kenntnis genommen. 

77.28.3 Das BMWF gab hiezu keine Stellungnahme ab. 

77 .29 . 1  Der GU hat im Oktober 1 984 die Gesamtkosten den Kostenschätzungen vom Feber 1 977 
gegenübergestellt und insgesamt eine "Schätzungenauigkeit" von 2,8 vH errechnet: 

Koste rischätzung 2/77 IMJN 
Zoologie 
Bibliothek 
Biologie 

Grobkostenschätzung 

Gesamtprojekt 
+ Behördenauflagen 

Nordbergbrücke 
+ Mehrleistungen 
+ Mehrkosten durch Kubaturmehrung 
+ Schätzungenau igkeit 

Gesamtkosten auf Preisbasis 9/76 

in Mill S 

929,5  
474,3 

507,0 

1 9 1 0 ,8  

1 1 5,3 
1 60,0 
222,0 

52,5 

2 460,6 

Da diese Gegenüberstellung auch den Nachweis für  eine dem Genehmigungsumfang entsprechende 
Ausführung bildete, stellte der RH dem BMWF die Frage, ob es sich mit der Gesamtkostenfeststellung bzw 
den Begründungen des GU für die Abweichungen von den Kostenschätzungen auseinandergesetzt habe. 
Das BMWF teilte dem RH mit, daß seitens des Konsulenten keine Stellungnahme vorliege, die Abweichun ­
gen von den Kostenschätzungen wären jeweils im Rahmen besonderer Besprechungen erörtert bzw ge ­
nehmigt worden. 
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77.29.2 Der RH bea nsta ndete die unzureiche nde Beha nd lu ng des Koste nnachweises durch das 
BMWF. Im ei nzel ne n  fehlte n: 

( 1 )  ei ne Überschreitu ngsge nehmigu ng des BMWF für die zusätzliche n Koste n "Behörde nauflage n 
Nordbergbrücke" , weil i n  der Koste nschätzu ng 1 2/80 nur Aufwe ndu nge n vo n 20 Mil l  S für die WUW und 
die Zoologie mit dem Hi nweis auf zusätzlich erforderliche Maß nahme n ge nehmigt worde n ware n; 

(2) ei ne ausreiche nde Begrü ndu ng des GU für ei ne Abweichu ng vo n 222 Mi l l  S - immerhi n i n  der 
Größe nord nu ng des Bibl iotheks neubaues - mit "Mehrkoste n durch Kubaturvermehr ung", dere n Errech­
nu ng nicht ersichtlich war, weil die ge nehmigte n Entwürfe jede nfalls nur rd 423 000 m 3 umbaute n Raumes 
umfaßte n u nd darüber hi nausgehe nde Kubaturmehru nge n, wie bspw im Bereich der Biologie, geso ndert 
ge nehmigt u nd u nter "Mehrleistu nge n" bereits als Koste nerhöhu ng berücksichtigt worde n ware n. 

77.29.3 Laut Stellu ng nahme des GU sollte n die zusätzliche n Koste n für die Errichtu ng der Nordberg­
brücke immer außerhalb des Koste nrahme ns durch de n Bu nd vergütet werde n, weshalb auch ei ne Ge neh ­
migu ng durch das BMWF nicht notwe ndig gewese n sei. 

Laut Stel lu ng nahme des G P  sei die Vergrößeru ng der zu berech ne nde n K ubatur zum überwiege nde n 
Teil dem geä nderte n Reche nverfahre n gemäß ÖNORM B 1 800 gege nüber der zum Zeitpu nkt der Ent­
wurfspla nu ng noch gültige n ÖNORM e ntspru nge n. 

77.29.4 Der RH e ntgeg nete: 

( 1 )  selbst für de n Fall der Koste nüber nahme durch das BMwA hätte das BMWF zumi ndest rechtzeitig 
Vorsorge treffe n müsse n, daß Entwurf, Baubeschreibu ng u nd Koste nschätzu ng der Nordbergbrücke auf 
Sparsamkeit u nd Zweckmäßigkeit überprüft würde n; 

(2) Ä nderu nge n ei nes Reche nverfahre ns kö nnte n nicht oh ne weiteres zu Mehrkoste n des Bauvor­
habe ns vo n rd 1 34 Mil l  S führe n. 

77 .30 . 1  Im Sch lu ßbericht des Kuratoriums über das Bauvorhabe n UZA wurde n die abgerech nete n 
Baukoste n mit 4 690 S/m 3 als im u ntere n Bereich der Erfahru ngswerte des vergleichbare n Bu ndeshoch­
baues gelege n bezeich net. 

77.30.2 Der RH hi ngege n errech nete die Baukoste n für das UZA ei nschl ießl ich der Koste n für de n 
Bah nhofsumbau, der Mehrkoste n für die Basisko nstruktio n u nd der Aufwe ndu nge n für die Nordbergbrücke 
- aber oh ne Koste n für Ei nrichtu ng, Fi na nzier ung u nd Umsatzsteuer - mit rd 6 900 S/m 3• Zwische nbe­
triebliche Vergleiche vo n Bu ndeshochbaute n wäre n wohl a ngesichts der u nterschiedliche n Gru ndvoraus­
setzu nge n schwierig, jedoch seie n bspw für ei n Bauvorhabe n des Bu ndes im Schulbereich 2 200 S/m 3 

u nd für de n Neubau ei ner U niversitätsbibliothek 4 350 S/m 3 a n  Baukoste n a ngefalle n. 

77.30.3 Laut Stellu ng nahme des G U  kö nnte n nur Vergleichsbaute n i n  derselbe n Ausstattu ng u nd 
de nselbe n a nreche nbare n Nebe nkoste n mit de n vom Kuratorium ge na nnte n  Baukoste n vergliche n wer­
de n. Bei Ei nbeziehu ng der Kubatur des Bah ngeschosses würde n sich bei Berücksichtigu ng der Koste n 
des Bah ngeschosses u nd der Basisplatte Baukoste n vo n nur 3 1 00 S/m 3 ergebe n. 

77.30.4 Der RH erwiderte, der Auftraggeber habe jeweils die I nvestitio nse ntscheidu ng aufgru nd der 
Gesamtkoste n zu treffe n. Da nach würde im vorliege nde n Fall der kapitalisierte Wert des wertgesicherte n 
jährliche n Besta nde ntgeltes für die Überbauungsfläche n de n übliche n Gru ndstückskoste n e ntspreche n 
u nd die aufgru nd der Platte nüberbauu ng a nfalle nde n Mehrkoste n wäre n de n Herstellu ngskoste n des 
Hochba ues hi nzuz urech ne n. 

Ei ne Ei nrech nu ng der Kubatur des Bah ngeschosses i n  diese n Baukoste nvergleich wäre jede nfalls 
verfehlt, weil dieser Bereich nicht vo n U niversitätsei nrichtu nge n ge nutzt werde n ka nn. 

Bau- und Ausstattungsbeschreibung 

77.31 . 1  Der GP hatte gemäß Vertrag mit dem Kuratorium ua mit dem GU abgestimmte Bau- u nd A us­
stattu ngsbeschreib unge n zu erstelle n, die dem Kuratorium u nd dem BMWF zur Ge nehmigu ng vorzulege n 
ware n. 
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Die Bau- und Ausstattungsbeschreibung der WUW aus 19 75 enthielt nach einer allgemeinen Übersicht 
und Konstruktionsbeschreibung eine Untergliederung nach Gewerken sowie abschließend eine Flächen­
aufstel lung nach Nutzflächen. 

77.31 .2 Wie der RH kritisch vermerkte, fehlten bspw Hinweise auf natürliche Gegebenheiten wie 
Sonneneinfall und Hauptwindrichtung, weiters die Angabe von Gebäudekennzahlen, die eine Beurteilung 
der Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit des Vorschlages ermöglicht hätten,  sowie Mengenangaben und 
technische Festlegungen bei verschiedenen Gewerken. Die Heizungs-, Lüftungs- und Klimaanlagen in den 
hochtechnisierten Gebäuden des UZA waren nur unzureichend beschrieben. Eine Auftei lung der voraus ­
sichtlichen Investitions- und Betriebskosten nach Gewerken war nicht enthalten. Mangels entsprechen­
der Festlegungen war dem GP bzw GU eine weitgehende Gestaltungsfreiheit innerhalb eines überschlägi­
gen Kostenrahmens überlassen. 

Der RH beanstandete die Anerkennung einer derart wenig aussagekräftigen Bau- und Ausstattungs­
beschreibung. 

77.31 .3 Das BMWF und das Kuratorium nahmen nicht unmittelbar Stellung. 

Der Baubeauftragte der WUW meinte, aus Nutzersieht wäre rd acht Jahre vor Besiedelung eine Fest­
legung der Baubeschreibung in der vom RH als erforderlich angesehenen Form wenig zweckmäßig ge­
wesen. 

Der GP bezeichnete eine genauere Festlegung erst bei Erstellung der Leistungsverzeichnisse nach 
Projekterstellung als üblich. Die Auswahl der lufttechnischen Anlagen sei im Zuge der Ausführungspla­
nung in Abstimmung mit dem Nutzer und dem GU getroffen worden. 

77.31 .4 Der RH erwiderte, eine rechtzeitige Planung sei Voraussetzung für jedes zielgerichtete Han­
deln, was wohl auch eine gewisse Selbstbindung des in  die Planung eingebundenen Nutzers mit sich 
bringe. 

Finanzierung 

77.32 . 1  Aufgrund des Vertrages vom 1 3 . Mai 19 75 i n  der Fassu ng der Nachträge vom 
26. März 19 79 und 1 3. Oktober 19 82, abgeschlossen zwischen dem Kuratorium und der Republik 
Österreich, vertreten durch das BMWF, hatte diese für die Überlassung der Nutzung des Bestandgegen­
standes im Jahr 19 75 eine Mietzinsvorauszahlung von 70 Mil l  S, in den Jahren 19 76 bis einschließlich 
19 80 eine jährliche Vorauszahlung von 1 00 Mill S, im Jahr 19 8 1  eine von rd 19 3 Mill S einschließlich 
eines Betrages von 45 Mill S für die Einrichtung, und im Jahr 19 82 eine Mietzinsvorauszah lung von 
3 1 0  Mil l  S zu leisten. Diese Beträge waren unmittelbar der Bezahlung projektbezogener Kosten zuzu­
führen. Ab dem Jahr 19 83 bis zum Jahr 199 6 (Fassung des Vertrages aus 19 79 bzw 19 82) war der Bund zu 
einer jährlichen Mietzinsvorauszahlung oder einer jährlichen Mietzinszahlung - wenn die Bauwerke be­
reits zur Nutzung übergeben worden waren - verpflichtet, die der jährlichen Amortisation eines Darlehens 
zu entsprechen hatte, dessen Kapitalbetrag und jährliche Amortisationsraten nach bestimmten Grund­
sätzen festgelegt waren. Zum Kapitalbetrag zählten ua die Kosten der Errichtung der Bauwerke und die 
Zinsenbelastungen. Der Bund verpflichtete sich ferner, alle Aufwendungen zu bezahlen, die aus der Inan­
spruchnahme des Grundstückes erwuchsen. 

Bis Ende 19 82 überwies das BMWF 1 078 Mill S an das Kuratorium. Dieses verwendete den Betrag 
sowie erhaltene Rückersätze, Mietersätze und Zinsen für Bauaufwendungen, so daß es bis Ende 1982 
aus Mitteln des Bundes rd 1 1 05 Mill S für den Bau bezahlte. 

77.32.2 Wie der RH vermerkte, ist vor allem durch den Nachtrag im Jahr 19 79 ,  aber auch durch den im 
Jahr 19 82, die Rückzahlung auf den Zeitraum nach 199 0 verschoben worden. Diese Vorgangsweise 
brachte zwar eine Entlastung der Budgets für die Jahre bis 19 89 ,  bedeutet jedoch einen Mehraufwand für 
die Jahre danach sowie eine Erhöhung der Gesamtzinsenbelastung. 

77.32.3 Das BMWF und das Kuratorium gaben hiezu keine Stellungnahme ab. 

77 .33 . 1  Mit Schreiben vom 1 2. Mai 19 75, vom Kuratorium am 1 3. Mai 19 75 angenommen, bot das 
e rwähnte Kreditinstitut an, in den Jahren 19 76 bis 1981  Rechnungen über Lieferungen und Leistungen, die 
zur Errichtung des Hochschulgebäudes erbracht wurden, in  jährlichen Raten bis zu einer Höhe von 
insgesamt 1 533 Mill S (einschließlich Zahlungen für Zinsen) unter der Bedingung zu bezahlen, daß diese 
Rechnungen einen vom Rechnungsleger zu unterschreibenden Vermerk über die Kenntnisnahme der Ab-
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tretung der Forderung an das Kreditinstitut sowie einen Vermerk eines Bevollmächtigten der Republik 
Österreich über die Richtigkeit und Angemessenheit der Rechnungen bzw des Rechnungsbetrages 
aufweisen. Zur Abdeckung der vom Kreditinstitut eingelösten Forderungen trat das Kuratorium die ihm aus 
dem Nutzungsvertrag mit der Republik Österreich zustehenden Ansprüche an das Kreditinstitut ab. 

Im Jahr 1 979 erweiterte das Kreditinstitut sein Angebot vorerst auf 2 200 Mill S und im Jahr 1 982 auf 
3 000 Mil l  S. Das Kuratorium nahm dieses an und zahlte bis Ende 1 982 rd 2,7 Mrd S aus Mitteln des 
Kreditinstituts für den Bau. Insgesamt beliefen sich daher die Bauaufwendungen einschl ießl ich bereits 
bezahlter Zinsen bis Ende 1 982 (Ende der Mietzinsvorauszahlungen, die unmittelbar den Baukosten zu­
zuführen waren) auf rd 3 ,85 Mrd S. 

77. 33.2 Aus den bereits angeführten Gründen legte das Kuratorium dem RH keine Belege für die Zeit 
nach dem 31 . Dezember 1 981 vor. Für welche Baumaßnahmen die Zahlungen ab 1 982 verwendet wurden 
und wie hoch diese Zahlungen waren, konnte der RH deshalb n icht feststellen. Daraus ergab sich aber 
auch, daß dem RH bis Ende 1 981  nur Belege für knapp die Hälfte des Bauaufwandes zur Überprüfung zur 
Verfügung standen. Eine Aussage über die Zweckmäßigkeit der gewählten Finanzierungsart konnte daher 
nicht getroffen werden. 

77. 33.3 Sowohl das BMWF als auch das Kuratorium gaben hiezu keine Stellungnahme ab. 

77.34. 1  Bei den Konten, auf welche die Mietzinsvorauszahlungen des BMWF überwiesen wurden, 
fielen bis Ende 1 982 rd 4,6 Mill S an Zinsen an, die das Kuratorium nicht für die Bezahlung von Bau­
aufwendungen verwendete, sondern auf ein eigenes Konto überwies. Wie einem Bericht des Kuratoriums 
aus 1 985 zu entnehmen war, hatte sich dieser Betrag in der Zwischenzeit auf 6 , 1  Mil l  S erhöht. Das 
Kuratorium vertrat den Standpunkt, daß ihm diese Erträge zustünden, das BMWF hatte dies 1 977 be­
stritten .  Damals allerdings vertagten die Vertragspartner eine Entscheidung darüber bis zur Abrechnung 
des Bauvorhabens. 

77. 34.2 Der RH bemängelte das Fehlen einer ve rtraglichen Regelung über die Guthabenzinsen und 
erachtete es als unzweckmäßig, erst an läßlich der Schlu ßrechnung darüber zu verhandeln ,  wem sie zu­
stünden. 

77. 34.3 Das BMWF und das Kuratorium gaben hiezu keine Stellungnahme ab. 

Verkeh rserschl ießu ng  

77. 35. 1  Das dem Kuratorium eingeräumte Überbauungsrecht für  d ie  WUW - später auch erweitert 
auf UW und Bibl iotheken (BIBL) - war Teil eines vom GP entwickelten Gesamtüberbauungskonzepts für 
die FJB-GrÜnde. Ua war ein vier- bis sechsspuriger Nord-Süd-Straßenzug als öffentliche Verkehrsfläche 
zur Verbindung von Bezirksteilen vorgesehen. 

Die Notwendigkeit der Errichtung einer derartigen Verkehrsflache, die das Bahngelände zwischen 
Liechtenwerder Platz und Donaukanal (Lände) überquert, sah der GP in städtebaul ichen Rücksichten, 
insb in seinem eigenen Verkehrskonzept, begründet. Allerdings fand sich damals in keinem der der Stadt 
Wien vorliegenden Entwürfe für ein städtebauliches Verkehrskonzept ein Hinweis auf eine derartig groß 
ausgelegte Verkehrsverbindung. Erst mit der Abänderung des Flächenwidmungsplanes - als die Baube­
will igung für die WUW bereits erteilt war - findet sich die Nordbergbrücke in den Entwürfen für ein städti­
sches Verkehrskonzept. 

Im Baubewi ll igungsbescheid wurde verfügt, die als Nordbergbrücke bezeichnete Nord-Süd-Straßen ­
verbindung bis zur Benützungsbewilligung herzustellen. 

77. 35.2 Der vom GP vertretenen Meinung, die Nordbergbrücke sei als Verbindung von Bezi rksteilen 
erforderlich, vermochte der RH nicht zu folgen, weil eine Seite der Brücke am Donaukanal endet, wo es 
keine Wohn- oder Geschäftsviertel gibt. Selbst die ursprünglich vorgesehene Fu ßgängerbrücke über den 
Donaukanal hätte eine derartige Verbindung nicht wirksam ermöglicht, weil einerseits die Entfernungen 
größer als übliche Fu ßwegstrecken gewesen wären und andererseits die benachbarten Bezirksteile nicht 
so unterschiedliche Infrastruktureinrichtungen aufweisen, daß sich die Bewohner veranlaßt sehen könn­
ten, zu Fuß in den benachbarten Bezirk zu gelangen. 

Auch eine Reihe anderer städteplanerischer Gründe sprach nach Ansicht des RH gegen diese Ver­
kehrsverbindung. Seiner Meinung nach wäre es zweckmäßiger gewesen, erforderlichenfalls die vorhan-
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de ne Bu ndesstraße B 221 im Bereich der nur etwa 300 m westlich der Nordbergbrücke gelege ne n  Brücke 
über die FJB zu verbreiter n  u nd auch die A nbi ndu ng a n  die Do nauka nalbegleitstraße zu verbesser n. 

Für die Feuerwehrzufahrt ist die Nordbergbrücke jede nfalls nicht erforderlich, weil die "Platte", auf der 
die Bah nhofsüberbauu ng errichtet ist, über ei ne ausreiche nde Tragkraft verfügt. 

Dem RH erschie n sohi n die als Nordbergbrücke bezeich nete Straße nverbi ndu ng jede nfalls für die 
i nnere Erschlie ßu ng der Hochbaute n der Bah nhofsüberbauu ng nicht im ausgeführte n Umfa ng als erfor­
derlich. 

77.35.3 Das BMWF u nd das Kuratorium gabe n im ei nzel ne n  kei ne Stel lu ng nahme ab. Das BMWF 
mei nte nur allgemei n, das Projekt ei ner Überbauu ng sei für Österreich "absolutes Neula nd" gewese n. 

Der G P  mei nte, im Zeitpu nkt der frühere n Pla nu ng seie n nur die Vorstellu nge n der 19 72/19 73 abge­
halte ne n  Stadte ntwicklu ngse nquete zur Verfügu ng gesta nde n. Die sei nerzeitige Erschl ießu ngspla nu ng 
sei zu nächst vom bestehe nde n Straße nnetz ausgega nge n. Bei rd 25 000 vorgesehe ne n  Arbeitsplätze n 
u nd i nsgesamt 2 1 73 Parkplätze n für Pkw habe sich aber ei n Verkehrsaufkomme n ergebe n, das über­
lagert mit dem prog nostizierte n Verkehr ei ne Ä nderu ng des bestehe nde n Verkehrssystems erfordert 
habe. Erst nach Verwirklichu ng der Gesamtüberbauu ng u nd des Verkehrsko nzepts kö nne ei ne "Nachher­
u ntersuchu ng "  durchgeführt werde n, währe nd diese bei ei nzel ne n  Baustufe n zu Fehlbeu rteilu nge n führe n 
würde. 

77. 35.4 Der RH erwiderte, ei ne Bah nhofsüberbauu ng habe es i n  Wie n-La ndstraße bereits mehr als ei n 
Jahrzeh nt zuvor mit zum Teil höhere n Gebäude n als die WUW gegebe n. 

Das BMWF bzw das Kuratorium hätte n aus wirtschaftlich e n  Grü nde n jede nfalls auf ei ne A npassu ng 
des Verkehrserschließu ngssystems a n  die geä nderte Gesamtüberbauu ng drä nge n müsse n. Ei ne derar­
tige Vorga ngsweise wäre auch dem zweckmäßige n Bauablauf nicht hi nderlich gewese n. 

Errichtung der Bibl iotheken und der Grünanlagen 

77.36.1  Die BIBL der WUW erstreckt sich über zwei Geschosse. Die Verbi ndu ng mit dem Bauteil der 
WUW erfolgt über zwei Gä nge im zweite n Stock, vo n wo ma n über ei n gemei nsames Stiege nhaus zum 
Bibliotheksei nga ng im Erdgeschoß gela ngt. Im Erdgeschoß besteht ebe nfalls ei ne Verbi ndu ng zur WUW, 
die gleichzeitig die Fu nktio n vo n Fluchtwege n erfüllt. 

Die Südfassade der BIBL der WUW ist zur Gä nze als durchsichtige, über zwei Geschosse reiche nde 
Glasfassade ausgebildet. Die Ausrichtu ng der natürlich e n  Belichtu ng der BIBL nach Süde n erforderte i n  
Verbi ndu ng mit de n teilweise über zwei Geschosse reiche nde n Sichtglasfläche n ei ne n  aufwe ndige n 
So nne nschutz, der aber wege n der Fassade nausbildu ng nur i nne nliege nd a ngebracht werde n ko nnte. Die 
große Wärmee ntwicklu ng sowie Ble ndu ngserschei nu nge n bei So nne nei nstrahlu ng werde n vo n de n Be­
nutzer n  als u na nge nehm empfu nde n. 

77.36.2 Die erwäh nte n Verbi ndu ngsgä nge erfül le n nach A nsicht des RH kei ne u nabweisliche Fu nk­
tio n, zumal die Türe n zur B IBL im erste n Stock oh nehi n versperrt si nd. Durch die A nord nu ng dieser über­
flüssige n Verbi ndu ngswege gehe n aber wertvolle Lesezo ne nfläche n verlore n. Bei E ntfall der Verbi n­
du ngsgä nge hätte ma n de n Baukörper der BIBL auch spiegelverkehrt a nord ne n  kö nne n, wodurch die 
große n Fe nsterfläche n nordseitig a ngeord net gewese n wäre n. 

Der RH bea nsta ndete sohi n, daß nicht be nützerfreu ndl ichere u nd koste ngü nstigere Lösu nge n für die 
A nord nu ng der Bibliotheksräume getroffe n wurde n. 

77. 36.3 Das BMWF u nd das Kuratorium e nthielte n sich der Stellu ng nahme. 

Laut Stellu ng nahme des GP erfordere der Verwe ndu ngszweck ei ne n  große n natürliche n Lichtei nfal I ,  
womit auch vermehrte Wärmeei nstrahlu ng verbu nde n sei. Deme ntspreche nd seie n d ie  Lesesäle mit ei ner 
mech a nische n Be- u nd E ntlüftu ngsa nlage mit teilweiser Kühlu ng u nd mit Ble ndschutzei nrichtu nge n aus­
gestattet worde n. Die beide n gedeckte n Gä nge im erste n Obergeschoß e ntspräche n  ei ner u nabdi ngbare n 
Nutzerforderu ng.  

77.36.4 Der RH erwiderte, der GP übersehe, daß der Me nsch hi nsichtlich der Lichtwirku ng zwar ei ne n  
sehr weite n I nte nsitätsbereich oh ne A nstre ngu ng bewältige n kö nne, währe nd er bei der Wärmestrahlu ng 
nur ei ne n  sehr klei ne n  Temperaturbereich auszugleiche n vermag. Es ist zweifellos nicht zweckmäßig, die 

4 
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Wärme zuerst in die Räume einzulassen und sie von dort über innenliegende Sonnenschutzeinrichtungen 
mit hohem Energieaufwand wieder abzuführen. 

77.37. 1 Die BIBL der UW liegt - mit Ausnahme des Bücherspeichers - unterhalb der B IBL der WUW 
im ersten Untergeschoß. Aufgrund der Trennung vom Baukörper der UW ergaben sich an der Süd - und 
Westfront natürlich belichtete Zonen. Die BIBL der UW wird durch einen allgemein zugänglichen Gang, der 
nicht zum Bibliotheksbereich zählt, in zwei Teile geteilt. Der in den Bestandplänen mit " Freihandbibliothek" 
bezeichnete Bereich war zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch nicht in Betrieb genommen. 

Die räumliche Ausgliederung der BIB L de r UW aus dem Gebäudekomplex der UW brachte es mit sich, 
daß eine Anbind ung nicht in der gleichen Geschoßebene erfolgen konnte. 

77.37.2 Bei hinreichender Abstimmung der Planung wäre es nach Ansicht dßs RH möglich gewesen, 
e ine geschoßgleiche, gedeckte Verbindung zur UW herzustel len. Der die BIBL der UW teilende Gang hätte 
in die Bibl iothek einbezogen werden können, weil eine D urchgangsmöglichkeit von der WUW zur UW funk­
tionell nicht vorrangig ist. 

77.37.3 Laut Stellungnahme des GP wäre die Herstel lung einer geschoßgleichen, gedeckten Verbin­
dung über die Ebene 1 der UW nicht möglich gewesen, weil dadurch der laut Flächenwidmungs- und Be­
ba uungsplan zwingend vorgeschriebene öffentliche Durchgang in Ost-West-Richtung unterbrochen wor­
den wäre. 

77.37.4 Der RH erwiderte, der öffentl iche Durchgang sei durch den GP selbst vorgeschlagen w prden. 
Es bestand überdies kein zwingender Grund, den kaum angenommenen öffentlichen Durchgang gerade an 
dieser Stelle auszuf9hren. 

77.38. 1  Im Z uge der Errichtung des UZA wurden umfangreiche Grünflächen angelegt. Im Bereich der 
WUW sollten sie den Mitarbeitern und den Studenten zur Erholung, im Bereich der UW vorwiegend der 
Nutzung durch die angrenzenden Institute zur Durchführung von wissenschaftlichen Versuchen dienen. 
Überdies war vorgesehen, vor allem für die Bevölkerung des 9 .  Bezirks, einen parkähnlichen Erholungs­
raum zu schaffen. Die Auftragssummen für die Gestaltung der gesamten Grünanlagen - die tatsächlichen 
Kosten konnten mangels Vorlage der Schlu ßrechnungen nicht ermittelt werden - bel iefen sich auf insge­
samt rd 19 Mil l  S. Hiezu kamen die Kosten von insgesamt rd 3,4 Mil l  S für die Errichtung von Bereg­
nungsanlagen und Hydrokulturen. 

Beide Universitäten erhielten kein zusätzliches Personal zur Pflege der umfangreichen Anlagen.  
Ferner zeigte sich rasch, daß d ie erwartete Sorgfalt der Benützer fehlte. Ua wurde d ie Beregnungsanlage 
nach kurzer Zeit weitgehend unbrauchbar, weil die oberflächig verlegten Kunststoffrohre und -schläuche 
durch Betreten der Grünflächen und durch Hunde beschädigt und au ßer Funktion gesetzt wurden. Zur Zeit 
der Gebarungsüberprüfung machten vor allem die nicht ausschl ie ßlich Versuchszwecken dienenC/en 
Grünanlagen im Bereich der UW einen äu ßerst ungepflegten Eindruck. Ein Teil der Grünflächen war über­
dies in größtem Ausmaß durch Hundekot ver unreinigt. Die verantwortlichen Bediensteten machten für die 
fehlende Reinigung vor allem Personalmangel geltend. 

77.38.2 Der RH erachtete die Ausgestaltung der Grünräume als wenig zweckentsprechend I,Ind be­
mängelte, daß angesichts der erheblichen Kosten für die Errichtung das erforderliche Personal für die 
Pflege und Erhaltung nicht bereitgestellt wurde. 

77.38.3 Laut Stellungnahme des GP sei die Ausgestaltung der Grünanlagen vor allem bei Berück­
sichtigung einer größtmöglichen Wa rtungsfreiheit erfolgt. Der zu Recht beanstandete Zustand sei im we­
sentlichen auf eine unsachgemäße Pflege durch ungeschultes Personal zurückzuführen. Pflegefre;e 
Grünanlagen im städtischen Bereich und in öffentlicher Nutzung seien nicht möglich . 

Entwu rfskr i t ik  

77.39. 1  D ie ursprünglich vom GP gewählte Form der Bahnhofsüberbauung, d ie auch Eingang in  den 
Flächenwidmungs- und Bebauungsplan aus dem Jahr 19 76 gefunden hatte, sah für die WUW und die UW 
(Bauteile Zoologie und Biologie) jeweils Bauplätze in Ost-West-Längserstreckung vor. Sie sollten durch 
eine ebenfalls Ost-West orientierte "Urbane Verflechtungszone" getrennt werden. Diese projektierte Ver­
tlechtungszone wurde schließlich tür die Unterbringung der B IBL  sowie für die Erweiterung der UW ver ­
wendet. 
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Die in der Ausführ ung verwirklichte Längserstreckung des Ba ukörpers der WUW vorwiegend in Nord ­
Süd-Richt ung brachte es mit sich, daß zwei Längs- und eine Q uerseite der unmittelbaren Sonneneinstrah­
l ung a usgesetzt sind. 

Wenn bei gro ßen Ra umtiefen, zB bei Unterrichtsrä umen im Hochsch ulba u, 'lieie und sehr hohe 
Fensterflächen für eine natürliche Belicht ung vorgesehen werden, wird gleichzeitig die Ableit ung von 
überschüssiger Sonnenwärme erforderl ich. Ein Sonnensch utz für derart große Flächen ver ursacht aber 
einen hohen A ufwand sowoh l  bei der Erricht ung als a uch beim Betrieb. Andererseits finden erhebliche 
N utzflächen mit geringeren Ra umtiefen und geringeren Fensterflächen das A uslangen (etwa Instit ute mit 
Rä umen für das Lehrpersonal). 

77.39 .2 Nach Ansicht des RH w urde die Möglichkeit der zweckmäßigen A usricht ung der Ba ukörper 
der WUW im Entw urf nicht a usreichend wahrgenommen. So wäre es d urcha us möglich gewesen, insb die 
großen Hörsäle an der Nordseite anz uordnen und unter weitgehendem Entfall von Sonnensch utzeinrich­
t ungen a uch natürlich z u  belichten;  die ständige künstliche Bele ucht ung und Klimatisier ung hätten dabei 
entfallen können. An der Südseite wären vorwiegend Instit utsrä ume anz uordnen gewesen;  die ihnen z u­
geordneten Seminarrä ume hätten d urch die geeignete Wahl der Trakttiefen a usreichend belichtet werden 
können. 

77.39 .3 Das BMWF ging a uf die A usführungen des RH nicht unmittelbar ein. 

La ut Stell ungnahme des G P  habe der RH spekulative Annahmen getroffen, denen sachlich nicht ent­
gegengetreten werden könnte. N ur der Mittelba ukörper der WUW sei in Nord-Süd-Richt ung a usgerichtet, 
dieser jedoch von vier in Ost-West-Richt ung gelegenen Ba ukörpern (den sogenannten Spangen) d urch ­
dr ungen, so daß die Fassade z u  je einem Viertel nach jeder Himmelsricht ung gelegen sei. 

77.39 .4 Der RH erwiderte, die gleichmäßige A usricht ung des Gebä udekörpers nach allen vier 
Himmelsricht ungen hätte n ur dann eine bestmögliche N utzbarkeit des Gebä udes bewirkt, wenn die innere 
A ufteil ung des Gebä udes nach unterschiedlichen N utz ungsarten im Entw uffsstadi um noch nicht bekannt 
gewesen wäre. 

77 .40 . 1  Die Hörsaalplan ung der WUW war von Beginn an a uf die weitere N utz ungsmöglichkeit der 
Großhörsäle des Altba ues a usgelegt und sah im Ne uba u neben dem A uditori um maxim um und vier Gro ß ­
hörsälen überwiegend Seminarrä ume i n  der Größenordn ung von 30 bis 70 Plätzen vor. Die vom G P  er ­
mittelten Bedarfswerte ber uhten a uf Annahmen über eine Weiterentwickl ung der didaktischen Methoden, 
wie zB verstärktes Selbstst udi um und Kleingr uppenarbeit. 

Im Oktober 19 77 w urden ein z usätzlicher Hörsaal sowie die Z usammenleg ung von Seminarrä umen 
z ur Schaff ung mittlerer Hörsäle genehmigt. Als 19 79 beschlossen w urde, die WUW z ur Gänze in das UZA 
z u  übersiedeln, war es n ur mehr möglich, drei z usätzliche Hörsäle im Ne uba u unterz ubringen. Um den 
Mangel an mittelgroßen Hörsälen im Ne uba u a usz ugleichen, w urden nach Besiedel ung der WUW weitere 
Seminarrä ume in den oberen Stockwerken z u  Hörsälen z usammengefaßt. 

Unter H inweis a uf den Mangel an größeren Hörsälen, der bereits Anmiet ungen nötig gemacht hätte, 
w urden von der WUW für den Erweiter ungsba u weitere sechs Großhörsäle und tagesbelichtete Seminar­
rä umlichkeiten gefordert. 

77.40.2 Der RH vermochte n icht z u  erkennen, inwieweit das BMWF spätestens z um Zeitp unkt der 
Entw urfsgenehmig ung eigene Zielvorstell ungen in die Hörsaalplan ung miteingebracht hat. Seiner Ansicht 
nach hätten die im Z usammenhang mit den Forder ungen der WUW für den Erweiterungsba u angestellten 
Unters uch ungen hinsichtlich des Hörsaalbedarfes bereits G r undlage des ursprünglichen R F P  und der 
dara uf f ußenden Plan ung sein müssen. 

77.40.3 La ut Stell ungnahme des G P  seien die Bedarfswerte für die Hörsaalplan ung von der WUW 
a ufgr und von Hörer- und Prüf ungszahlen vorgegeben worden. Das Nichteintreten der angenommenen 
Weiterentwickl ung der didaktischen Methoden an der WUW hänge mit dem geringen Lehrpersonal bzw den 
weit über die Erwart ung gestiegenen St udentenzahlen z usammen. 

Das BMWF gab keine Stell ungnahme ab. 

77.40.4 Der RH erwiderte, vom BMWF hätte wohl eine Ä ußer ung z u  den gr undsätzlichen Plan ungs­
vorgaben erwartet werden können. 
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77.4 1 . 1  Das Auditorium maximum der WUW sowie der Hörsaal 1 der UW sind freistehend angeordnet 
und ausschließlich künstlich bel ichtet und belüftet. 

77.41 .2 Nach Ansicht des RH hätte bei den freistehenden Hörsälen getrachtet werden müssen, durch 
zweckmä ßige Ausrichtung der Baukörper die Nachteile unmittelbarer Sonneneinstrahlung zu vermeiden. 
Beim Auditorium maximum der WUW wäre etwa bei nordseitiger Anordnung der Fensterflächen weitgehend 
der Sonnenschutz entbehrlich gewesen. Die Einbeziehung günstiger natürlicher Gegebenheiten hätte 
auch eine Verminderung des technischen Aufwandes für die Belüftung mit sich gebracht. Der RH bean­
standete, daß zweckmäßige alternative Lösungsmöglichkeiten nicht genutzt wurden. 

77.41 .3 Laut Stel lungnahme des GP sei bei der Planung der Hörsäle versucht worden, auch aus­
ländische Erfahrungen der letzten Jahrzehnte im Hörsaalbau einzubeziehen. Laut Empfehlung eines ein­
schlägigen Fachmannes sei eine Frischluftrate von 20 m 3 bis 30 m 3 je Stunde und Hörer erforderlich. Bei 
Einbau von Fenstern wäre es erforderlich, die Luftwechselrate weiter zu erhöhen, um die Sonnenwärme 
abführen zu können. Schließlich sei die Lärmbelastung am Standort FJB zu beachten.  Eine Fensterlüftung 
wäre unter den gegebenen Umständen unmöglich. 

Wie der Baubeauftragte der WUW feststel lte, habe er wegen der schlechten Erfahrungen mit den 
natürlich belichteten Hörsälen im Altbau dieser technisch bestechenden neuen Lösung zugestimmt. 

77.41 .4 Der RH erwiderte, bei entsprechender Gestaltung des Entwurfes wäre eine Abschirmung der 
Hörsäle von Störquellen möglich gewesen. 

77.42 . 1  Die Aufschl ießung der Institute erfolgte auf ausdrücklichen Nutzerwunsch entgegen den 
ersten Entwürfen des GP durch interne Verbindungsgänge. In vielen Fällen verminderte sich die Fläche 
der Assistentenarbeitsplätze dadurch bis auf rd 7,6 m 2• 

77.42.2 Nach Ansicht des RH verstärkte sich durch diese Art der Aufschließung der Eindruck der 
Enge und Unübersichtlichkeit in den oberen Institutsgeschossen gegenüber den großzügig gestalteten 
Verkehrsflächen des Erdgeschosses und ersten Obergeschosses. Der RH sah darin einen Gegensatz 
zwischen den der Entwurfskonzeption zugrundeliegenden Vorstellungen des G P  und dem auch vom 
BMWF unterstützten Nutzerwunsch. 

77.42.3 Laut Stel lungnahme des GP sei ein ausdrücklicher Nutzerwunsch vorgelegen und die Grund­
konzeption mit den zuständigen Gremien abgestimmt worden. 

Der Baubeauftragte der WUW bezeichnete die internen Aufschl ießungsgänge als au ßerordentlich 
bewährt und führte die geringe Größe der Assistentenzimmer auf fehlende Raumreserven zurück. 

77.42.4 Der RH e rwiderte, der geschilderte Sachverhalt beweise die Berechtigung seiner Vorbehalte 
gegenüber der Ansicht des BMWF, erst bei Vorliegen der Grundri ßkonzeption organisatorische und funk ­
tionelle Ansprüche an die mittle rweile fortgeschrittene Planung zu stellen. 

77.43. 1  Die Ersch ließung des Hauptgebäudes der WUW erfolgt von einer vom Erdgeschoß in  das 
zweite Obergeschoß reichenden Halle. Im Erdgeschoß werden von dieser aus vorwiegend innenl iegende 
Hörsäle, im ersten Stock das über dem Eingangsbereich liegende Auditorium maximum sowie Institute und 
die Universitätsverwaltung erreicht. Weiters befinden sich im ersten Stock drei als Atrien ausgebi ldete 
Zonen, die einen Pausenaufenthalt im Freien ermöglichen. Im zweiten Obergeschoß werden vorwiegend 
Institute erschlossen. Der im zweiten Obergeschoß gelegene zweite Zugang zum Auditorium maximum er­
folgt durch baulich getrennte Stiegenhäuser vom ersten Obergescho ß aus. In der Halle sind ferner vier 
sogenannte Kerne für die vertikale Erschl ießung des Gebäudes angeordnet. Die natürliche Belichtung der 
Halle erfolgt im wesentlichen über Lichtbänder vom zweiten Obergeschoß aus, wobei das Licht über 
Deckendurchbrüche in das erste Obergeschoß und das Erdgeschoß geführt wird. Das erste Obergeschoß 
erhält auch Tageslicht aus dem Bereich der Atrien. 

Das Erdgeschoß erhält Tageslicht auch unmittelbar von der Eingangszone, über welche aber das im 
ersten Obergeschoß gelegene Auditorium maximum weit vorragt. Die Halle muß auch bei Sonnenschein 
künstlich beleuchtet werden. Die gewählte Konfiguration hat eine große Gebäudekubatur zur Folge, jedoch 
verringern die zahlreichen Deckendurchbrüche für die Lichtführung die Bodenfläche. Wegen der ungünsti­
gen Bel ichtungsverhältnisse und der Geräuschentwicklung werden die Hal lenflächen vorwiegend für kurze 
Aufenthalte und als Gangflächen verwendet. 
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77.43.2 Nach Ansicht des RH hat die unzweckmäßige Lichtführung erheblichen Anteil an der be­
schränkten Nutzbarkeit. Wären etwa anstelle der Rücksprünge an der Westseite Vorsprünge angeordnet 
worden, was etwa ein Drittel weniger Fassadenfläche und auch weniger Dachflächen erfordert hätte, so 
wäre zusammen mit einer lichtdurchlässigen Gestaltung der Galeriebrüstungen der Querschnitt des freien 
Lichteinfalles erheblich vergrößert worden. Im Erdgescho ß hätte die vom Tageslicht erreichte Fläche 
gleichfalls vermehrt werden können. Durch den möglichen Entfall der Deckendurchbrüche hätten natürlich 
bel ichtete Flächen zum Selbststudium,  für Seminarräume oder Büros gewonnen werden können. Der 
Nutzflächengewinn hätte etwa insgesamt 460 m 2 ausgemacht. Bei Abwicklung des Vorhabens durch das 
BMBT als Bundeshochbau hätte dessen fachkundiges Personal auf eine zweckmäßige Entwurfsgestal ­
tung Einfl uß  nehmen können. 

77.43.3 Laut Stel lungnahme des G P  seien die spekulativen Überlegungen des RH zur besseren 
Lichtführung bei den Fassaden ohne Variantenplanung nicht beurteilbar. 

77.43.4 Der RH erwiderte, es wäre wohl ohne weiteres einsichtig, daß Rücksprünge mehr Oberfläche 
aufweisen als der sich der Kreisform nähernde Oberflächenquerschnitt. Bereits im Vorentwurfsstadium 
sollten unzweckmäßige Varianten ausgeschieden werden. 

77.44. 1  Wie bereits erwähnt, erfolgt die vertikale Erschließung des acht Geschosse umfassenden 
Haupttraktes der WUW über vier Kerne. Jeder Kern enthält eine eigene Fluchtstiege mit Schleusen, zwei 
Personenaufzüge, WC-Anlagen sowie Installationsschächte. Zwei Stiegenanlagen ohne Schleusen er­
schl ießen das Auditorium maximum. Die Seitentrakte sind mit der Eingangshalle ebenfalls über die ge ­
nannten Kerne verbunden. Die in den Seitentrakten untergebrachten Fluchtstiegen liegen auf der gegen ­
überliegenden Seite. Sie führen auf Fluchtterrassen, die mit der Eingangszone nicht in Verbindung stehen. 

Besonders zu Vorlesungsbeginn und -ende kommt es vor den Personenliften zu Stauungen. Viele 
Wartende nehmen dann den Weg über die benachbarte Fluchtstiege, was zu einer Überbeanspruchung der 
Schleusentüren führt. 

77.44.2 Nach Ansicht des RH waren das Ausmaß und die Verteilung der Häufigkeit des vertikalen 
Verkehrs bereits im Planungsstadium absehbar gewesen, weshalb für eine bessere Bewältigung des Per­
sonenverkehrs entsprechend vorgesorgt hätte werden müssen. 

77.44.3 Das BMWF und das Kuratorium nahmen dazu nicht Stellung. 

Der Baubeauftragte der WUW meinte, es wäre unzweckmäßig, den gesamten, punktuell auftretenden 
vertikalen Verkehr einer Hochschule durch Lifte bewältigen zu wollen. Die Aufschließung einer Hochschule 
mü ßte vorwiegend durch Stiegenhäuser erfolgen. Die Stiegen würden nunmehr wesentlich besser ange­
nommen als in der ersten Zeit des Betriebes. 

Laut Stellungnahme des G P  sei der Bemessung der Liftkapazitäten grundsätzlich nur das Personal 
zugrundegelegt worden. 

77.44.4 Der RH erwiderte, wenn man bereits im Planungsstadium den Studierenden die Überwindung 
von Höhendifferenzen von bis zu sechs Stockwerken durch Stiegensteigen zugemutet hätte, wäre auf 
eine geeignete Ausführung der Verbindungswege zu achten gewesen. 

77.45. 1  Bei der Mensa wurde erst in der Bauphase der Speisesaal entgegen der Projektplanung in 
das Obergeschoß verlegt. Da die Küchenplanung bereits abgeschlossen war, verblieb die Küche im Erd ­
geschoß.  

77.45.2 Diese nachträgliche Änderung verursachte Zusatzinvestitionen in Mil l ionenhöhe für den 
Lastenaufzug sowie zusätzliche Bau- und Planungskosten. Für den Betreiber der Mensa entstanden da­
durch erhebliche Organisationsp·robleme, insb ein erhöhter Arbeitsaufwand beim täglichen Speisentrans­
port. 

77.45.3 Laut Stellungnahme des G P  sei die Zusammenlegung der Küche mit der Cafeteria auf einer 
Ebene funktionell richtig. Die Führung des Aufzuges über alle drei Geschosse der Mensa wäre bereits im 
Entwurfsplan vorgesehen gewesen und hätte zu keinen höheren Baukosten geführt. 
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77.45.4 Der RH verblieb auf seinem Standpunkt, daß bei Beibehaltung des ursprünglichen Projekts 
die genannten Mehrkosten vermeidbar gewesen wären. 

77 .46 . 1  Grundsätzlich werden bei jedem Neubau im Bereich des Bundeshochbaues zumindest 
Grundschutzräume angeordnet, weil es sich durchwegs um Gebäude handelt, die öffentlichen Interessen 
dienen und im Ernstfall die Aufgabe hätten, der Öffentlichkeit Schutz zu bieten. 

Im August 1 977 empfahl der G P  unter H inweis auf Herstellungskosten von rd 5 vH der Gesamtbau­
kosten dem BMWF, keine Erweiterung des RF P für die Schaffung von Schutzräumen vorzusehen. 

77.46.2 Im Hinblick auf die Höhe der Herstellungskosten laut Grobkostenschätzung des GU von nur 
4,7 Mill S im Vergleich zu den Herstellungskosten der WUW von 650 Mil l  S war dem RH nicht ersichtlich, 
warum das BMWF schlie ßlich auch entgegen den Einwendungen seines Konsulenten auf den Bau von 
Schutzräumen im Bereich des UZA verzichtet hat. 

77.46.3 Das BMWF gab hiezu keine Stellungnahme ab. 

Haustec h n i k  

77.47. 1 Ursprünglich war für die innenl iegenden Hörsäle und Seminarräume der WUW und der U W  
eine Versorgung mittels Lüftungs- und Klimaanlagen geplant, während die Au ßenzonen mit einer Radiator­
heizung und Fensterlüftung versehen werden sollten. Für die Au ßenseite war eine vorgehängte Alumi­
niumfassade mit emaill ierten Stahlblechbrüstungen vorgesehen. 

Im Zuge der Besprechungen waren Bestrebungen des G P  und des GU zu erkennen, eine Glasfassade 
nach dem Vorbild der bereits bestehenden Bahnhofsüberbauung zu verwirkl ichen. Da diese Ausführung 
neben höheren Investitionskosten auch die Notwendigkeit einer Klimatisierung der Au ßenzonen erwarten 
l ieß, wurde vom G P  zum Nachweis der Wirtschaftlichkeit dieser Variante ein Konsulent mit der Ausar­
beitung eines Gutachtens beauftragt. In einer Kosten-Nutzen-Analyse wurden dabei im wesentlichen die 
Investitions- und Folgekosten berücksichtigt. Bei den nichtklimatisierten Varianten wurden Folgekosten 
von 570 S, bei den klimatisierten Varianten solche von 1 01 5 S je Fensterachse und Jahr ermittelt. Dem­
gegenüber wurde vom Gutachter ein verhältnismäßig äußerst hoher Nutzenfaktor bei Klimatisierung von 
1 200 S je Fensterachse und Jahr für erhöhte Produktivität der Beschäftigten eingesetzt. Bei dieser Be­
rechnungsmethode wurde die Fassaden-Vollverglasung mit K l imatisierung als die wirtschaftlichste 
Variante ausgewiesen, während eine Vollklimatisierung mit einem Anteil an zu öffnenden Fenstern von 
50 vH als jene mit den höchsten Investitions- und Folgekosten aufschien. 

Die Mitglieder des Bauausschusses der WUW waren aber nur unter der Bedingung, daß sämtliche 
Fenster zu öffnen wären, bereit, der Klimatisierung der Institute zuzustimmen. 

Daraufhin wurde vom G P  ein weiteres Gutachten desselben Konsulenten eingeholt. In  diesem wurden 
Folgekosten von 1 749 S je Fensterachse bei Radiatorheizung und Fensterlüftung und nur 539 S bei 
Klimatisierung und zu öffnenden Fenstern ausgewiesen. 

Der große Unterschied zugunsten der Klimatisierung ergab sich lediglich aufgrund der Verwendung 
von hypothetischen Leistungssteigerungsfaktoren,  während die maßgeblichen Investitions- und Folge­
kosten ein gegenteil iges Bild geboten hätten.  

Zur Ausführung gelangte schl ießlich d ie Klimatisierung mit  zu öffnenden Fenstern. Der Investitions­
mehraufwand für die Klimatisierung der Au ßenzonen der WUW betrug 30 Mill S. 

77.47.2 Der RH erachtete das erwähnte Gutachten als Entscheidungsgrundlage für ungeeignet und 
beanstandete die Ausführungsentscheidung durch das BMWF zu einem derart späten Zeitpunkt und auf­
grund eines anfechtbaren Gutachtens. Mit der gewählten Ausführung wurde für die Außenzonen der WUW 
die Variante mit den höchsten Investitions- und Betriebskosten verwirklicht. 

77.47.3 Laut Stellungnahme des G P  sei nicht die teuerste Variante ausgeführt worden, was auch die 
Energiekosten der bisherigen Vollbetriebsjahre gezeigt hätten. 

77.47.4 Der RH erwiderte, daß die Folgekosten der gewählten Ausführung die höchsten seien, hätten 
die vom G P  eingeholten Gutachten erkennen lassen. 
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77.48. 1  Die Klimaverteilu ngsa nlage n wurde n so gepla nt u nd ausgeführt, daß i n  der Ferie nzeit die 
nichtbe nützte n 44 Semi narräume bzw Hörsäle mit ei ner Nutzfläche vo n rd 2 500 m 2 nicht abzuschalte n 
si nd .  

77.48.2 Der RH bea nsta ndete diese für  de n Betrieb u ngü nstige Systemauslegu ng, d ie  zu ei nem 
nutzlose n E nergieaufwa nd vo n rd 650 000 S im Jahr für Heizu ng u nd Lüftu ng führt. 

77.48.3 Laut Stellu ng nahme des GP kö nnte der Luftvolume nstrom bei nicht belegte n Räume n auf ei n 
Mi ndestmaß zurückgeregelt werde n. Diese Lösu ng sei gewählt worde n, um die I nvestitio nskoste n zu be­
schrä nke n. 

77.48.4 Der RH erwiderte, durch ei ne e ntspreche nde Gestaltu ng des Ka nalverteilu ngssystems wäre 
ei ne betriebskoste nspare nde Lösu ng oh ne Mehrkoste n möglich gewese n. 

77.49.1  Die Frischluftversorgu ng u nd Klimatisieru ng vo n vier Hörsäle n u nd des Auditorium maximum 
der WUW erfolgt über ei n Pultlüftu ngssystem. Die Pultbreite n erweise n sich als zu schmal, weshalb die 
Lüftu ngsschlitze beim Mitschreibe n meist abgedeckt werde n. Der kühle Luftstrom weicht da nn zum Nach­
bar oder zum Vorderma nn aus. I nsb im Sommerbetrieb kommt es zu Klage n der Be nützer über Kaltluft­
Zugerschei nu nge n. 

77.49.2 Der RH bemä ngelte die Verwe ndu ng ei nes offe nsichtlich nicht ausgereifte n Systems. 

77.49.3 Laut Stellu ng nahme des GP seie n zum Zeitpu nkt der Pla nu ng zahlreiche auslä ndische U ni­
versitäte n mit diesem Lüftu ngssystem ausgerüstet gewese n. Sei ne Wirksamkeit u nd Wirtschaftlichkeit 
sei durch ausreiche nde Versuchsreihe n gewährleistet. 

-

77.49.4 Der RH verwies demgege nüber auf die Notwe ndigkeit ei nes störu ngsfreie n Betriebes sowie 
auf die Beschwerde n der Stude nte nschaft. 

77.50. 1 Trotz der hohe n I nvestitio nskoste n vo n rd 43,8 Mil l  S für die Lüftu ngs- u nd Kl imaa nlage der 
WUW war diese im Betrieb offe nsichtlich nicht zufriede nstel le nd. Die Temperaturvertei lung im Frühjahr u nd 
Herbst ist u nzureiche nd, die Luftversorgu ng i n  ei nzel ne n  Hörsäle n ma ngelhaft; Diplomprüfu nge n werde n 
trotz vorha nde ner i nne nliege nder Semi narräume teilweise i n  natürlich bel ichtete n u nd belüftbare n Vorräu­
me n durchgeführt. 

Ei ne U mfrage, welche die U niversitätsdirektio n  der WUW im Dezember 1 984 u nter de n I nstitutsvor­
stä nde n durchführte, ergab zahlreiche negative Erfahru ngsberichte. Auch die Hochschülerschaft äu ßerte 
sich wiederholt i n  ihre n Veröffe ntl ichu nge n kritisch über ma ngelhafte Fu nktio nserfüllu ng. 

77.50.2 Der RH bezeich nete die Akzepta nz u nd das Wohlbefi nde n der Be nützer als wese ntlich für die 
Leistu ngsbeurteilu ng ei ner derartige n A nlage. 

77.50.3 Laut Stel lu ng nahme des GP sei die A nzahl der Beschwerde n verhält nismäßig niedrig u nd 
hätte n diese zu 75 vH behobe n werde n kö nne n. 

77.50.4 Der RH erwiderte, die kritische n Nutzerfeststellu nge n hätte n überwoge n. 

Vergabewesen 

77.51 . 1 Wie bereits erwäh nt, war der GU allei niger Bieter für die Baun:eisterleistu nge n beim UZA. 

77.51 .2 Zur Beurtei lu ng der freihä ndig vergebe ne n  Baumeisterarbeite n im Verhält nis zu de n bei 
öffe ntliche n Ausschreibu nge n vom BMBT erzielte n Preise n zog der RH stichprobe nweise die Stahlbeto n­
arbeite n hera n, die ei ne n  wese ntl iche n Teil der Baumeisterarbeite n ausmachte n u nd i n  ihre n Hauptele­
me nte n auch bei u nterschiedliche n Gebäude n e ntspreche nd vergleichbar vorkomme n. Als Vergleichs­
baute n wurde n U niversitäts neubaute n hera ngezoge n, dere n Preise auf ei ne n  gemei nsame n Stichtag be­
zoge n wurde n. Um der vom GU geäu ßerte n Behauptu ng zu begeg ne n, bei diese n U niversitätsbaute n seie n 
U ntera ngebote zum Zuge gekomme n, wurde n die Mi ndestbieter außer Betracht gelasse n. 

Bei de n betrachtete n Vergleichsbaute n machte n die Stahlbeto narbeite n rd 68 vH bzw rd 35 vH, beim 
Bauteil WUW rd 71 vH u nd beim Bauteil Zoologie rd 62 vH der Baumeisterarbeite n aus. Die vergliche ne n  
Positio ne n  Beto n, Schalu ng u nd Beto nstahl betruge n bei de n Vergleichsbaute n im Mittel rd 65 vH, bei der 
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WUW rd 80 vH der angebotenen Stahlbetonarbeiten. Die verglichenen Positionen betrugen bei den Ver­
gleichsbauten im Mittel rd 32 vH, bei der WUW rd 57 vH der gesamten Baumeisterarbeiten. 

Nach diesen Preisvergleichen lagen insb die bei der WUW anerkannten Preise für Stahlbetonarbeiten 
deutlich höher als jene, die das BMBT bei öffentlichen Ausschreibungen erzielen konnte. 

Wären bei der WUW Preise ähnlich den an zweiter Stelle liegenden Angeboten bei den Vergleichsbau­
ten erzielt worden, wären allein bei den untersuchten Stahlbetonarbeiten (Beton, Schalung und Betonbau­
stahl) Einsparungen von rd 32 Mil l  S bzw 1 8  Mill S möglich gewesen. 

Übrigens hat auch im Zuge der vom Kuratorium beantragten Kostenübernahme für die Errichtung der 
Nordbergbrücke das damalige BMBT einen Ziviltechniker mit der Preisprüfung beauftragt, der die Preise 
als um 20 vH bis 40 vH zu hoch bezeichnete. 

77.51 .3 Der GU begründete die deutlich höheren Baumeisterpreise m it den Erschwernissen der Er­
richtung bei aufrechtem Bahnbetrieb und verschiedenen anderen Erschwernissen. Im übrigen habe er 
sämtliche erforderlichen Unterlagen (Kalkulationsblätter usw) dem Ziviltechniker zur Preisprüfung vorge­
legt. Die Preisprüfung sei entweder während oder nach Vollendung der Leistung durchgeführt worden ,  
weshalb sie wesentlich genauer gewesen sei als eine Preisprüfung vor Ausführung der Leistung. Der vom 
RH herangezogene Preis für Betonbaustahl sei überdies ein U nterpreis gewesen. 

77.51 .4 Der RH erwiderte, die im innerstädtischen Bereich gelegenen verglichenen Universitätsbau­
ten seien gleichfalls erheblichen Erschwernissen ausgesetzt und in ihrer Konstruktionsweise durchaus 
vergleichbar gewesen. Beim Vergleich der Quadratmeter- und Kubikmeterpreise wären jedenfalls auch die 
Kosten für die Basisplatte zu berücksichtigen gewesen, die das Fundament für die Hochbauten dargestellt 
habe. Weiters sei aus Kalkulationsblättern nicht abzuleiten, ob die darin enthaltenen Zeitansätze und Ein­
standspreise für Vorleistungen (insb Material) den auf dem freien Markt am günstigsten erzielbaren Wer­
ten entsprechen. Was die behaupteten Unterpreise bei Baustahl anlange, sei durchaus bekannt, in weI­
chen Größenordnungen Rabatte auf Handelspreislisten eingeräumt würden. 

77 .52 . 1  Die Professionistenleistungen wurden vom GU beschränkt ausgeschrieben und nach Durch­
führung von Preisverhandlungen zur Erzielung von Nachlässen vergeben.  

77.52.2 Der RH beanstandete diese Vorgangsweise a ls n icht im Einklang mit  der ÖNORM A 2050 
bzw den Vergaberichtlinien für den Bundeshochbau stehend, weil nach seiner Ansicht nur ein umfassen­
der Wettbewerb Gewähr dafür bietet, daß sich alle interessierten Bieter unter gleichen Bedingungen um 
öffentliche Aufträge bewerben können und der Auftraggeber die verlangten Leistungen zu möglichst gün­
stigen Bedingungen erhält. Preisverhandlungen verstoßen gegen die Regeln des Wettbewerbes. 

77.52.3 Laut Stellungnahme des BMWF bestünde bei einer beschränkten Ausschreibung die Mög­
lichkeit, vor Vergabe die Firmen auf ihre Bonität zu prüfen. Dadurch könnten die "Nachteile der allgemeinen 
öffentlichen Ausschreibung", wie Heranziehung des Bill igstbieters in jedem Fall usw, vermieden werden. 

Der GU erklärte, Preisverhandlungen hätten es ermöglicht, den Kostenrahmen bei gleichbleibender 
Qualität einzuhalten. 

77.52.4 Der RH erwiderte, die Prüfung der Leistungsfähigkeit der Bieter müsse in jedem Fall Grund­
lage der Best(nicht Bill igst-)bieterermittlung sein. Hinsichtlich der Preisverhandlungen hielt er seine Bean­
standung aufrecht. 

77.53.1  Im Zuge der Leistungserbringung wurden von den bauausführenden Unternehmungen Nach­
tragsangebote in großer Zahl vorgelegt. Damit waren Auftragserhöhungen bis zum Vierfachen der ur­
sprünglichen Auftragssumme verbunden. 

77.53.2 Der RH bemängelte diese Vorgangsweise, weil die Preisbildung aller erforderlichen Leistun­
gen dem Wettbewerb unterliegen sollte. E ine erhöhte Zahl von Nachtragsangeboten läßt erfahrungsgemäß 
auf mangelhafte Planung und Bauvorbereitung bzw Berücksichtigung von nachträglichen Nutzerwün­
schen schließen. 

77.53.3 Laut Stel lungnahme des G P  hätten "vom Nutzer meist infolge nicht vorhersehbarer, organi­
satorischer Änderungen" hervorgerufene Projektänderungen diese zusätzlichen Auftragsvergaben erfor­
derlich gemacht. 
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77.53.4 Der RH erwiderte, er habe gerade die Tatsache bemängelt, daß verschiedene Entscheidun­
gen vom BMWF nicht rechtzeitig getroffen worden waren. 

Betrieb und Instandhaltung 

77.54. 1 Die Gebäude des UZA werden mit zwei Energiearten versorgt, und zwar m it elektrischem 
Strom und mit Fernwärme aus dem Heizwerk Spittelau. Beim Fernwärmeverbrauch sind neben der WUW 
auch die Mensa und das Gebäude der Hochschülerschaft samt Service Betriebs GesmbH einbezogen, 
während beim Stromverbrauch nur die WUW und das Gebäude der Hochschülerschaft enthalten sind. Für 
die WUW ergaben sich für das Jahr 1 985 Kosten für elektrischen Strom von rd 9,8 Mill S und für Fern­
wärme von rd 4,4 Mil l  S. 

Der RH errechnete gem ÖNORM M 7595 für die beheizte Nettogeschoßfläche der WUW eine Ener­
giekennzahl von 354,2 kWh/m 2 im Jahr (a). 

Laut einer Veröffentlichung des Eidgenössischen Bundesamtes für Konjunkturfragen wird für klima­
tisierte Verwaltungsgebäude mit Wärmerückgewinnung eine Energiekennzahl von nur 277,8 kWh/m 2a an­
gegeben. 

Einem Energiebericht über das Bürogebäude der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter in Wien 
ist (bezogen auf die beheizte Nutzfläche) eine Energiekennzahl von sogar nur 1 43,9 kWh/m 2a zu ent­
nehmen. 

77.54.2 Wie der RH kritisch vermerkte, lag sohin das im Schlußbericht des GU als "energieoptimiert" 
bezeichnete Gebäude der WUW erheblich über den angeführten Vergleichswe rten. 

Der RH empfahl, künftig aus energiewirtschaftlichen Überlegungen den Einbau von Lüftungs- und 
Klimaanlagen auf das betrieblich erforderliche Ausmaß zu beschränken und verstärkt die zahlreichen 
baulichen Gestaltungsmöglichkeiten zur Minimierung des Energieverbrauches zu nutzen.  

77.54.3 Der GP bezeichnete d ie vom RH errechnete Energiekennzahl als unzutreffend und ermittelte 
bei Anwendung einer anderen Bezugsgröße (Bruttogrundri ßfläche) eine Energ iekennzahl von 
208,8 kWh/m 2a .  

77.54.4 Der RH erwiderte, er habe entsprechend der ÖNORM d ie  Nettogeschoßfläche als Bezugs­
größe angewendet, so daß die vom G P  vorgelegte Kennzahl mit den vom RH angeführten Werten nicht 
vergleichbar wäre. Er verblieb daher bei seiner Beanstandung. 

77.55. 1  Aufgrund der Gebäudegröße des UZA und der installierten Haus- und Betriebstechnik fallen 
entsprechend hohe Betriebskosten an, die zB für das Jahr 1 985 insgesamt rd 67 Mi l l  S (25 Mill S für die 
UW, 42 Mil l S für die WUW, Bibliothek usw) betrugen. 

Für das gesamte UZA betrugen die Energiekosten - Fernwärme und elektrischer Strom - im Jahr 1 985 
rd 48,8 vH der Gesamtbetriebskosten. 

Bei der WUW waren die hohen Energiekosten vo rwiegend auf die Fassadengestaltung (nahezu 50 vH 
Fensteranteil) und die daraus abgeleitete VOllklimatisierung der Au ßenzonen zurückzuführen. 

Auch die Reinigungskosten sind mit 1 1 ,3 Mi l l  S überdurchschnittlich hoch (26,4 vH der Gesamt­
kosten) .  

77.55.2 Nach Ansicht des RH wurde von der Universitätsdirektion d ie  Kontrolle von Umfang und Qua­
lität der Gebäudereinigung nicht ausreichend wahrgenommen. Laut Kostenaufstellung der Universitäts­
direktion der WUW ist der verrechnete Gesamtaufwand in jedem Monat mit rd 945 000 S gleich hoch. Bei 
etwa auf die Hälfte vermindertem Reinigungsaufwand in Ferienzeiten würde sich bei der Reinigung eine 
Einsparung von rd 22 vH ergeben,  wodurch diese Kosten um rd 2,3 Mil l  S im Jahr gesenkt werden könn­
ten. 

Der RH beanstandete insgesamt die au ßergewöhnlich hohen Betriebskosten der WUW und der UW. In 
H inkunft wäre bei baulichen Investitionen verstärkt auf die Folgekosten zu achten, um nicht die Grenzen 
der finanziell möglichen Vorsorge zu überschreiten. 

5 
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77.55.3 Laut Stellungnahme der Wi rtschaftsabtei lung der WUW habe sie nunmehr das Reinigungs ­
management selbst übernommen und dadurch Kosteneinsparungen erzielen können, weil nur mehr nach 
tatsächlichem Bedarf verrechnet werde. 

77.56.1  Mit der Betriebsführung wurde nach Inbetriebnahme des UZA im Herbst 1 982 eine Vertrags ­
firma, die bereits in der Projektphase als Planer für die haustechnischen Anlagen tätig war, freihändig be ­
auftragt. Obwohl ein aufwendiges Gebäudeleitsystem installiert worden war, verursachte allein der Perso­
naleinsatz der Vertragsfirma ( 1 7  Techniker) Kosten von rd 1 0  Mil l  S im Jahr. Dazu kommt noch der an­
teilige Personala ufwand der Bundesbaudirektion Wien und der Wirtschaftsabteilung der WUW. 

77.56.2 Der RH beanstandet�, daß die Leistungen der Betriebsführung nicht ausgeschrieben wurden. 
Ferner seien bei der derzeitigen 'Betriebsweise die Kosten höher als die mit der zentralen Leiteinrichtung 
erzielten Einsparungen. 

Weiters vermi ßte der RH ein geeignetes Energie-Optimierungssystem, fußend auf einem verbrauchs­
orientierten Energiemeßsystem. Gegenwärtig ist entgegen der seinerzeitigen Entwurfsgenehmigung der 
Fernwärmeverbrauch der von der WUW getrennten Mensa und des Studentenhauses sowie der Stromver­
brauch der Wärmepumpenanlagen für die Glashäuser der Pflanzenphysiologie mangels getrennter Meß­
einrichtungen nicht feststellbar. 

Schließlich empfahl der RH, die Kosten der externen Betriebsführung durch entsprechende organisa­
torische Maßnahmen kurzfristig zu senken. 

77.56.3 Laut Stel lungnahme des GP sei der E insatz der Planungsfirma für die technische Betriebs­
führung notwendig, weil dadurch gerade in der Anfangsphase allfällige Kompetenzprobleme bei der Über­
schneidung technischer Gewerke ausgeschaltet hätten werden können. Im übrigen habe die Vertrags­
firma den Personalstand zwischenzeitlich von 1 5  auf acht Personen eingeschränkt. Auf In itiative der 
Wirtschaftsabteilung der WUW sei zusätzlich eine Organisationsänderung erfolgt. Durch gezieltes Ener ­
giemanagement seien von 1 985 auf 1 986/87 trotz Personalverminderung rd 1 1  vH an Energiekosten ein­
gespart worden. 

Hinsichtlich der nicht ausreichenden Meßeinrichtungen im UZA wurde die Ansicht des RH bestätigt. 

77.57 Weitere Bemängelungen und Anregungen des RH betrafen die Angemessenheit der Honorar­
vereinbarung mit dem GP,  die Ausführung einer unwirtschaftlichen Beleuchtungsanlage im Festsaal der 
WUW, die Zahlung von rd 395 000 S an eine Reinigungsunternehmung ohne Rechtsgrundlage, Schaden­
ersatz für Glasbeschädigung an der WUW durch eine Reinigungsunternehmung, die freihändige Vergabe 
des Schneeräum- und Kehrdienstes zu überhöhten Preisen, die mangelhafte Planung der Nutz- und Kühl­
was server- und -entsorgung sowie der Wärmerückgewinnungsanlagen, schließlich verschiedene bauliche 
Mängel (zB Wassereintritte an verschiedenen Stellen, unbrauchbares Magnetschließ-Türsystem und 
mangelhafte Bodenschließer). 

Dazu haben das Kuratorium, der GP, der GU und die Universitätsdirektion der WUW nur teilweise in 
befriedigender Weise Stellung genommen; in Einzelfällen wurde über bereits durchgeführte Maßnahmen 
berichtet. 

Der RH wird die noch unerledigten Angelegenheiten weiter behandeln. 

77.58 . 1  Auf der Basisplatte des UZA wurden zwei getrennte Parkdecks mit insgesamt 607 Park­
plätzen errichtet, öffentlich gegen Entgelt zugänglich gemacht und mit einer automatischen Schranken­
anlage ausgerüstet. Bereits im Feber 1 978 war beschlossen worden, die Garagen als Gewerbebetrieb zu 
führen, wobei nach übereinstimmender Ansicht der Vertreter der beiden Universitäten die Übernahme 
durch eine private Betreibergesellschaft auf der Grundlage der Selbstkostendeckung erfolgen sollte. Etwa 
zur gleichen Zeit wurde der Direktor eines privaten Garagenbetreibers vom GP zum Konsulenten für Gara­
genangelegenheiten bestellt. Die von ihm geleitete Gesellschaft pachtete die Anlagen im Jul i  1 980. 

Da das BMWF an einer möglichst kostengünstigen personellen Ausstattung der Anlage interessiert 
war, erfolgte auf Vorschlag des Gutachters ein Anschluß an die ebenfalls von der Gesellschaft betriebene 
Parkgarage des nahegelegenen technischen Zentrums eines Bankinstituts. Die Kosten für die Garagen­
überwachung, das Abfertigungssystem, die Automaten und die erforderliche Verkabelung beliefen sich 
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a uf rd 1 1  Mil l S. Alle sonstigen Kosten einer Garageneinricht ung blieben a ußer Betracht, weil sie a uch bei 
jeder anderen Betriebsform der Garage angefallen wären. 

77.58.2 Der RH bemängelte die Entscheid ung z ug unsten einer gewerblichen Führung der Garagen als 
verfrüht, z umal keine weiteren Überleg ungen über andere Möglichkeiten der Betriebsführ ung angestellt 
worden waren. 

77.58.3 La ut Stell ungnahme des BMWF sei die Entscheid ung für die Fremdvergabe mangels Plan­
stellen für eine Eigenleist ung getroffen worden. Infolge der wenig günstigen örtlichen Lage wäre die Her­
anzieh ung jener Unternehm ung zweckmäßig gewesen, die in der Nähe bereits eine andere Parkgarage be­
trieben habe. 

77.59. 1 Der zwischen der Rep ublik Österreich, vertreten d urch das BMWF, und der Gesellschaft ab­
geschlossene Pach vertrag sah einen jährlichen Pachtzins von 1 00 S für das rd 37 000 m 2 große Gara­
gengelände vor. Ferner hatte der B und neben den Erricht ungs- a uch die Betriebskosten einschließlich der 
antei ligen Verwalt ungskosten z u  bedecken.  Sofern die Selbstkosten der Pächterin a us dem Betrieb nicht 
gedeckt werden konnten, hatte der B und die nachgewiesene Differenz jährlich im nachhinein z u  ersetzen. 

Seit Beginn des Pachtverhältnisses im Jahr 1 982 bis einschli�.ßlich 1 986 war die Gesellschaft nicht in 
der Lage, eine Kostendeck ung z u  erzielen, so daß die Rep ublik Osterreich der Gesel lschaft rd 3,3 Mil l  S 
z u  vergüten hatte. 

77.59.2 Der RH beanstandete den für den B und ä ußerst ungünstigen Pachtvertrag. Bspw könnte die 
Pächterin wesentlich höhere Löhne und Gehälter bezahlen und eine a ufwendige Verwalt ung führen , ohne 
daß dies den B und z u  einer Verringer ung der Verwalt ungskosten berechtigt hätte. D urch die Verpfl icht ung 
z ur Abdeck ung der Betriebskosten und der anteiligen Verwalt ungskosten hatte das BMWF das wirtschaft­
liche Risiko des Garagenbetriebes übernommen. 

Ferner bemängelte der RH eine unterschiedliche Tarifgestalt ung, a ufgr und derer die Erlöse im Bereich 
der WUW-Parkfläche doppelt so hoch waren wie die im Bereich der UW. 

77.59.3 Das BMWF teilte mit, infolge einer in den letzten Jahren erhöhten Benützerfreq uenz hätten 
die Ve rtragsbeding ungen mit der Gesellschaft nach fünf jähriger Pachtda uer· z ug unsten des B undes ver­
bessert werden können. 

77.60. 1  Universitätsangehörige m ußten für die Einstell ung ihres Privatfahrze uges zT n ur ein Drittel 
dessen bezahlen, was von anderen Garagenbenützern verlangt w urde. Für St udenten bestand die Mög ­
lichkeit, Parkmünzen z u  begünstigtem Preis z u  erwerben, wobei der Unterschiedsbetrag z u  den tatsäch­
lichen Kosten z u  Lasten der beiden Universitäten ging. Der Z usch uß der WUW für verbill igtes Parken der 
St udenten im Wintersemester 1 984/85 betrug rd 1 1  000 S. A uch die Herstell ung der Parkmünzen w urde 
den Universitäten in Rechn ung gestellt, die hiefür 1 985 rd 1 02 000 S bezahlten. 

77.60.2 Der RH bemängelte die stark unterschiedliche Tarifgestalt ung und erachtete die Zahl ungsbe ­
günstig ungen für St udenten mit dem Ziel einer vorrangigen Inanspr uchnahme innerstädtischer öffentlicher 
Verkehrsmittel für unvereinbar. 

77.60.3 Das BMWF gab hiez u keine Stell ungnahme ab. 

77.9 1 . 1  Die A usstatt ung der biologischen Instit ute der UW erfolgte ebenso wie die Erricht ung des 
Gebä udes im Wege von Mietzinsvora uszahl ungen des B undes. Diese Instit ute hatten von 1 979 bis 1 986 
beim BMWF zwölfmal Gerätelisten eingereicht und Dringl ichkeitsreih ungen vorgenommen, die gewünsch ­
ten Geräte für die erforderliche wissenschaftliche Arbeit aber bis z ur Zeit der Gebar ungsüberprüfung nicht 
im beantragten A usmaß erhalten. 

77.61 .2 Nach Ansicht des RH war es nicht wirtschaftlich und zweckmäßig, ein Instit utsgebä ude z u  
errichten, ohne gleichzeitig mit der Fertigstell ung die wesentlichen wissenschaftlichen Geräte z ur Ver­
füg ung z u  stellen, um a uf diese Weise die volle Arbeitsfähigkeit der darin untergebrachten wissenschaft­
lichen Einricht ungen sicherz ustellen. 

77.61 .3 La ut Stell ungnahme des BMWF sollte den Instit uten z umindest in  den ersten Jahren nach 
Bez ug ne uer Rä umlichkeiten Zeit und Gelegenheit geboten werden, die Einricht ung vorerst mit den vor-
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h a nde ne n  Geräte n durchzuführe n, .. um ei ne E ntscheidu ng über zusätzliche Geräte nach ei ner Ei nge­
wöh nu ngsphase treffe n zu kö nne n. Uberdies hätte n die I nstitute der Formal- u nd Naturwisse nschaftliche n 
Fak ultät der UW 1 986 im Bereich des UZA rd 21 ,3 Mil l S für die A nschaffu ng vo n Geräte n erhalte n. 1 987 
wäre n 3,1 Mi l l  S für die Bereitste l lu ng vo n optische n  Geräte n zur Verfügu ng gesta nde n, für das 
Jahr 1 988 sei ei n weiterer Betrag zur Ausstatt ung der I nstitute am UZA vorgesehe n. 

77.62. 1 Währe nd das BMWF die vo n de n biologische n I nstitute n bea ntragte n Geräte nicht bereit­
stellte, l ieß es das neue Gebäude mit ei ner umfa ngreiche n u nd aufwe ndige n audio-visuelle n A nlage aus­
statte n, die jedoch zT wege n Fehler n i n  der Pla nu ng ,  zT ma ngels bestimmter tech nischer E i nrichtu nge n 
zur Zeit der Gebaru ngsüberprüf ung nur u nzureiche nd ge nutzt werde n ko nnte. 

77.62.2 Der RH erachtete die Ei nsatzmöglichkeit der umfa ngreiche n Videoei nrichtu ng als u nbefrie­
dige nd, umsomehr als die A nlage vo n de n Nutzer n nicht im beabsichtigte n Ausmaß a nge nomme n wurde. 
Überdies ko nnte n mit der vorha nde ne n  tech nische n  Ausstattu ng kei ne befriedige nd e n  audio-visuel le n 
Lehru nterlage n hergestellt werde n. 

77.62.3 Laut Stel lu ng nahme des BMWF sei die Pla nu ng für die audio-visuelle Ausstattu ng durch ei n 
vom GP beauftragtes Pla nu ngsbüro vorge nomme n worde n. Wie die "Großgerätekommissio n - AV-Medie n" 
mitteilte, sei die Pla nu ng des gege nstä ndliche n Ausstattu ngsvorhabe ns zum Zeitpu nkt der Schaffu ng der 
Kommissio n bereits abgeschlosse n gewese n u nd wäre n daher Empfehlu nge n zu Verä nderu nge n nicht 
zielführe nd gewese n. Seit Bestehe n der Kommissio n werde auf die Notwe ndigkeit der Betreuu ng durch 
geschultes Perso nal hi ngewiese n. ' 

77.63. 1  Die biologische n I nstitute wurde n mit i nsgesamt 1 5  Fotolabors ausgestattet, dere n Ei nrich­
tu ng rd 1 , 1 Mill S (oh ne USt) kostete. 

77.63.2 Der RH bemä ngelte, daß nicht mit ei nige n ze ntrale n  Du nkelkammer n das Ausla nge n gefu n­
de n wurde, wodurch Ei nrichtu ngs- u nd Betriebskoste n hätte n gespart werde n kö nne n: 

77.63.3 Laut Stel lu ng nahme des BMWF seie n für die Pla nu ng u nd Errichtu ng vo n Fotolabors i n  I n­
stituts neubaute n verschiede ne Überlegu nge n ausschlaggebe nd gewese n, jedoch sei die Großgeräte­
kommissio n bereits vor ei niger Zeit beauftragt worde n, ei ne Diskussio n über derartige E i nrichtu nge n i n  I n­
stituts neubaute n abzuhalte n. Ei n Ergeb nis liege derzeit noch nicht vor. 

77.64. 1 Der GP erachtete die Beheizu ng der Freifläche n für u nbedi ngt erforderlich. I nfolge Koste n­
überlegu nge n des BMWF wurde schließlich die Breite der beheizte n Gehfläche auf 2,4 m im Hauptbereich 
der WUW beschrä nkt. Die Herstel lu ng der Fläche nheizu ng kostete rd 1 ,5 Mil l  S, ihr Betrieb 1 985 allei n 
k napp 1 Mi l l  S. 

77.64.2 Der RH bezweifelte die Notwe ndigkeit ei ner Freifläch e nheizu ng u nd bemä ngelte die Hera n­
ziehu ng offe nsichtlich wirklichkeitsfremder Koste nschätzu nge n des GP als E ntscheidu ngsgru ndlage. 

77.64.3 Laut Stel lu ng nahme des GP sei die A nlage sachlich berechtigt, die Ausführu ng koste n­
spare nd erfolgt u nd ei n wirtschaftlicher Betrieb bei sorgfältiger Betreuu ng möglich. 

77.64.4 Der RH verblieb bei sei ner A nsicht. 

77.65. 1  Für die Bestuhlu ng des Auditorium maximum der WUW sowie mehrerer Hörsäle im Bereich 
des UZA gela ngte ei n bis zu diesem Zeitpu nkt i n  Österreich noch nicht erprobtes Sitzsystem zur 
Ausschreibu ng, das ei ne Pu ltbelüftu ng u nd ei ne n  Drehschwe nkstuhl auf ei ner Sta ndsäule aus Ru ndrohr 
vorsah. Vo n 1 5  z ur A ngebotslegu ng aufgeforderte n Firm e n  kame n lediglich vier der Aufforderu ng nach. 
Der Auftrag nehmer lieferte i n  der Folge i nsgesamt 2 245 ausschwe nkbare Sitzgelege nheite n. Zur Zeit der 
Gebaru ngsüberprüfu ng ware n allerdi ngs bereits 1 800 Sitzplätze vom Hersteller repariert worde n, weil die 
Schwe nkmecha nik aufgru nd der auftrete nde n Belastu ng sehr bald ei ner I nsta ndsetzu ng bedurfte. 

77.65.2 Wie der RH kritisch vermerkte, ist wege n des systembedi ngte n große n Platzbedarfs der ei n­
zel ne n  Sitze ei ne bessere Auslastu ng der Hörsäle durch ei ne größere A nzahl vo n Sitzmöglichkeite n ver­
hi ndert u nd dadurch der mehrfach beklagte Platzma nger weiter verschärft worde n. Ei n i n  Österreich u ner­
probtes System, das nicht auf sei ne Brauchbarkeit überprüft worde n war, erwies sich als überaus repara-
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turanfäl l ig. Zudem häuften sich die Beschwerden der Benützer über die im Gesichtskreis ausgeblasene 
Luft, über die Beengtheit der Sitze sowie über die unzureichenden Ablagemöglichkeiten. 

77.65.3 Laut Stellungnahme des GP sei das Hörsaalgestühl in Zusammenarbeit mit dem Institut für 
Arbeitswissenschaften und Ergonomie der TU Wien entwickelt worden und habe aus ergonomischer Sicht 
die bestmögl iche Lösung dargestellt. Der Schwenkmechanismus ermögliche es dem Hörer, den jeweiligen 
Sitzabstand zum Pult individuell und nach seiner jeweiligen Tätigkeit anzupassen.  Höheren AnschaHungs­
und Wartungskosten stünde jedenfalls ein größerer Nutzen wegen Vorbeugung von Haltungsschäden ge­
genüber. 

77.65.4 Der RH verblieb bei seiner Ansicht. 

77.66. 1 Die für die Hörsäle der WUW erforderlichen Garderoben waren au ßerhalb der Säle im Gang­
bereich angeordnet und daher von den Hörern während der Lehrveranstaltungen nicht einzusehen. Da das 
Universitätsgebäude ungehindert betreten werden konnte, kam es zu zahlreichen Diebstählen. In weiterer 
Folge hat die Universitätsverwaltung einen nachträglichen Umbau der Garderoben und die Anbringung von 
Kleideraufhängevorrichtungen in den Hörsälen veranlaßt. 

77.66.2 Der RH bemängelte, daß eine längst bekannte Erfahrungstatsache, wonach unbeaufsichtigte 
Garderoben zu einer vermehrten Anzahl von Diebstählen führen, bei der Planung der WUW unberück­
sichtigt blieb. 

77.66.3 Der Baubeauftragte der WUW stimmte der Ansicht des RH zu. 

77.67. 1 Beim Eingang zu den zoologischen Instituten wurde zusätzlich zu den Stiegenaufgängen 
eine Rolltreppe angebracht, die rd 900 000 S kostete und jährlich erhebliche Wartungsarbeiten verur­
sachte. 

77.67.2 Der RH vermochte keine Notwendigkeit für die Anbringung dieser Rolltreppe zu erkennen und 
empfahl, künftig die Zweckmäßigkeit kostenaufwendiger Investitionen genauer zu überlegen. 

77.67.3 Laut Stellungnahme des GP werde die Rol ltreppe von allen Besuchern des Gebäudes gern 
angenommen. 

77.67.4 Der RH verblieb bei seiner Ansicht. 

77.68. 1 Für die im UZA untergebrachten Institute der UW wurden sechs Teeküchen mit Gesamt­
kosten von knapp 300 000 S eingerichtet. Sie waren zT mit Keramikkochfeldern und Mikrowellenherden 
einer gehobenen Preisklasse ausgestattet. 

77.68.2 Der RH bemängelte die aufwendige Ausstattung der Teeküchen und das Fehlen mehrerer in 
Rechnung gestellter Heißwasserdurchlauferhitzer, über deren Verbleib bisher keine Nachforschungen 
angestellt worden waren. 

77.68.3 Laut Stellungnahme d�s GP seien die Teeküchen aufgrund der genehmigten Pläne einge­
richtet worden . . �um Zeitpunkt der Ubergabe an den Nutzer wären auch sämtliche Geräte vorhanden ge­
wesen und die Ubergabeprotokolle vom Nutzer unterzeichnet worden. 

77.69 . 1  Der RH hat sich bereits anläßl ich der Gebarungsüberprüfung der Ermessensausgaben 1 984 
kritisch mit der Ausgabe von 1 1  Mi l l  S für die künstlerische Ausgestaltung der WUW beschäftigt 
(SB 1 986 Abs 1 3.2.2) .  Wie nunmehr festgestel lt wurde, sind infolge verzögerter Schaffung von zwei 
dieser Bildtafeln dem BMWF weitere Kosten von rd 570 000 S entstanden. 

77.69.2 Nach Ansicht des RH beruhten die zusätzlichen Kosten zT auf einer verzögerten Planung, zT 
waren sie aber vom Künstler zu verantworten. 

77.69.3 Laut Stel lungnahme des GP wäre es zum Zeitpunkt der Eröffnung der WUW noch nicht ab­
sehbar gewesen, ob der Künstler mit der Herstellung von zwei weiteren Bildtafeln beauftragt werde. 
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77.70. 1  Die WUW machte wiederholt einen Mangel an Hörsälen, insb an solchen für eine größere 
Hörerzahl geltend. Im Altbau hatten sich neun Hörsäle in unterschiedlicher Größe für 1 20 bis 530 Hörer, 
insgesamt 1 876 Plätze, und weitere sieben kleinere Hörsäle mit insgesamt 450 Plätzen befunden. 
Demgegenüber verfügt die WUW im neuen Gebäude über ein Auditorium maximum mit 600 Sitzen, vier 
Hörsäle mit jeweils 1 70 und einen Hörsaal mit 1 36 Plätzen,  weiters noch elf kleinere Hörsäle für insgesamt 
8 1 0  Hörer. Daher umfaßt die neue WUW insgesam.t 2 286 Hörsaalplätze und 35 Seminarräume mit Platz 
für 980 Hörer. 

Somit hat sich das Platzangebot gegenüber dem Altgebäude nicht wesentlich erhöht und blieb gegen­
über der stark steigenden Zahl an Hörern sogar wesentlich zurück. Veränderungen ergaben sich vor allem 
im Hinblick auf die Größe der einzelnen Hörsäle, weil im Altbau mehrere größere Hörsäle zur Verfügung 
gestanden waren. 

77.70.2 Der RH bemängelte, daß die vom BMWF im August 1 982 angeregte einvernehmliche Rege­
lung zwischen der WUW, der UW und der Universität für Bodenkultur über die Benützung der Großhörsäle 
im Altgebäude noch nicht zustande gekommen ist. Das Auditorium maximum im Altgebäude wurde zuneh­
mend von der UW beansprucht und dem Zugriff der WUW entzogen. Wegen des Mangels an großen Hör­
sälen sah sich letztere gezwungen, ab 1 985 verschiedentlich auch Räumlichkeiten au ßeruniversitärer 
Organisationen für Prüfungen anzumieten. Die Gesamtkosten bel iefen sich für die in neun Fällen erfolgte 
Inanspruchnahme im Jahr 1 985 auf rd 54 000 S. 

Der RH beanstandete diese Ausgaben, die im wesentlichen infolge einer mangelhaften Planung ent­
standen sind. Immerhin war die rasch zunehmende Zahl der Studenten an der WUW deutlich absehbar und 
damit ein Bedarf an großen Hörsälen für wesentliche Vorlesungen und die Abhaltung von schriftlichen Prü­
fungen erkennbar. Er empfahl, im Rahmen der Errichtung des UZA 11 auf den tatsächlichen Hörsaalbedarf 
Rücksicht zu nehmen. 

77.70.3 Das BMWF und das Kuratorium gaben hiezu keine Stellungnahme ab. 

Neubau des Wiener Allgemeinen Krankenhauses - Universitätskliniken 

Im Hinblick auf die Unterbringung der Universitätskliniken im Allgemeinen Krankenhaus der Stadt Wien 
beteiligt sich der Bund zur Hälfte an den Kosten für dessen Neubau; die Veranschlagung und Verrechnung 
der Zahlungen des Bundes erfolgt beim Kapitel 14. Zur organisatorischen Durchführung des Neubaues 
bildeten die Republik Österreich (vertreten durch die Bundesminister für Finanzen sowie für Wissenschaft 
und Forschung) und die Stadt Wien (vertreten durch die Stadträte für Finanzen und Wirtschaftspolitik 
sowie für Gesundheits- und Spitalwesen) vor mehr als 25 Jahren eine Arbeitsgemeinschaft als Gesell­
schaft bürgerlichen Rechts, die jedoch selbst über kein eigenes Personal verfügt. Ab 1975 waren mit der 
unmittelbaren Projektverwirklichung eigene Kapitalgesellschaften beauftragt, zuletzt die VOEST-ALPINE 
Medizintechnik GesmbH. Trotz mehreren Nachteilen aus dem im Jahre 1982 abgeschlossenen Baubeauf­
tragungsvertrag und der in einigen Bereichen übermächtigen Stellung des gegenwärtigen Auftragnehmers 
dürfte die Fertigstellung des Neubaues termingerecht erfolgen können. Allerdings werden die Herstel­
lungskosten ein Vielfaches der ursprünglichen Schätzungen erreichen und auch die Folgekosten erheb­
lich über den bisher vorausgesagten Werten liegen. Der RH beanstandete die mangelhafte Transparenz 
der Kostenersätze (jährlich rd 3,5 Mrd S), die eingeschränkten Kontrollmöglichkeiten und das Fehlen einer 
Entscheidung über die künftige Betriebsführung bis zur Zeit der Gebarungsüberprüfung. 

Rechtl iche Grundlagen 

Vorgeschichte 

78. 1 . 1  Im Jahre 1 958 schlossen sich die Vertreter der beteiligten Gebietskörperschaften zu einem 
Spitzenausschu ß in Form einer Arbeitsgemeinschaft zwischen der Republik Österreich und der Stadt 
Wien zusammen, in welchem Übereinstimmung erzielt wurde, daß anstelle des ursprünglich geplanten 
Neubaues der 11. Chirurgischen Klinik der Neubau des gesamten Allgemeinen Krankenhauses (AKH) ge­
plant werde. Die Baukostenteilung, die bereits seit 1 955 zwischen Bund und Stadt Wien mit jeweils der 
Hälfte vereinbart war, erstreckte sich auch auf das erweiterte Bauvorhaben. 

Im Mai 1 962 wurde die Durchführung des Neubaues des AKH der Arbeitsgemeinschaft der Republik 
Österreich und der Stadt Wien (ARGE-AKH) übertragen, die aus dem genannten Spitzenausschuß her­
vorging. Die ARGE-AKH,  eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, nahm bis 1 975 nicht nur Bauherrenent­
scheidungen, sondern auch die Organisation der Bauabwicklung wahr. 
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Im September 1 975, also nach rd 20 Jahren, kamen die Republik Österreich und die Stadt Wien in 
einem Syndikatsvertrag überein, die Durchführung des Neubaues des AKH einer eigenen Kapitalgesell­
schaft zu übertragen, nämlich der "Allgemeine Krankenhaus Wien, Planungs- und Errichtungsaktienge­
sellschaft " (AKPE). Diese wurde wegen zahlreicher aufgetretener Schwierigkeiten im Zuge der Bauab­
wicklung Ende April 1 981 in eine Gesellschaft mbH umgewandelt. 

Gemäß Art XV dieses Syndikatsvertrages war der Abschlu ß eines Baubeauftragungsvertrages (BBV) 
vorgesehen, in welchem der Projektablauf genau bestimmt werden sollte. Der BBV wurde erst sechs Jahre 
später, im Jahre 1 98 1 , abgeschlossen, demzufolge die AKPE im Namen und auf Rechnung der ARGE­
AKH handelt und weiters die Nutzer als beratendes Organ in die Planung und Ausführung eingebunden 
werden. 

78. 1 .2 Nach Ansicht des RH wäre eine entsprechende KlarsteIlung schon in einem früheren Zeitpunkt 
zweckmäßig gewesen. 

78. 1 .3 Laut Stel lungnahme des BMF habe der BBV nur eine zusätzliche Umschreibung des Unter­
nehmungsgegenstandes dargestellt, während die Stadt Wien einer eindeutigen Festlegung der Rechts­
beziehungen zwischen der ARGE-AKH und der AKPE nur formale Bedeutung beimaß. 

78. 1 .4 Der RH erwiderte, die nach Abschluß des Syndikatsvertrages aufgetretenen Auslegungs­
schwierigkeiten hinsichtlich der Stel lung der Gesellschaft wären bei früherem Abschluß des BBV vermeid­
bar gewesen. 

Baubeauftragungsvertrag 

78.2. 1  Der zwischen der ARGE-AKH und der AKPE im April 1 981  abgeschlossene BBV wurde im Jul i  
1 982 dahingehend ergänzt, daß auf seiten der AKPE die VOEST-ALPINE AG (VA) beigetreten ist. Um dem 
neuen Eigentümerverhältnis Rechnung zu tragen, wurde der Firmenwortlaut AKPE in VOEST-ALPINE 
Medizintechnik Gesellschaft mbH (VAMED) abgeändert. Die Geschäftsanteile der AKPE wurden hiebei an 
die VA abgetreten, die ihrerseits im Herbst 1 982 die von Bund und Stadt Wien je zur Hälfte gehaltenen Ge­
schäftsanteile um je 1 0  Mill S erworben hatte. 

Aufgrund dieses neuen BBV wurde der VAMED die Fertigstellung der Planung und die Errichtung des 
vierten Bauabschnittes des Vorhabens "Neubau Wiener Allgemeines Krankenhaus (Universitätskl iniken)'" 
gemäß Projektstand 1 .  Jänner 1 981 übertragen. Die VAMED handelt seither, wie bis dahin die AKPE, im 
Namen und auf Rechnung der ARGE-AKH, allerdings unter Anwendung der Vergaberichtl inien der VA. 

78.2.2 Der RH beanstandete die damit bewirkte teilweise Ausschaltung der ÖNORM A 2050, zumal 
er anläßlich seiner besonderen Gebarungsüberprüfung der Betriebsorganisationsplanung für den Neubau 
des AKH in Wien ausdrücklich die vollständige Anwendung der ÖNORM A 2050 als erforderlich bezeich­
net hatte (SB 1 980 Abs 1 29.2) . 

Obwohl im Entwurf des BBV (Anhang IV) vom März 1 982 noch die Verpflichtung der "Begleitenden 
Kontrolle" (BEKON) vorgesehen war, nicht nur dem RH, sondern auch dem Kontrollamt der Stadt Wien 
über Verlangen Prüfungsberichte vorzulegen, ist bei Vertragsabsch luß keine Berichterstattung an das 
Kontro llamt der Stadt Wien vereinbart worden. Der RH erachtete es als unzweckmäßig, daß der Stadt 
Wien, dem künftigen Spitalsbetreiber, keine derartige Kontrollmöglichkeit eingeräumt worden ist. 

78.2.3 Laut Stel lungnahme des BMF habe die VA als Vertragspartner für die Übernahme der Fertig­
stellung gewisse Bedingungen gestellt. 

78.2.4 Der RH erachtete es demgegenüber als eher ungewöhnlich, wenn Bedingungen hinsichtlich 
der Kontrol le gestellt werden. Für den Auftraggeber entstehe dadurch ein Nachtei l ,  weil er wesentliche 
Vorgänge während der Errichtung des AKH nicht bzw nur eingeschränkt überwachen könne. 

78.3. 1  Gemäß § 1 Abs 3 BBV vergibt die VAMED die zur Fertigstellung des AKH erforderlichen Auf­
träge wie erwähnt im Namen und auf Rechnung der ARGE-AKH. Die für die Abdeckung der Kosten für die 
Erstellung des Neubaues notwendigen finanziellen Mittel werden der VAMED von der ARGE-AKH treuhän­
dig zur Verfügung gestellt. Eine Regelung hinsichtlich allfälliger Zinserträge, die sich bspw aus der Veran­
lagung dieser Mittel ergeben oder aufgrund von Vorauszahlungen anfal len, welche die ARGE-AKH für den 
Personal- und Sachaufwand leistet, wurde im BBV nicht getroffen. 
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78.3.2 Wenngleich im April 1 982 eine Nebenabrede hinsichtlich des Zinsertrages aus dem Treuhand­
konto (Baukreis) zustandekam, wäre nach Ansicht des RH in den BBV eine Regelung über die Verrech­
nung der Zinsen für alle das AKH betreffenden Bereiche aufzunehmen gewesen. 

78.3.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wien wären entsprechend dem Wesen der treuhändigen Ver­
waltung Zinserträge auch ohne ausdrückliche Regelung den Treugebern zuzuschreiben. 

78.3.4 Der RH hielt angesichts der für einen Teilbereich au ßerhalb des BBV vereinbarten Zinsenrege­
lung seine Auffassung aufrecht. 

78.4 . 1  Für die Erbringung der im BBV 1 982 festgelegten Leistungen wurde der VAMED nach § 3 
Abs 3 dieses Vertrages eine Vergütung in Höhe von 2,3 vH des Nettoerrichtungsaufwandes zugestan­
den, obwohl sie als Projektleiter des Auftraggebers gleichzeitig auch Tochtergesellschaft eines möglichen 
Projektlieferanten war. 

78.4.2 Nach Ansicht des RH bot diese Regelung nur jenen Anreiz für eine kostengünstige Baudurch­
führung, wie dies auch bei Zivilingenieuren üblich ist. Es wäre zweckmäßiger gewesen, von einem Festbe­
trag auf der Grundlage der Termin- und Kostenplanung auszugehen, wobei nicht nur Einsparungen bzw 
Terminverkürzungen in Form von Zusatzvergütungen, sondern auch allfällige Überschreitungen in Form 
von Pönalen Berücksichtigung finden hätten sollen. 

Die von den Vertragspartnern im November 1 984 überlegte Vergütung für eine allfällige vorzeitige 
Fertigstellung, nämlich die. Auszahlung eine Jahresprämie in Höhe der Durchschnittsvergütung der Jahre 
1 985 bis 1 989 für jedes eingesparte halbe Jahr erschien dem RH jedoch als zu hoch. 

78.4.3 Laut Stellungnahme des BMF wäre es dem Planer im Falle einer Festbetragsregelung unter 
Zugrundelegung des vom Auftragnehmer erstellten Termin- und Kostenplanes möglich, entsprechende 
Zeit- und Kostenreserven einzubauen, um allenfalls in den Genuß entsprechender Sondervergütungen zu 
gelangen. 

78.4.4 Der RH erachtete den Einwand des BMF insofern für nicht stichhältig, als sein Vorschlag 
jedenfalls eine abgeschlossene Termin- und Kostenplanung einschließlich einer Ist-Stand-Erhebung zur 
Vermeidung des Einbaues von Zeit- und Kostenreserven vorausgesetzt hätte. Angesichts der bei Ver­
tragserrichtung erzielten Einigung über Preis und Leistung wäre aber nunmehr keine Notwendigkeit für 
Sonderprämien gegeben. 

78.5.1  Laut § 2 Abs 3 BBV war die VAMED berechtigt, bis spätestens 31 . Dezember 1 983 in Zu­
sammenarbeit mit der BEKON einen neuen Termin- und Kostenplan zu erstellen. Dieser wurde terminge­
recht vorgelegt. Die voraussichtlichen Kosten wurden darin mit 37,8 Mrd S (Preisbasis 1 983) angeführt. 

78.5.2 Nach Ansicht des RH wäre bei Vorliegen dieses Termin- und Kostenplanes einschließlich einer 
Ist-Stand-Erhebung vor Abschluß des BBV die vertragliche Stellung der ARGE-AKH günstiger gewesen. 
Überdies erfolgte die Betrauung der VA bzw VAMED mit dem Neubau-AKH, ohne daß andere für die Pro­
jektverwirklichung geeignete Unternehmungen ins Auge gefaßt worden waren. 

78.5.3 Während das BMF ausführte, daß keine anderen geeigneten Projektträger vorhanden ge­
wesen seien, stellte das BMWF die Anfrage, welche anderen österreich ischen Unternehmungen damals 
noch in der Lage gewesen wären, den Auftrag zu übernehmen. Die Stadt Wien bezeichnete schließlich die 
Überlegungen des RH zum Termin- und Kostenplan ausschließlich als solche theoretischer Natur. 

78.5.4 Der RH erwiderte, seinen Erfahrungen zufolge hätten auch andere in- oder ausländische Un­
ternehmungen sowie Planungs- und Errichtungsgruppen über spitalspezifische Kenntnisse verfügt und 
wären durchaus befähigt gewesen, dieses Bauwerk fertigzustellen. Eine eigene, nicht vom Auftragnehmer 
verfaßte Ist-Stand-Erhebung wäre durchaus zweckmäßig gewesen, um den Termin- und Kostenplan ein­
gehend kontroll ieren zu können. 

Begleitende Kontrolle 

78.6 . 1  Im Jahre 1 980 wurde wegen aufgetretener Schwierigkeiten beim Bau und der Planung des 
neuen AKH von den Syndikatspartnern Republik Österreich und Stadt Wien eine begleitende Kontrolle 
(BEKON) eingerichtet. Dieser Kontrolleinrichtung oblag es, wesentliche Vorgänge beim Neubau einer 
Kontrolle zu unterziehen und die Interessen der Syndikatspartner wahrzunehmen . 
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Mit der Umwandlung der AKPE in eine Gesel lschaft mbH im Jahre 1 981 sollte die Effizienz der 
BEKON verbessert werden und es sollten im Sinne einer begleitenden Kontrolle auch Entscheidungshilfen 
für grundsätzliche Fragen erarbeitet werden. 

Nach dem Übergang von der AKPE auf die VAMED erhielt die BEKON bei nahezu gleichbleibenden 
Aufgaben eine vollkommen neue Stellung. 

78.6.2 Wie der RH kritisch vermerkte, haben weder die gesellschaftsrechtliche Umwandlung noch die 
enge Einbindung der BEKON in die seinerzeitige AKPE zu einer Straffung in der Planung und Bauab­
wicklung geführt. Auch die unmittelbare Einflu ßnahme der Syndikatspartner auf die maßgeblichen Ent­
scheidungen war nach dem späteren Beitritt der VAMED nicht mehr gegeben. Ebenso wurde das Prü­
fungsrecht der BEKON wesentlich eingeschränkt. 

Nach Ansicht des RH wäre die BEKON organisatorisch aus der VAMED auszugliedern und der 
ARGE-AKH unmittelbar als deren Kontrolleinrichtung zu unterstellen gewesen. Er hielt es ferner nicht für 
zweckmäßig, nach dem Übergang der Geschäftsanteile von der AKPE auf die VAMED die BEKON nur 
noch mit einem eingeschränkten Prüfrecht auszustatten. 

78.6.3 Die Stadt Wien bekundete die Ansicht, aufgrund der besonderen Stellung der BEKON seien 
ihre Vertragsverhältnisse zur VAMED als rein formale Gegebenheit erkennbar gewesen. 

78.6.4 Der RH sah diesen Einwand insofern nicht als stichhältig an, als insb die Punkte 5 und 6 des 
Anhanges IV zum BBV ein klares Weisungsrecht sowohl des Aufsichtsrates als auch der Geschäftsfüh­
rung der VAMED gegenüber der BEKON beinhalten. 

78.7.1  Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung wurde die BEKON von zwei leitenden Angestellten der 
VAMED unter fallweiser Mitwirkung von vier Konsulenten geführt. Die Stel lung und die Aufgaben der 
BEKON wurden im BBV und im dazugehörigen Anhang IV sowie in der Geschäftsordnung der BEKON 
geregelt. Die Syndikatspartner kamen im § 8 BBV überein, daß die BEKON die der VAMED übertragenen 
Aufgaben nach den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung zu überprüfen hatte; weiters 
sollte das Kontrollorgan auch den im Zusammenhang mit der Bauführung anfallenden Personal- und Sach­
aufwand (Verwaltungskreis) auf seine sparsame, wirtschaftliche und zweckmä ßige Verwendung h in 
untersuchen. D ie VAMED verweigerte allerdings d ie Überprüfung des Verwaltungskreises, weil ihrer Auf­
fassung nach der BEKON gemäß einer Nebenabrede im BBV nur insofern ein Prüfungsrecht des Personal­
und Sachaufwandes zustehe, als dieser die indizierten Werte in der von der Wir.schaftsprüfungsgesel l­
schaft geprüften Bilanz zum 31 . Dezember 1 981  übersteige. 

78.7.2 Nach Ansicht des RH sollte die Leitung der BEKON nicht Angestellten der VAMED,  sondern 
unabhängigen Fachleuten obliegen. Die Einräumung einer Prüfungszuständigkeit erst nach Überschreiten 
eines Grenzwertes erschien bedenklich, weil es nicht mög l ich war, die für die Indexberechnung maßgeb­
liche Grundlage zu prüfen. Da die VAMED nicht nur für den Neubau des AKH tätig wurde, sondern auch 
Geschäfte mit Dritten (Auslandsaufträge) in beachtl ichem Ausmaß betrieb, war die bei Vertragsabschluß 
von der VA zur  Bedingung erhobene Forderung nach einem prüfungsfreien Raum angesichts ihrer Treu­
handfunktion nicht vertretbar. 

78.7.3 Laut Stel lungnahme des BMF sei die Festlegung der Prüfungszuständigkeit dem gemein­
samen Willen der Syndikatspartner und des Auftragnehmers entsprungen. 

78.7.4 Der RH hielt seine Bedenken gegen das eingeschränkte Prüfungsrecht der BEKON aufrecht. 

78.8.1  In den Prüfungsbereich der BEKON fielen neben der Teilnahme an Sitzungen des Beirates so­
wie des Aufsichtsrates die Überprüfung aller Auftragsvergaben innerhalb des VA-Konzerns, Vergabevor­
schläge über 1 00 Mil l  S, Schlu ßrechnungen und auch der von der VAMED jährlich vorzulegende Zah­
lungsplan bzw die Finanzmittelanforderungen. 

78.8.2 Wie der RH kritisch vermerkte, hat sich die Kontrolltätigkeit der BEKON teilweise eher auf un­
bedeutende Bereiche bezogen und war infolge der Größe des Bauvolumens und der personalmäßigen 
Ausstattung nur wenig wirksam. So blieben bspw die Finanzmittelanforderungen der VAMED,  die in den 
Jahren 1 984 bis 1 986 bis zu 850 Mil l  S überhöht waren ,  nahezu ungeprüft. Nach Ansicht des RH hätte 
die BEKON wegen der eingeschränkten personellen Kapazität entsprechende Schwerpunkte bei der Aus­
übung ihrer Prüfungstätigkeit setzen müssen . 
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78.8.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wien habe die BEKON die Aufgaben, die sie laut BBV zu erbrin­
gen hatte, bisher auch erfüllt. 

78.8.4 Der RH erwiderte, wenn auch die BEKON anerkennenswerte Leistungen hinsichtlich der Über­
prüfung von Vergaben über 1 00 Mil l  S und der Konzernaufträge erbracht habe, seien doch bedeutende 
Bereiche der Gebarung ungeprüft geblieben. 

78.9. 1  An den Sitzungen des Aufsichtsrates der VAMED nahm jeweils auch ein Vertreter der BEKON 
tei l .  Zu den Klausurtagungen der Geschäftsführung der VAMED, welche insb für die firmeninterne Ab­
stimmung im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben AKH angesetzt worden waren, wurde das Kontroll­
organ jedoch nicht beigezogen. 

78.9.2 Nach Ansicht des RH ergab sich dadurch für die BEKON ein die Kontrolltätigkeit wesentlich 
erschwerender Informationsmangel. Er empfahl , bei der Neufassung der Geschäftsordnung für die 
BEKON auf diesen Umstand Bedacht zu nehmen. 

Automationsunterstützte Datenverarbeitung 

78. 1 0. 1  Gemäß Anhang V zum BBV war die VAMED auch für die Ablauf- und Aufbauorganisation des 
krankenhausbetrieblichen Teiles eines neu zu erstel lenden ADV-Systems zuständig. Die ADV-Unter­
stützung erfolgte im AKH durch das Krankenhausinformationssystem (KIS) . H insichtlich einer gewinn­
bringenden Weiterverwendung (Verkauf) des Software-Paketes KIS war allerdings keine vertragliche 
Regelung getroffen worden. 

78.1 0.2 Der RH beanstandete die Unterlassung einer Vereinbarung über diese Nutzungsrechte. 

78. 1 0.3 Das BMWF schloß sich der Auffassung des RH voll inhaltlich an. Die Stadt Wien äußerte Be­
denken gegen eine Vermarktung des Software-Paketes KIS, weil dieses in erster Linie auf Wiener Spitäler 
abgestellt worden sei. 

78. 1 0.4 Der RH erwiderte, angesichts des hohen Investitionsaufwandes, der von der öffentlichen 
Hand getragen worden sei , wäre eine vertragliche Regelung bezüglich einer gewinnbringenden Vermark­
tung ehestmöglich zu treffen ,  weil eine allfällige Kostenminderung nicht nur für den Auftraggeber, sondern 
auch für die gesamte Volkswirtschaft vorteilhaft wäre. 

F inanzierung 

78.1 1 . 1 Seit 1 957 wurden für  d ie Errichtung des AKH vom Bund und der Stadt Wien insgesamt rd 
24,4 Mrd S aufgebracht. Bis einschließlich 1 976 erfolgten die Zahlungen des Bundes aus dem Kapitel 1 4  
BMWF mit <;lem Anweisungsrecht des seinerzeitigen BMBT. Ab dem Bundesvoranschlag 1 977 wurde der 
50 vH-Anteil des Bundes beim Kapitel 54 Bundesvermögen beim BMF hinsichtlich der Ausgaben für das 
AKH veranschlagt. Aufgrund geänderter Verhältnisse sind mit Beginn des Jahres 1 986 die Kostenersatz­
zahlungen für den AKH-Neubau wiederum beim Kapitel 1 4  "Wissenschaft und Forschung" veranschlagt. 

Wie den Aufzeichnungen der beiden Syndikatspartner zu entnehmen war, entfielen vom Gesamtbe­
trag auf den Bund rd 1 2,27 Mrd S und auf die Stadt Wien rd 1 2 , 1 2  Mrd S. Der Unterschiedsbetrag von 
1 49 Mi l l  S zwischen den Zahlungen war auf zwei voneinander abweichende Gebarungsvorgänge in den 
Aufzeichnungen der beiden Syndikatspartner zurückzuführen. So hatte der Bund Kosten von 200 Mill S 
für die Fernwärmeversorgung des AKH unmittelbar den Errichtungskosten des AKH zugerechnet und die 
Stadt Wien den Bauaufwand hiefür nicht auf den für den AKH-Neubau vorgesehenen Ansatz 51 3, sondern 
auf den Ansatz 61 5 - Heizbetriebe (MA 32) - verrechnet. Der Überhang von rd 51 Mi l l  S ergab sich 
durch die Vorsteuer, welche der Bund in Form einer Gutschrift zur Verfügung stellte. 

78. 1 1 .2 Da der Abstimmung der Beitragsleistungen zwischen dem Bund und der Stadt Wien insb in 
den Jahren 1 961 bis 1 977 nicht die erforderliche Aufmerksamkeit gewidmet worden war, ergab sich wäh­
rend dieses Zeitraumes ein Überzahlungsbetrag des Bundes von rd 5,2 Mil l  S, der erst 1 983 im Wege der 
Gegenverrechnung ausgeglichen wurde. Wie der RH feststellte, stimmten die von den Syndikatspartnern 
geleisteten Jahresgesamtsummen in den letzten Jahren überein. 

78. 1 1 .3 Das BMWF erklärte, daß hinsichtlich der Abstimmung der Bundes- und Gemeindezahlungen 
an die VAMED das Erforderliche veranlaßt worden sei, um Zinsenverluste zu vermeiden. 
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78. 1 2. 1  In der Präambel des Syndikatsvertrages vom 9. September 1 975 zwischen dem Bund und 
der Stadt Wien ist festgehalten, daß der Neubau des AKH in Wien zu je 50 vH vom Bund und der Stadt 
Wien zu finanzieren ist. 

Der Finanzbedarf wird von der VAMED ermittelt und hierüber ein Zahlungsplan erstellt, in welchem so­
wohl die monatlichen Teilbeträge als auch die Auszahlungstermine für beide Syndikatspartner gleicher­
maßen ausgewiesen sind. 

78. 1 2.2 Wie der RH bei der Überprüfung des Zahlungsvollzuges feststellte, sind die anteiligen 
Kostenersätze der Syndikatspartner teilweise zu sehr unterschiedlichen Terminen erfolgt. Da vornehml ich 
die Stadt Wien ihre Einzahlungen später leistete als der Bund, ergab sich dadurch für den Bund ein Zin­
sennachteil von rd 1 0  Mi l l  S in den Jahren 1 983 bis 1 986. 

Diese Vorgangsweise stand nicht im Einklang mit dem BBV, demzufolge die erforderlichen finanziellen 
Mittel der VAMED zur treuhändigen Verwaltung zur Verfügung zu stellen sind. Einseitig mit einem Syndi­
katspartner getroffene finanzielle Vereinbarungen, die sich zum Nachteil des anderen Partners aus­
wi rkten, ließen die Sorgfalt einer ordnungsgemäßen treuhändigen Verwaltung der Finanzmittel vermissen. 
Die Überprüfung dieser Vorgänge wäre überdies von der BEKON durchzuführen gewesen. 

Der RH empfahl ,  die Syndikatspartner sollten sich gegenseitig über die jeweils letzten Zahlungen ver­
ständigen, ehe weitere Zahlungen geleistet werden. So wären auch von der ARGE-AKH die jeweiligen 
Liquiditätsstände der VAMED anzufordern. 

78. 1 2.3 Das BMF anerkannte diese Feststellungen und teilte mit, daß nunmehr eine gegenseitige 
Verständigung über die jeweils letzten Zahlungen vorgenommen werde. 

Die Stadt Wien ist der entsprechenden Empfehlung des RH nachgekommen. 

78. 1 3. 1  Gemäß § 5 Abs 2 BBV ist die VAMED verpflichtet, bis Ende August des jeweiligen Jahres 
einen Finanz- und Wirtschaftsplan für das folgende Jahr vorzulegen. 

In den Jahren 1 984 bis 1 986 war der von der VAMED angemeldete Finanzbedarf höher als jene Mittel, 
die ihr letztlich zugeflossen bzw von ihr verbraucht worden sind. Unter Berücksichtigung der Festgelder 
erreichte der überhöht angemeldete Finanzbedarf 1 984 mehr als 1 Mrd S und ging bis 1 986 auf mehr als 
600 Mi l l  S zurück. 

Aufgrund der hohen Liquidität wurden die jeweils nicht benötigten Finanzmittel bei verschiedenen 
Geldinstituten zwischenveranlagt. 

Im Hinblick auf den niedrigeren Veranlagungszinssatz gegenüber jenem Zinssatz, welchen die beiden 
Syndikatspartner durchschnittlich für Fremdmittel aufgewendet haben, ergaben sich im Betrachtungs­
zeitraum für die ARGE-AKH folgende beachtliche Zinsennachtei le: 

1 984 1 985 1 986 

in Mill S 

2,291 2,055 0,921 

Der verhältnismäßig niedrigere U nterschiedsbetrag im Jahr 1 986 war darauf zurückzuführen, daß es 
insb der Stadt Wien gelungen war, die Fremdmittel zu sehr günstigen Bedingungen aufzunehmen, wodurch 
sich der durchschnittliche Zinssatz für Fremdmittel beider Partner verringerte. 

78. 1 3.2 Der RH bemängelte, daß die ARGE-AKH überhöhte Finanzbedarfsmeldungen jahrelang zur 
Kenntnis genommen hatte, und empfahl, laufend die Finanzmittelstände von der VAMED abzuverlangen 
und die Kostenersatzzahlungen dem tatsächlichen Finanzbedarf anzupassen. 

78. 1 3.3 Das BMF, das BMWF und die Stadt Wien teilten mit, daß dieser Empfehlung nachgekommen 
werde. 
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Wäscheversorgung 

78. 1 4. 1  Aus Einsparungsgründen hat die AKPE 1 977 beschlossen, für das AKH keine eigene 
Wäscherei zu errichten. Die Entscheidung, ob die für das AKH erforderlichen Waschleistungen künftig 
von privaten oder städtischen Wäschereien erbracht werden sollten, wurde der MA 1 7  überlassen. Das in 
der Folge beschlossene Wäschekonzept der Stadt Wien sah die gänzliche Versorgung des AKH durch die 
städtischen Wäschereien bzw durch die Zentralwäscherei Steinbruchstraße vor. 

78. 1 4.2 Der RH bemängelte diese Entscheidung, weil sie nicht auf der Grundlage von eingehenden 
Preis- und Kostenvergleichen getroffen worden war, sondern auf der versorgungspolitischen Absicht der 
MA 1 7  beruhte, zwei Drittel der gesamten in  Wiener Spitälern anfallenden Wäsche im eigenen Bereich zu . 
waschen. Es war sohin nicht erwiesen, daß die gewählte Lösung aus der Sicht der ARGE-AKH die gün­
stigste darstellte. 

78. 1 4.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wien sei nicht die kostengünstigste, sondern jene Lösung zu 
treffen gewesen, welche die erforderliche Versorgungssicherheit biete. Auch das BMWF sah es für das 
AKH als vorteilhaft an, wenn die Stadt Wien die Wäscheversorgung übernehme. 

78. 1 4.4 Der RH h ielt demgegenüber an seiner Auffassung fest, daß Kostenvergleiche anzustellen 
gewesen wären. Maßgebend für eine ausreichende Versorgungssicherheit ist die Bereitstellung der erfor­
derlichen Waschkapazität, wobei unerheblich ist, ob sich die betreffenden Wäschereien in öffentlicher 
oder privater Hand befinden. 

78. 1 5. 1  Um der Stadt Wien die Bereitstellung der erforderl ichen Waschkapazität zu ermöglichen, 
wurde eine finanzielle Betei l igung der ARGE-AKH an den anfallenden Kosten vereinbart. Bei der Berech­
nung dieses Finanzierungsanteiles wurde die geschätzte Waschmenge des neuen AKH zur geplanten 
Gesamtkapazität der städtischen Wäschereien in Beziehung gesetzt. Solcherart wurde die Betei l igung 
schließlich mit 67,35 vH vereinbart. 

78. 1 5.2 Der RH erachtete diesen Hundertsatz als überhöht. Um die Versorgungssicherheit bei allen 
städtischen Spitälern gleichermaßen zu gewährleisten,  hätte das Verhältnis der Wäschemenge des AKH 
zu jener der anderen städtischen Krankenanstalten zugrundegelegt werden müssen. 

78. 1 6. 1  Für die Umbauarbeiten in  der Zentralwäscherei gibt die MA 17 gemäß BBV jeweils bis Ende 
Oktober den voraussichtlichen Finanzbedarf für das Folgejahr - in Form einer "Budgetsumme" - be­
kannt. Die VAMED weist sodann die Mittel an. 

78.1 6.2 Der RH bemängelte an dieser Vereinbarung, daß eine Budgetsumme allein den tatsächlichen 
Bedarf an Finanzmitteln nur unzureichend begründet. So hat die MA 1 7  in den Jahren 1 984 bis 1 987 
jeweils höhere Beträge angefordert, als sie tatsächlich benötigte. Die Summen der angesprochenen und 
der als Sonderrücklagen ausgewiesenen, noch nicht verbrauchten Beträge aus Vorjahren überstiegen die 
jeweil igen Jahresbausummen um bis zu 50 Mil l  S. 

78. 1 6.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wien hätten die Anforderungen durchwegs auf Angaben der 
betei l igten Magistratsabteilungen beruht und seien daher nicht überhöht gewesen.  Der Minderbedarf sei 
jeweils auf unvorhergesehene Bauverzögerungen zurückzuführen gewesen. 

78. 1 6.4 Der RH erwiderte, die Durchsicht der Protokolle sämtlicher Baukoordinierungsbesprechun­
gen habe keine wesentlichen Verzögerungen erkennen lassen. 

78. 1 7. 1 Im Jahre 1 985 kamen VAMED und MA 1 7  überein, daß sich die Finanzierungsbeiträge der 
ARGE-AKH nur auf die Nettobaukosten zu beziehen hätten, weil die Stadt Wien hinsichtlich der Zentral­
wäscherei zum Vorsteuerabzug berechtigt sei. 

78. 1 7.2 Der RH bemängelte, daß diese Regelung erst zu einem derart späten Zeitpunkt getroffen 
wurde, obwohl die Problematik des Vorsteuerabzuges im Zusammenhang mit dem AKH bereits 1 973 ge­
klärt worden war. Bei zeitgerechter Berücksichtigung dieses Umstandes wären Überzahlungen der 
ARGE-AKH unterbl ieben, die 1 987 zu Rücküberweisungen der enthaltenen USt von rd 25 Mil l  S führten. 
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Termine und Kosten 

78. 1 8. 1  Laut BBV obliegt der VAMED seit 1 982 die Fertigstellung des neuen AKH gemäß dem bereits 
im Jahre 1 976 von der ARGE-AKH beschlossenen Raum- und Funktionsprogramm (Planungsstand 
1 .  Jänner 1 98 1 ) . Das neue AKH soll nach dieser Planung 45 Universitätskliniken und Institute, 60 Nor­
malpflegestationen, 46 Operationsräume für jährlich rd 60 000 Operationen sowie Untersuchungs- und 
Behandlungsräume für täglich bis zu 5 000 ambulante Patienten beinhalten. Für die stationäre medizini­
sche Versorgung sind 2 1 73 Betten vorgesehen. Neben umfangreichen Einrichtungen für die universi­
täre Ausbildung und ärztliche Fortbi ldung werden für den Lehr- und Forschungsbereich sechs Hörsäle mit 
i nsgesamt 1 730 Sitzplätzen sowie 55 Seminar- und Übungsräume mit 2 320 Plätzen zur Verfügung 
stehen. 

Aufgabe der VAMED war es sohin, seit 1 982 insb die Fertigstel lung der Planung und die Errichtung 
des vierten Bauabschnittes zu veranlassen, nachdem die ersten drei Bauabschnitte (Personalwohnhäu­
ser und Schulgebäude, Psychiatrische Universitätsklinik einschließlich Kinderkl inik sowie Tiefgarage) 
bereits in den Jahren 1 967 bis 1 975 fertiggestellt worden waren. Der vierte Bauabschnitt betraf das 
Hauptgebäude (elfgeschossiger Flachkörper mit zwei aufgesetzten vierzehngeschossigen Bettentürmen 
einschließlich der E inrichtungen für Diagnostik und Therapie, für Intensiv- und Normalpflege sowie für 
Lehre u nd Forschung) sowie das Gebäude der Neurochirurgischen Universitätskl in ik und eine Reihe 
ausgegliederter Gebäude. Das Ausmaß der hiefür vorgesehenen Nutzflächen beträgt rd 200 000 m2 bzw 
rd 2,9 Mil l  m3 Bruttorauminhalt u nd umfaßt sohin rd 57 vH der mit rd 350 000 m2 bzw rd 3 ,5  Mil l  m3 
Bruttorauminhalt veranschlagten Gesamtnutzfläche des neuen AKH. Seit dem Projektbeschluß im Jahre 
1 957 (Abänderung auf Blockbauweise) erhöhte sich das Bauvolumen nahezu auf das Dreifache. 

78. 1 8.2 Wie der RH kritisch vermerkte, wird aufgrund des aufgezeigten Flächenausmaßes das neue 
AKH bspw gegenüber der bis 1 986 ausgebauten Universitätsklinik I nnsbruck eine mehr als doppelt so 
große Nutzfläche aufweisen, obwohl die Anzahl der Akut- und Funktionsbetten nur um rd 25 vH über jener 
von Innsbruck ( 1 735 Betten) liegt. Gegenüber der dort vorhandenen 93 m2 Nutzfläche je Bett werden im 
neuen AKH voraussichtlich rd 1 61 m2 Nutzfläche je Bett zur Verfügung stehen. Dadurch werden die 
Kosten je stationärem Patienten, die bereits 1 985 im alten AKH (68 700 S) um nahezu 1 00 vH über jenen 
der Universitätsklinik Innsbruck lagen (rd 35 000 S), nach Inbetriebnahme des neuen AKH um 1 20 vH 
über diesem Vergleichswert liegen. Das aufgezeigte Nutzflächenangebot ist sohin, auf den österreich i­
schen Krankenanstaltenbau bezogen, übermäßig hoch und wurde nach den Erfahrungen des RH auch von 
Universitätskliniken außerhalb von Östereich bei weitem nicht erreicht bzw angestrebt (zB München­
Großhadern: 81 m2 je Bett) . 

Das überhöhte Nutzflächenangebot, das sich auch nachteilig auf die Folgekosten auswirken wird, ist 
vor allem durch den stark vergrößerten ambulanten Bereich bedingt (28 vH der Folgekosten). 

Für die zu späte endgültige Festlegung des Leistungszieles des Bauvorhabens sowie für dessen 
langjährige und stetige Ausweitung waren nach Ansicht des RH nicht nur die späteren Nutzer, sondern 
auch die Entscheidungsträger verantwortlich. Diese haben nämlich, trotz der größenbedingten langen 
Verwirklichungsdauer des Bauvorhabens, die Planenden ausdrücklich zum Konsens mit den Nutzern ver­
pflichtet, ohne daß recht- bzw gleichzeitig ein Redaktionsschlu ß  der Planung festgelegt worden wäre. 
Allerdings ist es nunmehr gelungen, das Projekt bis zur Zeit der örtlichen Gebarungsüberprüfung pla­
nungs- und ablauftechnisch hinreichend zu beherrschen. 

78. 1 8.3 Auch das BMWF bezeichnete das Verhältnis von Nutzfläche zur Gesamtkubatur als un­
günstig. Angesichts der besonderen Bedeutung des AKH als Lehr- und Forschungsstätte wären allerdings 
namentlich die Forschungslaborflächen nicht als überhöht anzusehen. Der für die Projektverwirklichung 
angestrebte Nutzerkonsens sei darüber h inaus grundsätzlich positiv zu werten. 

Die Stadt Wien vermeinte, die vom RH angestellten Vergleiche hätten den nicht stationären Bereich 
nicht ausreichend berücksichtigt. 

78. 1 8.4 Der RH hielt dem entgegen, er habe keineswegs Flächenanforderungen im Forschungsbe­
reich, sondern vielmehr die Gesamtnutzfläche bzw das Nutzflächenverhältnis als überhöht beurteilt. Die 
für Vergleichswerte herangezogenen Universitätskliniken hätten sich sowohl hinsichtlich des Lehr- und 
Forschungsauftrages als auch der medizinischen Versorgungspfl icht für nicht stationäre Patienten gleich 
hohe Ziele gesetzt. Auch bei Bejahung des Nutzerkonsenses dürfe nicht auf einen verbindlichen End­
termin für die Konsenssuche verzichtet werden. Insgesamt hätte sohin für den AKH-Neubau jenes Nutz­
flächenausmaß als Richtgröße dienen können, welches bei der Errichtung anderer Universitätsklin iken 
angestrebt und verwirklicht wurde. 
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78. 1 9. 1  Gemäß § 2 Abs 3 BBV war die VAMED berechtigt, in Zusammenarbeit mit der BEKON zu 
dem von ihr übernommenen Auftrag eine neue Termin- und Kostenplanung zu erstellen. Diese wurde in 
Form der "Termine- und Kostenschätzung Dezember 1 983, Stand Oktober 1 983" fristgerecht vorgelegt, 
von der ARGE-AKH überprüft und von dieser in der "revidierten Fassung" vom November 1 984 im 
Feber 1 985 als integrierender Bestandteil des BBV genehmigt. Die vorausgesagten Gesamtherstel lungs­
kosten sollten demnach 37,8 Mrd S (Preisbasis 1 983, ohne USt und ohne Finanzierungskosten) nicht 
überschreiten. Der Beginn der Übersiedlung der Universitätskliniken in das neue Haus und die schritt­
weise Aufnahme der Krankenversorgung waren in dieser Schätzung mit 1 990, der Fertigstel lungs- bzw In­
betriebnahmetermin mit 1 992 angegeben worden. Der sohin für Ende 1 992 geplante Voll betrieb im neuen 
AKH wird allerdings nur dann zeitgerecht aufgenommen werden können, wenn die gegenwärtigen Zielvor­
gaben - insb auch bei der räumlichen Umsetzung der neuen Struktur der Medizinischen Fakultät - von 
der ARGE-AKH nicht mehr wesentlich abgeändert werden. 

Die VAMED gab bereits im Oktober 1 986 bekannt, daß sich die Gesamtherstellungskosten nicht auf 
37,8 Mrd S, sondern - infolge einer Verringerung des Mischsatzes aus Baupreis- und Baukostenindex 
und aufgrund der Steigerung des jährlichen Bauvolumens - voraussichtlich nur noch auf 34,4 Mrd S be­
laufen werden. Dieser Kostenminderung standen zwischenzeitlich aber bereits auch wieder kostenmeh­
rende Faktoren gegenüber. So waren bspw in dem veminderten Präliminare die Kosten für Unvorher­
gesehenes, für allfällige Projektänderungen und besondere behördliche Auflagen sowie für die Geräte­
übersiedlung nicht enthalten. Der ursprüngliche Schätzbetrag stellte weiters ein von vornherein überhöh­
tes Präliminare dar. Trotz nahezu unverändertem Leistungsziel war nämlich die seinerzeit von der AKPE 
am 29. Jänner 1 981  erstellte Kostenvorhersage von rd 26, 1  Mrd S von der VAMED im Jahre 1 983 vor­
weg um mehr als 45 vH erhöht worden, was auch durch den um nahezu fünf Jahre verlängerten Errich­
tungszeitraum nicht ausreichend begründet erschien. 

78.1 9.2 Nach Ansicht des RH lag der überhöhten Kostenvorhersage vom Jahre 1 983 jedenfalls eine 
Präliminaretechnik zugrunde, welche vor allem auf die Vermeidung von Über- und nicht auch auf die von 
Unterschreitungen des Kostenziels ausgerichtet war. 

Nach dem gegenwärtigen Wissensstand dürften die Gesamtherstel lungskosten, also die Errich­
tungskosten ohne Universitätskl in ik für Zahn- ,  Mund- und Kieferheilkunde (ZMK-Klinik) voraussichtlich 
zwar 37,8 Mrd S nicht erreichen, jedoch wird mit 34,4 Mrd S nicht das Auslangen zu finden sein. 

Die Krankenhauserrichtungskosten beim AKH Wien von rd 1 0  000 S je m3 Bruttorauminhalt bzw von 
rd 1 6  Mil l  S je Bett - Preisbasis 1 983 - sind jedenfalls ungewöhnlich hoch und liegen weit über den Her­
stel lungskosten anderer in- oder ausländischer Kl in iken bzw sonstiger Hochbaumaßnahmen dieser 
Größenordnung (zB Universitätsklinik Innsbruck: 6 500 S je m3 Bruttorauminhalt bzw rd 4 Mill S je Bett). 
Nach Auffassung des RH lassen sich die ausnehmend hohen Kosten auch nicht mit der künftig besseren 
medizinischen Versorgung bzw Ärzteausbildung begründen. 

Der RH bemängelte die überhöhte Kostenvorhersage und empfahl der ARGE-AKH, insb für die be­
vorstehende wichtige Phase der Übersiedlung und schrittweisen Inbetriebnahme, den Finanzbedarf stets 
zeitnah auf die tatsächlich benötigten Mittel abzustimmen. 

78. 1 9.3 Laut Stellungnahme des BMWF werde die Kostenschätzungsgenauigkeit mittlerweile bereits 
seit längerer Zeit verbessert. Die Stadt Wien erläuterte die mit 37,8 Mrd S (Preisbasis 1 983) angegebe­
nen Gesamtherstel lungskosten dahingehend, daß diese den Personal- und Sachaufwand der VAMED 
enthielten und die Kosten für die ZMK-Klinik diesem Betrag nicht hinzugerechnet werden dürften. 

78. 1 9.4 Der RH erwiderte, auch bei gesonderter Betrachtung der neuen ZMK-Klinik wären deren 
Kosten jenen für den AKH-Neubau hinzuzufügen. 

78.20. 1  In  ihrer 26. Sitzung vom 24. September 1 986 Qeschloß die ARGE-AKH, durch eine Exper­
tenkommission eine räumliche Umsetzung der neuen Struktur der Medizinischen Fakultät überprüfen zu 
lassen. Hiebei sollte vor allem untersucht werden, in weither wirtschaftlichen und zweckmäßigen Form 
das im Entwurf aus 1 986 zum Universitäts-Organisationsgesetz (UOG) 1 975 vorgeschlagene Depart­
mentsystem in den Bettentürmen und danach in den Ambulanzen verwirklicht werden könnte. Die Vorlage 
einer diesbezüglich beschlußreifen Unterlage hatte sich die ARGE-AKH im Wege des Beirates bis 
spätestens Ende 1 986 ausbedungen. Bis Ende März 1 987 wäre außerdem ein abgestimmter Vorschlag 
über die Forschungsflächenstruktur vorzulegen gewesen. Am 25. November 1 986 ( 1 . Sitzung der Ex­
pertenkommission) stellte das BMWF eine neue, mit der Stadt Wien weitgehend abgestimmte Ausarbei­
tung (Stand Oktober 1 986) der Expertengruppe zur Verfügung. Unter Berücksichtigun� entsprechender 
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Berichtigungen wurde am 2. Dezember 1 986 die Bettenvertei lung bzw die Zuordnung der Stationen zu 
Kl iniken und Departments vorläufig festgelegt, nicht jedoch die Auftei lung des Ambulanzbereiches. 
Dessenungeachtet ist die ARGE-AKH aber noch in ihrer Sitzung vom 5. Dezember 1 986 dem diesbezüg­
lichen Bericht des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung beigetreten. 

Bis zur Gebarungsüberprüfung war über diese Verteilung von der Expertenkommission kein endgülti­
ger Beschluß  gefaßt worden. Auch hatte die Medizinische Fakultät über die Auftei lung der Forschungs­
flächen noch keinen Vorschlag eingebracht. Lediglich hinsichtlich des künftigen Klinikchefs konnte inner­
halb der Kommission insofern das Einvernehmen hergestellt werden, als dieser die ärztliche Dienstleitung 
künftig nur in Abstimmung mit den Departmentleitern zu treffen hätte, ihm wie bisher alle Planstellen 
unterzuordnen wären und er mit dem Departmentleiter jeweils einen gemeinsamen Stellvertreter haben 
sollte. Hinsichtlich der Auswirkungen der Strukturreform im Ambulanzbereich der einzelnen Kliniken wurde 
bis Jahresende 1 986 - mit Ausnahme des Fachbereiches für Innere Medizin - ebenfalls keine Lösung 
gefunden. Die Expertenkommission schlug daraufhin trotz des späten Planungszeitpunktes vor, weitere 
ausführliche Untersuchungen anzustellen und die Ergebnisse vor Erstellung der endgültigen Ausfüh­
rungsplanung abermals Vertretern der Medizinischen Fakultät vorzulegen. Aus diesem Grund wurde für 
die Beratungen und die anschließende Ausarbeitung der Grundlagen ein Zeitraum von einem Jahr festge­
legt, der eine Terminverschiebung bis Ende 1 987 zur Folge hatte. 

78.20.2 Wie der RH kritisch vermerkte, hat entgegen dem ursprünglichen Beschluß  das BMWF bzw 
die Medizinische Fakultät bis Ende 1 986 keinen geeigneten Lösungsvorschlag vorgelegt. Au ßerdem sind 
bereits einstimmig gefaßte Beschlüsse der Expertenkommission in nachfolgenden Sitzungen wieder in 
Frage gestellt worden. Bspw stellte die Ärzteschaft über den Vertreter der Medizinischen Fakultät für die 
Departments Angiologie, Kardiologie und Endokrinologie bereits im März 1 987 zusätzliche Raumanfor­
derungen, obwohl sie wenige Wochen zuvor in die betreffende Entscheidung miteingebunden worden war. 
Unter Hinweis auf die erheblichen Nachtei le des von der Expertenkommission der ARGE-AKH zu ver­
antwortenden Terminverzuges empfahl der RH,  weiteren Wünschen der Ärzteschaft bzw der Medizini­
schen Fakultät mit Entschiedenheit entgegenzutreten und die Einhaltung des derzeitigen Gesamtpla­
nungszieles mit Nachdruck zu fordern bzw durch geeignete Maßnahmen zu trachten,  dieses allenfalls 
noch zu unterschreiten. 

Nach Ansicht des RH sollte im Interesse der Verbesserung von medizinischer Versorgung, Lehre und 
Forschung die Expertenkommission ihre Tätigkeit endgültig abschließen. Abweichend hievon wurde aber 
zB in der Sitzung der Expertenkommission vom 2. Feber 1 987 festgehalten, daß es keine den Depart­
ments zugeordneten Planstellen geben sollte, sondern nur solche, die ausschließlich im Wirkungsbereich 
des Klinikvorstandes angesiedelt sind. Entsprechend dem Entwurf zum UOG hätte der jeweilige Depart­
mentleiter die Auftei lung der seiner kl inischen Abteilung (Department) zugewiesenen Planstellen und 
Mittel (KostensteIlenverantwortlichkeit), insb auf Krankenstationen und Arbeitsgruppen, anzusprechen 
und zu verantworten. 

78.20.3 Laut Stellungnahme des BMWF seien einvernehmlich erzielte Ergebnisse nicht ohne Vorlie­
gen "wesentlich neuer Tatsachen" anschließend wieder in Frage zu stellen. Angesichts der Hochrangigkeit 
der Vertreter der medizinischen Wissenschaft hätte eine fachliche Beurteilung, ob ihre Wünsche gerecht­
fertigt seien oder nicht, nur durch eine mit Mitgliedern im gleichen Rang ausgestattete Expertenkommis­
sion erfolgen können, was mit erheblichen Mehrkosten verbunden gewesen wäre. Über die vorhandenen 
Detailprobleme im Zuge der Umsetzung der neuen medizinischen Struktur hätten sich jedenfalls nur jene 
ein Bild machen können, die ständig an diesen Arbeiten und Beratungen teilgenommen haben. 

Die Stadt Wien bezeichnete hingegen die Kritik des RH an den verspäteten Änderungswünschen des 
BMWF und der Universität als durchaus berechtigt. Mittlerweile habe auch die Expertenkommission in  
ihrer 64. Sitzung vom 1 9. April 1 988 eine Festlegung im Sinne der Empfehlungen des RH getroffen. Aus 
der Zuordnung der Planstellen zu den Departments dürfe allerdings nach Auffassung der Stadt Wien ßine 
E inschränkung der Ärzterotation nicht erfolgen. 

78.20.4 Der RH erwiderte dem BMWF, wenn auch die Wünsche hochrangiger Mediziner schwierig zu 
beurteilen wären, habe die von der ARGE-AKH zuletzt eingesetzte Expertenkommission doch eine aus­
reichende Lösungskompetenz besessen und sei durchaus imstande gewesen, unwesentliche Ände­
rungswünsche abzulehnen. Der Ansicht der Stadt Wien, eine feste Besetzung stünde einer wünschens­
werten Ärzterotation entgegen, vermochte der RH nicht beizupflichten, weil ein solcher Wechsel auch bei 
Zuordnung der Planstellen zu den Departments wahrgenommen werden könnte. 

78.21 . 1  Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung lag eine Betriebskostenberechnung für das neue AKH 
vom 5. Juni 1 986 vor. Diese bezog sich auf die Preisbasis 1 984 und stellte eine Fortschreibung der von 
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der ARGE-AKH in Auftrag gegebenen und von der VAMED erstellten Betriebskostenberechnung "Preis­
basis 1 983" dar. Zwecks besserer Vergleichbarkeit waren hierin die Kosten nach der Krankenanstalten­
kostenrechnungsverordnung (KRV) , BGBI Nr 328/1 977, ermittelt worden. Wenngleich die Anwendung 
der KRV als vortei lhaft zu bezeichnen war, erfolgte sie jedoch ohne Berücksichtigung der kalkulatori­
schen Zusatzkosten (kalkulatorische Abschreibung und kalkulatorische Zinsen gern KRV-Kostenarten­
gruppe 08). Die Berechnung wurde ferner als "Betriebskostengrobrechnung" erstellt und beruhte vor 
allem auf der Annahme, daß das neue AKH bereits im Jahre 1 984 zu betreiben gewesen wäre und nicht 
erst 1 992 den vollen Betrieb aufnehmen werde. 

Die solcherart für das neue AKH ermittelten fiktiven Gesamtjahresbetriebskosten beliefen sich ohne 
kalkulatorische Zusatzkosten und unter Annahme einer 85 vH-Auslastung auf rd 4,61 Mrd S. Dieser 
Betrag umfaßte sämtliche dzt in Betrieb stehende Bereiche im alten AKH mit rd 3,80 Mrd S, alle neuen 
Betriebsbereiche gemäß Generalplan 1 985 mit weiteren fiktiven Betriebskosten von rd 0,63 Mrd S sowie 
alle erst in Zukunft möglichen Leistungen in den einzelnen Klinikbereichen mit 0, 1 8  Mrd S. Bei einer In­
betriebnahme des neuen AKH im Jahre 1 984 hätten sich allein für den damals vorhandenen Betriebsum­
fang aufgrund der erhöhten Nutzflächen die Kosten bereits um rd 1 6,8 vH erhöht. Unter Berücksichtigung 
der neu geplanten bzw erweiterten Leistungsbereiche wären damals die Kosten schon um rd 4 1 ,4 vH über 
den Betriebskosten des alten AKH gelegen. Allein diese Betriebskosten stiegen von 1 984 auf 1 985 um 
9,2 vH auf 3,95 Mrd S und von 1 985 auf 1 986 um 1 0,7 vH auf 4,37 Mrd S. 

78.2 1 .2 Da eine entscheidende Veränderung dieser Entwicklung sich nicht abzeichnete, war nach 
Ansicht des RH bis zum Jahre 1 992 eine Steigerung der Betriebskosten um rd 60 vH gegenüber 1 984 zu 
erwarten, dh die Folgekosten einschlie ßlich der kalkulatorischen Zusatzkosten würden rd 5,8 Mrd S 
jährlich erreichen. Eine weitere Erhöhung dieser Betriebskosten bis zu 1 0  vH könnte sich aus der noch 
nicht abgeklärten Strukturänderung bei der Medizinischen Fakultät ergeben, weil bspw der gegenwärtig 
angenommene Personalkostenantei l  von rd 50 vH (Kl iniken Innsbruck und Graz jeweils rd 65 vH) zu 
niedrig angesetzt worden ist. Da ferner die Kostensteigerung im Personalbereich (insg nur 33 vH bei dzt 
1 ,65 Mrd S) überaus vorsichtig berücksichtigt wurde, waren die von der VAMED ermittelten Betriebs­
kosten (4,61 Mrd S) nur als unterster Grenzwert einer groben Kostenvorhersage anzusehen. 

Der RH bemängelte die Unschärfe bei der Betriebskostenermittlung, weil ua bei der Erfassung der 
Primärkosten die kalkulatorischen Zusatzkosten unberücksichtigt geblieben sind. Darüber h inaus war 
auch der "fiktive Vergleich mit dem Betriebsjahr 1 984" nicht zweckmäßig. Einschließlich kalkulatorischer 
Zusatzkosten lagen die laufenden Gesamtbetriebskosten des alten AKH 1 985 mit rd 3,95 Mrd S erheb­
lich über jenen der Kl inik Graz (2,49 Mrd S) und der Kl inik Innsbruck ( 1 ,71 Mrd S) . Die jährlichen Ge­
samtbetriebskosten für die drei österreichischen Universitätskl iniken erreichten sohin bereits 1 985 rd 
8, 1 5  Mrd S und werden nach Fertigstellung des neuen AKH voraussichtlich auf mehr als rd 1 1  Mrd S 
anwachsen. Angesichts dieser außerordentlichen finanziellen Belastung empfahl schließlich der RH,  eine 
maßvolle Personalplanung im Ärzte-, Pflege- und Verwaltungsbereich anzustreben. 

Da die Planungsdaten für das neue AKH sowohl eine Erweiterung der Bereiche für Forschung, Lehre 
und medizinische Versorgung als auch eine Erhöhung des medizinischen Standards und der Kapazitäten 
gegenüber dem alten AKH berücksichtigen, wird die ARGE-AKH in den kommenden Fertigstellungsjahren 
besonders darauf Bedacht zu nehmen haben, daß die durch die vorgesehene quantitative und qualitative 
Verbesserung des medizinischen Angebotes bedingten Mehrkosten in Grenzen gehalten werden. Der RH 
regte deshalb an, die künftigen Betriebskosten zumindest jährlich genau ermitteln zu lassen, um in Hin­
kunft durch zutreffende Folgekostenvergleiche vor allem die allfälligen Änderungen im Bereich der Struk­
tur der Medizinischen Fakultät besser auf ihre Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit überprüfen zu 
können. 

78.21 .3 Laut Stel lungnahme der Stadt Wien würden im Vergleich zum alten AKH vom neuen AKH 
künftig größere Aufgaben bzw Leistungen erbracht werden. Der gegenüber anderen österreichischen Uni­
versitätsklin iken vergleichsweise höhere Anteil für Lehre und Forschung sowie eine Verbesserung der 
medizinischen Versorgung ließen die damit verbundenen Mehrkosten als gerechtfertigt erscheinen. 

78.21 .4 Der RH erwiderte, das weit über internationalen Werten liegende Nutzflächenangebot bringe 
für den Bund und für die Stadt Wien außerordentlich hohe Folgekosten mit sich , die aus gegenwärtiger 
Sicht in keinem Verhältnis zum erweiterten medizinischen Angebot und zu den Verbesserungen im Be­
reich von Lehre und Forschung stünden. 

Betriebsführung 

78.22. 1  Im Gegensatz zu anderen städtischen Spitälern ist das alte AKH gleichzeitig eine Kranken­
anstalt für wissenschaftl iche Forschung und Lehre (Universitätsklin ik) mit einer die Betriebsführung von 
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vornherein erschwerenden Zusammensetzung des Personalstandes. Außer städtischen Bediensteten 
(Weisungsrecht: Stadt Wien) werden auch Mitarbeiter verwendet, welche der Diensthoheit des Bundes 
unterstehen (Weisungsrecht: Bund), sowie Klinik(lnstituts-)bedienstete, welche vom Klinik(lnstituts-)vor­
stand direkt eingestellt und aus Ambulanzgeldern und sonstigen Einnahmen der Kliniken bezahlt werden. 
Während die Leitung der ärztlichen Direktion einem Bediensteten der Stadt Wien obliegt, stehen den 
Kl iniken und Instituten Bundesbedienstete vor. Nur das städtische Personal unterliegt dem Weisungs­
recht der kollegialen Führung der Krankenanstalt, die aus ärztlichem Leiter, Verwalter und Leiter des 
Pflegedienstes gebildet wird. 

Da nahezu sämtliche Ärzte, Chemiker und Physiker, sowie teilweise auch sonstiges Personal, wie 
bspw Medizintechniker, als Bundesbedienstete ihre Tätigkeit verrichten (Dienstvorschriften des Bundes), 
die Krankenschwestern und das sonstige Pflegepesonal von der Stadt Wien gestellt werden (Dienstvor­
schriften der Stadt Wien), ergaben sich hinsichtich der Weisungsbefugnis im AKH Überschneidungen vom 
Laborbereich bis zur unmittelbaren Versorgung der Patienten am Bett. 

78.22.2 Angesichts dieser schon bisher unzweckmäßigen Betriebsführungsstruktur u nd der Not­
wendigkeit einer weitaus engeren Zusammenarbeit im künftigen Zentralbau empfahl der RH, die Führungs­
struktur zu überdenken, um sie möglichst sparsam, wirtschaftlich und zweckmäßig zu gestalten. Zur Auf­
rechterhaltung einer bestmöglichen medizinischen Versorgung wäre ein verständnisvolles Zusammen­
wirken zwischen Bund und Stadt Wien im Leitungsbereich herbeizuführen. Die Personalhoheit der im 
neuen AKH verantwortlichen Anstaltsleitung hätte sich hiebei auf sämtliche Bedienstetengruppen zu er­
strecken.  Für den Sachaufwand hätte die künftige Leitung des AKH unter Zugrundelegung von Teilbud­
gets der Kliniken und Institute ein Gesambudget zu erstellen. Die Teilbudgets wären als Vorgabewerte zu 
verstehen, die für die Leistungserbringung bzw die Ausgaben der Klin iken und Institute bindend sein 
müßten. Die Finanzierung des Gesamtbudgets wäre durch Bund und Stadt Wien jährlich sicherzustellen. 
Eine eigene Budgethoheit der Klinik- bzw Institutsvorstände, wie sie zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
festzustellen war, sol lte entfallen. 

78.22.3 Laut Stel lungnahme der Stadt Wien werde der Anregung, die Personal hoheit der im neuen 
AKH verantwortlichen Anstaltsleitung auf sämtliche Bedienstetengruppen zu erstrecken, beigepflichtet. 

78.23. 1  In ihrer Sitzung im November 1 984 erzielte die ARGE-AKH Einvernehmen darüber, daß die 
künftige Betriebsführung durch eine "Betriebsgesellschaft" wahrgenommen werden sollte. Diese Gesell­
schaft hätte neben der technischen Betriebsführung auch die medizinische Betriebsführung zu überneh­
men, wobei geplant war, zunächst im alten AKH die Strukturen des neuen AKH soweit als möglich vorweg­
zunehmen und zu erproben. 

Zur Erarbeitung von Vorschlägen für die zu schaffende Betriebsgesellschaft beschloß die ARGE-AKH 
eine Arbeitsgruppe einzusetzen, welche allerdings erstmals im Juli 1 985, also ein dreiviertel Jahr nach der 
Beschlu ßfassung, tagte. Im Zuge dieser Sitzung konnte keine Einigung darüber erzielt werden,  ob die 
neue AKH-Betriebsgesellschaft ein Betriebsführungsinstrument im Auftrag des bestehenden Rechtsträ­
gers sein sollte oder die Funktion eines Rechtsträgers auszuüben habe. Festgelegt war in beiden Fällen 
ein Durchgriffsrecht des Krankenanstaltenträgers gegenüber dem vom Bund eingesetzten Ordinarius als 
leitendes Organ einer Krankenhausabteilung sowie eine gewisse Einflu ßnahme der Stadt Wien auf den 
jeweiligen Klinikchef bei der Anschaffung von Geräten und Medikamenten. Vom BMWF wurde die Ansicht 
vertreten, daß der Gesellschaftszweck einer zu errichtenden Gesel lschaft nicht der Betrieb der Kranken­
anstalt, sondern die ständige Aufrechterhaltung des betriebsbereiten Zustandes des AKH zur Sicher­
steIlung der Erfordernisse der Patientenversorgung sowie der Forschung und Lehre zu sein hätte. 

78.23.2 Der RH sah eine ständige Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft nur dann als gewähr­
leistet an, wenn die Dienstanweisungen für das gesamte Personal Geltull9 haben. 

78.24.1  Im September 1 985 schlug die Arbeitsgruppe der ARGE-AKH vor, für die neue Gesellschaft 
die Rechtsform einer GesmbH zu wählen und den Zweck der Gesellschaft mit Führung, Erhaltung und 
Betrieb des Krankenhauses festzulegen. Hinsichtlich der Forschung und Lehre hätte die Gesellschaft im 
Rahmen der ihr übertragenen Anlagen und Einrichtungen für die Erfüllung dieser Aufgaben durch die Medi­
zinische Fakultät Bedacht zu nehmen. 

Das Bundespersonal sowie die Dienstnehmer der Stadt Wien sol lten im jeweiligen Personalstand ihrer 
bisherigen Dienstgeber verbleiben, jedoch dieser Gesellschaft zur Dienstleistung zugewiesen werden. In 
diesem Sinne wären daher der Gesellschaft im Rahmen des Gesellschaftszweckes entsprechende Lei­
tungs- und Weisungsrechte zu übertragen. 
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Die aus der Erfül lung des Gesellschaftszweckes entstehenden Kosten sollten nach dem Verur­
sacherprinzip einerseits hinsichtlich des Bereiches der Krankenpflege und Krankenversorgung der Stadt 
Wien und andererseits h insichtlich des Bereiches Forschung und Lehre (klin ischer Mehraufwand) dem 
Bund zugeordnet werden. 

Entgegen der lange Zeit bestehenden Übereinstimmung hat jedoch die Stadt Wien seit Oktober 1 986 
die Auffassung vertreten,  daß die ursprünglich ins Auge gefaßte Gründung einer Gesellschaft privaten 
Rechts für den Bereich des AKH nicht zielführend sei. Sie schlug vielmehr die Einsetzung entsprechender 
Verwaltungsorgane zur Entscheidungsfindung und zur Besorgung der besonderen Aufgaben der E inrich­
tung und der im BBV bislang noch nicht vereinbarten Übersiedlung vor. Gemäß diesem Vorschlag wäre mit 
der Leitung und der praktischen Betriebsführung des AKH die "Direktion des AKH" zu betrauen, und zwar 
nach dem Wiener Krankenanstaltengesetz, LGBI für Wien Nr 1 /1 958 (kollegiale Führung). Darüber hinaus 
wäre ein "Beirat" einzusetzen, welchem für besondere Angelegenheiten die Entscheidung über Anträge 
der Direktion und die Vorberatung solcher Anträge in jenen Fällen zu übertragen wäre, in welchen die Ent­
scheidung einem besonderen Leitungsgremium, nämlich der ARGE-AKH selbst, vorbehalten bliebe. 

78.24.2 Angesichts der sehr langen Vorbereitungszeit für die Entwicklung eines neuen Betriebsfüh­
rungsmodells erachtete der RH den Vorschlag der Stadt Wien als unzureichend. Insb wegen der zu er­
wartenden äu ßerst hohen Betriebskosten,  aber auch wegen der geänderten Struktur des neuen AKH wäre 
dessen Leitung jedenfalls den Grundlagen einer modernen Betriebsorganisation entsprechend einzurich­
ten. Eine Führung, wie sie im alten Haus aufgrund der historisch gewachsenen Strukturen gegeben ist, 
müßte nach Ansicht des RH wegen der bestehenden Doppelgleisigkeiten und Mehrfacheinrichtungen zu 
einem unzweckmäßigen Konkurrenzverhältnis führen und damit entweder zu einer unverantwortlichen Er­
höhung der Betriebskosten oder zu einem unvertretbaren Qualitätsverlust in der Krankenbetreuung sowie 
in der medizinischen Lehr- und Forschungstätigkeit beitragen. 

Im Sinne eines zweckmäßigen Überganges wäre das alte AKH bereits im Jahre 1 985 in den meisten 
Bereichen organisatorisch derart umzugestalten gewesen, daß eine der geplanten Baulichkeit entspre­
chende Betriebsführungsstruktur bei Inbetriebnahme der ersten Teile des neuen AKH bereits vorhanden 
gewesen wäre. 

78.24.3 Laut Stellungnahme des BMF sei aufgrund der neuesten Entwicklung entsprechend den 
organisatorischen und personellen Möglichkeiten der Stadt Wien das Projekt einer Betriebsführungsge­
sellschaft vorerst nicht weiter verfolgt worden und eine Lösung unter der Leitung einer zuständigen Magi­
stratsabteilung geplant. 

Wie das BMWF mitteilte, seien die Bemühungen um möglichst gute Betriebsführungsmodelle vor allem 
im gewerkschaftlichen Bereich auf Probleme gestoßen. Da das AKH einer besonderen, von den Wiener 
Krankenhäusern abweichenden Betriebsorganisation und Führung bedürfe, sollte ein Zusammenarbeits­
vertrag zwischen der Stadt Wien und dem Bund ehestmöglich geschlossen werden, und zwar als Über­
gangsregelung bis zu einer endgültigen Festlegung der künftigen, allenfalls auch gesellschaftsrechtlich 
zu bestimmenden Form der Betriebsführung. 

Die Stadt Wien berief sich im Hinblick auf den immer näher rückenden Zeitpunkt der Fertigstellung des 
Projektes auf verstärkte Überlegungen, um unter Bedachtnahme auf die neue Struktur eine geeignete 
Form der Betriebsführung zu finden. Die Betriebsführung in einer so komplexen Anlage mit vielschichtigen 
Aufgabenbereichen erfordere ein Tätigwerden der Mitarbeiter - unbeschadet ihrer jeweiligen Dienst­
geber - nach einheitlichen organisatorischen Grundsätzen ;  andererseits sollte auch bei einheitlicher Be­
triebsführung die Freiheit von Wissenschaft und Lehre sowie die gesetzlich verankerte Eigenverantwort­
lichkeit in der Krankenversorgung gewahrt bleiben. Die nach den Bestimmungen des Krankenanstalten­
gesetzes bzw des Universitäts-Organisationsgesetzes vorgesehenen Organe sollten jedenfalls ihre ge­
setzliche Zuständigkeit unverändert beibehalten, aber jene Entfaltungsmöglichkeit bekommen , welche 
ihnen im Interesse einer bestmöglichen Krankenversorgung auf der Stufe eines Zentralkrankenhauses mit 
einer hochqualifizierten Forschung und Lehre zukomme. Unabhängig von der jedenfalls noch im Jahre 
1 988 zu treffenden endgültigen Entscheidung hinsichtlich der künftigen Betriebsführungsform wäre zur 
Sicherstellung der öffentlichen Krankenpflege vorerst eine zeitgerechte Vorbereitung der Betriebsauf­
nahme im Bereich des Magistrates verfügt worden. 

78.24.4 Der RH verwies neuerlich auf die Dringlichkeit endgültiger Entscheidungen. 

78.25. 1  Im November 1 985 wurde die VAMED von der ARGE-AKH mit der Betriebsführung, Wartung 
und Instandhaltung der technisch fertiggestellten Anlagen und von der Stadt Wien mit der Instandhaltung 
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und Wartung der medizintechnischen Einrichtungen des AKH-Neubaues betraut. Der diesbezügliche Ver­
trag verpflichtete die VAMED,  der ARGE-AKH jährlich die zu betreibenden, zu wartenden und in­
standzuhaltenden Anlagen oder Teilanlagen, die jeweiligen Bauteile sowie das dafür erforderliche Budget 
- gegl iedert in Personal- und Sachaufwand - bekanntzugeben, was als Grundlage für die in jedem Jahr 
zu erneuernde Beauftragung seitens der ARGE-AKH dienen sollte. Als Leistungsumfang war vereinbart, 
daß die VAMED für die ordnungsgemäße, sach- und fachgerechte Durchführung der technischen Be­
triebsführung der haustechnischen und medizintechnischen Einrichtungen zu sorgen hatte. In E inzel­
fällen war sie ermächtigt, Teile dieser Aufgaben über eigene Veranlassung im Namen und auf Rechnung 
der ARGE-AKH auch durch fachlich qualifizierte Dritte durchführen zu lassen. Die VAMED leistete zwar 
Gewähr für die Qualifikation ihres eingesetzten Personals sowie für die ordnungsgemäße und fachge­
rechte Durchführung der technischen Betriebsführung, schloß jedoch eine Verantwortlichkeit für die über 
ihre Veranlassung erbrachten Betriebsführungs-, Instandhaltungs- und Wartungsleistungen anderer 
Fachunternehmungen aus. 

78.25.2 Der RH bemängelte diese Teilung der Gewährleistungspflicht, weil zweckmäßigerweise die 
Verantwortung bzw Haftung der VAMED vertraglich für die Gesamtleistung hätte gewahrt werden sollen. 
Demzufolge wäre ihr, bei Bedarf und nach vorherigem Einvernehmen mit der ARGE-AKH, nur die 
Heranziehung von Subunternehmern zu gestatten gewesen, die zu ihr in einem di rekten Vertragsver­
hältnis und nicht nur in einem zur ARGE-AKH stehen. Da Subunternehmer in der Regel nur Erfüllungsge­
hi lfen darstellten, hätte für deren allfälliges Fehlverhalten der unmittelbare Vertragspartner, nämlich die 
VAMED, einzustehen. 

78.25.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wien sei bei der Heranziehung von fachlich qualifizierten 
Dritten durch die VAMED im Namen und auf Rechnung der ARGE-AKH hinsichtich der Gewährleistung 
kein Nachteil für die ARGE-AKH eingetreten. An die Stelle der Gewährleistungsansprüche gegen die 
VAMED träten dafür jene gegen die Drittfirmen . Die VAMED hafte nach dem Sorgfaltsmaßstab eines 
ordentlichen Kaufmannes für alle aus ihrem Verschulden entstehenden Schäden; ein solches Verschul­
den wäre auch in der Auswahl fachlich minderqualifizierter Dritter zu sehen. 

78.25.4 Der RH hielt demgegenüber seine Bedenken aufrecht, zumal die ARGE-AKH nicht über die 
personellen und organisatorischen Voraussetzungen verfügt, um Gewährleistungsansprüche in geeigne­
ter Weise durchzusetzen. 

78.26 . 1  Gemäß dem obgenannten Vertrag und unter Berücksichtigung des BBV rechnete die VAMED 
ihre erbrachten Leistungen nach dem tatsächlichen Sach- und Personalaufwand ab, wobei der Perso­
nalaufwand mit vereinbarten Verrechnungsstundensätzen abgegolten wurde. Den mit der technischen 
Betriebsführung verbundenen Sachaufwand verrechnete die VAMED mittels unterschiedlicher Aufschläge 
auf die Stundensätze. 

78.26.2 Der RH hielt dieses Verrechnungssystem insofern für nachtei lig, als mit dem Anwachsen der 
Beschäftigten gleichermaßen auch der abzudeckende Sachaufwand anstieg, obwohl sich der tatsäch­
liche Sachaufwand häufig in geringerem Ausmaß als die Beschäftigtenanzahl entwickelte. Solcherart be­
stand kein Anreiz, die Anzahl der Beschäftigten gering zu halten, und wurde die ohnehin schwer m.eßbare 
Produktivität bei der technischen Betriebsführung nachtei lig beeinflu ßt. 

Im Betriebsführungsvertrag wurde die VAMED nicht angehalten, ihre diesbezüglichen Tätigkeiten 
nach den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirtschaftl ichkeit auszuüben. Da das die technische Be­
triebsführung betreffende Budget im neuen AKH von der ARGE-AKH nur schwer im Einzelnen zu über­
prüfen ist, hat die VAMED die Möglichkeit, innerhalb eines selbst erstellten Budgets ohne Konkurrenz zu 
handeln,  wobei sie selbst sowohl als Auftraggeber für die einzelnen Arbeiten auftritt als auch als Ausfüh­
rende und Rechnungsleger. Notwendigkeit und Angemessenheit der angesprochenen Kostenersätze 
waren solcherart nach Ansicht des RH nur unzulänglich zu kontrollieren. 

78.26.3 Laut Stellungnahme des BMWF wäre es nicht nötig gewesen, die VAMED vertraglich zur 
Sparsamkeit und Wirtschaftl ichkeit anzuhalten , weil ein solches Verhalten zur selbstverständlichen 
Treuepflicht jedes Vertragspartners gehöre. 

78.26.4 Der RH entgegnete, die VAMED habe als wirtschaftli che Unternehmung vorrangig ihre 
eigenen Interessen, wie Existenzsicherung durch Erzielung möglichst hoher Gewinne, nachdrücklich zu 
verfolgen und als Konzernunternehmung wohl auch zu einer Bilanzverbesserung ihrer Muttergesellschaft 
beizutragen. Während sie im § 2 BBV angehalten wurde, ihre Aufgaben in Wahrung der Interessen der 
ARGE-AKH und unbeeinflußt von eigenen und den Interessen Dritter zu erbringen, fehlte eine derartige 
Auflage im davon unabhängigen Betriebsführungsvertrag. 
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Verwaltungsbe reich des Bu ndesministe riums für wi rtschaftliche 
Angelegenheite n 

P r ü f u n g s e r g e b n i s  a u s  d e m  J a h r e 1 9 8 7  

Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten ; Verwaltung der Bundesan­
teile an den Straßengesellschaften 

Wie eine Querschnittsüberprüfung der Straßengesellschaften zeigte, haben diese zwar die ihnen 
gestellten Bauaufgaben, vor allem aufgrund der gesicherten Finanzierung, rasch gelöst, jedoch insgesamt 
- von den Finanzierungskosten ganz abgesehen - nicht billiger gebaut als die Bundesstraßenverwaltung 
dies vermocht hätte; die außerbudgetäre Finanzierung verleitete überdies zu ungerechtfertigter Groß­
zügigkeit auf vielen Gebieten. Der RH bemängelte insb die unterschiedliche und nicht immer zweckent­
sprechende Entwicklung dieser Gesellschaften, die vor allem durch unzulängliche Aufsicht des zustän­
digen Bundesministeriums hervorgerufen war. Selbst eine so augenfällige Fehlentwicklung wie "Werbung" 
für ohnehin überlastete Strecken (allein die Brenner Autobahn AG hatte dafür 1984 bis 1987 über 
40 Mill S ausgegeben) blieb unbeachtet. 

Da zwischenzeitlich die Bauaufgaben für die Straßengesellschaften dem Ende entgegengehen und in 
Zukunft das Hauptgewicht der Tä�!gkeit in der Erhaltung des Autobahnnetzes liegen wird, erachtete der RH 
es für zweckmäßig, rechtzeitig Uberlegungen über eine Rückführung in die Bundesstraßenverwaltung 
anzustellen; dabei wären auch die vom RH seit vielen Jahren als "nicht verwirklichte Empfehlung" in der 
"Offene Posten-Buchhaltung" der öffentlichen Finanzkontrolle in Vormerk geführten organisatorischen 
Gesichtspunkte zu beachten. 

79. 1 Wie im TB 1 987 Abs 57 mitgeteilt, hat der RH zunächst sein Prüfungsergebnis noch nicht als 
berichtsreif angesehen, weil die vom BMwA verspätet abgegebene Stel lungnahme ergänzungsbedürftig 
erschien. Am 1 9. Dezember 1 988 erhielt der RH eine ergänzende Stellungnahme des BMwA. Auf die aus­
drücklich erbetene Bekanntgabe jener "drastischen Maßnahmen", von denen der Bundesminister für wirt­
schaftliche Angelegenheiten in der Sitzung des RH-Ausschusses vom 5. Oktober 1 988 ganz allgemein 
gesprochen hatte, wurde allerdings auch in diesem Schreiben nicht eingegangen. 

Rechtl iche und wirtschaftliche Entwicklung der Straßengesel lschaften 

79.2 Seit dem Jahr 1 964 wurden jeweils mit Bundesgesetz eigene Rechtsträger geschaffen,  denen 
die Errichtung, die Erhaltung und die Finanzierung von bestimmten Bundesstraßen(teil-)stücken wie auch 
die Einhebung der Benützungsentgelte als Gesellschaftsaufgabe übertragen wurde. Diese Rechtsträger 
wurden in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft im (Mehrheits-) Eigentum des Bundes unter Mitbetei l i­
gung der betroffenen Länder errichtet. Bei einzelnen Gesellschaften wurden die Länder überdies zur Mit­
finanzierung in Form von nicht rückzahlbaren Zuschüssen verpflichtet. Aufgrund gesetzlicher Bi lanzie­
rungsbestimmungen können alle Ausgaben als Forderung gegen den Bund aktiviert werden: In den Bilan­
zen dieser Gesellschaften können daher niemals "rote" Zahlen aufscheinen. 

Bis zum Jahre 1 982 war das BMF mit der Vertretung der Interessen des Bundes betraut. Danach war 
das BMBT und ist nunmehr das BMwA zuständig für "Angelegenheiten der Unternehmungen, die durch 
Bundesgesetz mit dem Bau und der Erhaltung von Bundesstraßen betraut sind" und insb für "die 
Verwaltung der Anteilsrechte des Bundes" an den "Straßengesellschaften" (fg Ansatz 1 /6429 des jeweili­
gen Bundesvoranschlages). 

Nach ihrem Aufgabenbereich unterschieden sich die ursprünglich als reine "Mautgesellschaften" ge­
dachten Gesellschaften - Arlberg Straßentunnel AG (ASTAG), Brenner Autobahn AG (BAG) ,  Pyhrn 
Autobahn AG (PAG), Tauernautobahn AG (TAG) - von den übrigen ausschließlich mit der Errichtung von 
Bundesstraßen(teil-)stücken betrauten Gesellschaften - Autobahnen- und Schnellstraßen AG (ASAG), 
Wiener Bundesstraßen AG (WBAG). Der Tätigkeitsbereich der "Mautgesellschaften" wurde aber in der 
Folge durch Novellen der Errichtungsgesetze bzw im Rahmen der Ermächtigung des Art IV des ASFinAG­
Gesetzes mit Verordnung immer wieder erweitert. 

Wesentlich für die Errichtung der genannten Gesel lschaften war das Bemühen, durch Kreditaufnah­
m�n au ßerhalb des Bundeshaushaltes zusätzliche Mittel für den Ausbau des hochrangige-n Straßen­

' netzes bereitzustel len, ohne dadurch das Budgetdefizit weiter zu erhöhen. Damit wurde allerdings der 
Grundsatz der Budgeteinheit und -vollständigkeit durchbrochen und der Gesamtüberblick vor allem über 
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den Schuldenstand des Bundes erschwert. Finanzwissenschaftlich wird eine solche Vorgangsweise als 
rechtlich organisierte "Flucht aus dem Budget" bezeichnet. 

79.3 Die von den "Mautgesellschaften" für den Bund eingehobenen Benützungsentgelte sollten 
zur Abdeckung der Kosten für die Herstel lung, Erhaltung und Finanzierung sowie der Kosten für die 
E inhebung des Benützungsentgeltes und der angemessenen Verwaltungskosten dienen. Dies erfüllte 
sich aber nur teilweise: So standen einem Personal- und Sachaufwand der Straßengesel lschaften im Jahr 
1 986 - einschließl ich eines Finanzierungsaufwandes von rd 1 ,54 Mrd S - von insgesamt rd 2,42 Mrd S 
nur rd 1 ,45 Mrd S an Benützungsentgelten gegenüber. 

79.4 Die Finanzierung erfolgte durch die Aufnahme von Darlehen bzw Anleihen unmittelbar von den 
Gesel lschaften,  wobei der Bund die Haftung übernahm. Seit der Gründung der ASFinAG erfolgte die 
Mittelbereitstellung ausschließlich durch diese Gesel lschaft. Wie aus dem Schaubild ersichtlich, sanken 
innerhalb von fünf Jahren die von den anderen Gesellschaften eingegangenen langfristigen Verbindlich­
keiten, während jene der ASFinAG stiegen. Insgesamt stieg das in Anspruch genommene Fremdkapital in 
diesem Jahrfünft um rd 60 vH.  
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79.5 Der Gesamtaufwand (ohne Berücksichtigung des im Rahmen der Bauvorhaben abgerechneten 
Fremdpersonals) verteilte sich 1 986 auf die einzelnen Straßengesellschaften wie folgt: 

1) 

ASAG 
ASTAG 
BAG 
PAG 
TAG 
WBAG 

insgesamt 

im Sachaufwand enthalten 

Personal· 

aufwand 

1 3,7 
38, 1  
63,6 
57,6 
72,4 

3 ,7  

249, 1  

Sachauf· davon 

wand Finanzierung 1 )  

i n  Mill S 

5,4 0 , 1  
402,2 323,6 
369,3 23,2 
449, 1  383,9 
936,6 81 2,2 

3,5 

2 1 66 , 1  1 543,0 

2 4 1 5 , 2  
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Mit dem Aufwand von rd 2,4 Mrd S wurde ein Investitionsvolumen von rd 4,7 Mrd S bewältigt. 

79.6 Die Straßengesellschaften gewannen in den letzten fünf bzw sechs Jahren für die Abwicklung 
des hochrangigen Straßennetzes zunehmend an Bedeutung. Ihr Investitionsvolumen, wie es in den Wirt­
schaftsprüferberichten jeweils als Forderung gegen den Bund nachgewiesen ist, stieg, während jenes 
nach den jeweiligen Abschlüssen der Bundesverrechnung rückläufig war: 

Mrd S 
6 

5 

4 
• StrG 

3 11 BStr .A+S 

l1li BStr. B 
2 

o 
1 9 8 2  1 9 83 1 9 84 1 9 8 5  1 98 6  

Auf den Ausbau des höherrangigen Straßennetzes (Bundesstraßen A + S )  entfielen i m  Jahre 1 98'6 
rd 74,9 vH des Gesamtinvestitionsvolumens von rd 1 0,94 Mrd S. Die zunehmende Verlagerung der Bau­
tätigkeit in diesem Straßennetz von der Bundesstraßenverwaltung zu den Straßengesellschaften wird aus 
der Gegenüberstellung der Jahre 1 982 und 1 986 deutlich: 

Investitionen 1 982 Investitionen 1 986 
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Vorstandsa ngelegenheiten  

79.7. 1  Die Straßengesellschaften wurden - mit Ausnahme der ASAG und der PAG - jeweils von 
zwei gleichberechtigten Vorstandsmitgliedern geleitet. Nur zwei der insgesamt zehn Vorstandsmitglieder 
übten ihre Tätigkeit hauptberuflich aus, während die restlichen acht diese als Nebenbeschäftigung 
entweder neben ihrer Tätigkeit als Landes- bzw Bundesbeamte oder neben ihrer Tätigkeit im Vorstand 
einer anderen Straßengesellschaft vollzogen. Während des ersten Halbjahres 1 988 war ein Vorstand 
gleichzeitig bei drei Gesellschaften tätig. Da die Dienstorte der Doppelvorstände weit auseinanderlagen, 
ergaben sich neben hohen Reisekosten auch erhebliche Zeitverluste. 

79.7.2 Nach Ansicht des RH war die Bestellung von Zweiervorständen nur historisch erklärbar, eine 
Zweckmäßigkeit aber nicht erkennbar. 

Jedenfalls hätte der Haupteigentümer Bund ab der Gründung der ASFinAG mit dem Wegfall der 
Finanzierungsaufgabe für die einzelnen Straßengesel lschaften eine Organisationsänderung im Vor­
standsbereich - Entfall des kaufmännischen Vorstandsmitgliedes - durchführen sollen. Der RH regte an, 
in Hinkunft auf mehr Sparsamkeit Bedacht zu nehmen. Bei Bestel lung von Doppelvorständen wäre auf die 
Nähe der Dienstorte zu achten. 

79.7.3 Laut Stellungnahme des BMwA sei bei Zweiervorständen sowohl eine erhöhte Kontrolle als 
auch eine leichtere Vertretung der Gesel lschaft nach au ßen gegeben. Ohne wesentliche Mehrkosten 
könne statt eines Prokuristen ein weiteres Vorstandsmitglied bestellt werden. Bezüglich der Dienstorte 
von Doppelvorständen stimmte das BMwA dem RH "grundsätzlich" zu. 

79.7.4 Der RH entgegnete, daß die Kosten für ein Vorstandsmitglied nicht zuletzt wegen der vertrag­
lichen Absicherungen für den Fall der Beendigung der Vorstandstätigkeit (Abfertigung, Entgeltfortzahlung 
und Pensionsanspruch) wesentlich über denen eines Prokuristen liegen. Vertretungsschwierigkeiten tra­
ten, wenn überhaupt, nur dort auf, wo die Dienstorte der Doppelvorstände weit auseinander lagen. 

79.8. 1 Das durchschnittliche Jahreseinkommen der Vorstandsmitglieder je Gesellschaft lag zwi­
schen rd 0,7 Mil l  S und rd 1 ,8 Mill S. Obwohl die Vorstandsbezüge bei Sondergesellschaften damit die 
Höhe jener von Erwerbsgesellschaften erreichten, hatten die Funktionäre nicht deren Risken zu tragen. 
Die aufgrund der Pensionszusagen erforderlichen Rückstellungen betrugen laut Bilanzen der Straßen­
gesellsc�aften für 1 986 über 41 Mill S. 

79.8.2 Der RH erachtete die Vorstandsbezüge als überhöht, weil der Tätigkeitsbereich eines Vor­
standsmitgliedes einer Straßengesellschaft grundsätzlich mit dem von Abteilungsleitern im Rahmen der 
Auftragsverwaltung vergleichbar ist und sich daher an den Bezugsansätzen der Dienstklassen V I I I  pzw 
IX des Gehaltsschemas des Bundes auszurichten hätte. Wie schon anläßlich der Gebarungsüberprüfung 
bei der PAG (TB 1 980 Abs 84.40) sprach sich der RH auch diesmal unter H inweis auf die nur einge­
schränkte Möglichkeit zur Beeinflussung des Geschäftserfolges durch die Vorstände gegen die Auszah­
lung von Bilanzgeldern, Fertigstel lungsprämien und anderen Sonderzuwendungen aus. Schl ießl ich kriti­
sierte der RH auch die neben den sehr großzügigen Abfertigungs- und Ruhegenu ßregelungen bestehen­
den flankierenden Vertragsbestimmungen, die den Vorstandsmitgliedern - aus Kostengründen - nahezu 
die Stel lung unkündbarer Beamter, jedoch bei weit höheren Bezügen, verliehen. 

Der RH kritisierte darüber hinaus die anläßlich des Ministerwechsels 1 986 ohne erkennbare wirt­
schaftliche und rechtliche Notwendigkeit im BMwA veranlaßten weitergehenden Verbesserungen der pen­
sionsrechtlichen Stellung einzelner Doppelvorstände. Durch dieSE) Vertragsänderungen erwuchsen diesen 
nunmehr Pensionsansprüche aus zwei verschiedenen Vertragsverhältnissen in einem die bisher übliche 
Regelung (60 vH bzw 80 vH eines Bezuges) weit übersteigenden Ausmaß. So erhält ein Vorstand nach 
dem Ausscheiden aus einer Gesellschaft und nach Ablauf der zwölfmonatigen Entgeltfortzahlung eine 
Betriebspension ausgezahlt, obwohl er nach wie vor Vorstand in zwei Gesellschaften ist. Der RH gab 
Empfehlungen für die Gestaltung zukünftiger Vorstandsverträge. Wegen Bedenken bezüglich der aktien­
rechtlichen Zulässigkeit einer derartigen Änderung der Vorstandsverträge sowie wegen deren finanziellen 
Auswirkungen empfahl der RH, die allfälligen Haftungsfolgen des Organhandelns der verantwortlichen 
Aufsichtsratsmitglieder zu untersuchen. 

79.8.3 Das BMwA gab dazu bekannt, es werde die Empfehlungen des RH an die für derartige Re�hts­
geschäfte zuständigen Aufsichtsräte weiterleiten. Die vom BMwA "entsandten" (tatsächlich nur namhaft 
gemachten) Aufsichtsratsmitglieder seien aufgrund einer Entschl ießung des Nationalrates vom November 
1 983 darauf hingewiesen worden, bei Verlängerung bzw beim Neuabschlu ß  von Vorstandsverträgen auf 
eine ausgewogene Höhe der Bezüge zu achten. 
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Nach Meinung des BMwA stelle im übrigen eine Abänderung von Vorstandsverträgen zur Verbesse­
rung einzelner Vertragsbedingungen keine gröbliche Vernachlässigung der Bundesinteressen dar. Allge­
mein wäre das Bundesinteresse an irgendeiner Maßnahme nicht bloß fiskalisch zu sehen. Für eine etwaige 
Heranziehung von Aufsichtsratsmitgliedern zur Haftung sei daher mangels Grundlage keine Veranlassung 
gegeben. 

79.8.4 Der RH erwiderte, im Hinblick auf die 1 986 bereits in  anderen Bereichen der Wirtschaftsver­
waltung eingeschlagene einschränkende Haltung gegenüber "Betriebspensionen" wären die I nteressen 
des Bundes sehr wohl auch als im fiskalischen Bereich liegend einzuschätzen gewesen. Für eine andere 
weitergehende Auslegung des Bundesinteresses fehlte damals wie heute jedwede Entscheidungsgrund­
lage. Der RH empfahl daher, die Prüfung der Rechtsfolgen im Zusammenhang mit dem Organhandeln nicht 
bloß auf die Aufsichtsratsmitglieder zu beschränken. 

Gesel lschaftsaufs icht  

79.9 . 1  Mit den Aufgaben der Gesellschaftsaufsicht sind einerseits im Rahmen der Gesellschaften die 
Aufsichtsräte berufen und andererseits das BMwA - Verwaltung der Anteilsrechte des Bundes - betraut. 

79.9.2 Wie der RH kritisch vermerkte, l ieß die Zusammensetzung der Aufsichtsräte der Gesel lschaf­
ten eine Bedachtnahme auf die jeweiligen Gesellschaftsaufgaben vermissen. 

Der RH empfahl dem BMwA, den gesamten Bereich der Gesellschaftsaufsicht und der damit verbun­
denen Besetzungspolitik zu überdenken. Dabei sollte die Mö.g l ichkeit geschaffen werden, Aufsichtsrats­
mitglieder zu entsenden, die weisungsgebunden wären. Die Ubung, Beamte jener Abteilung des BM, die 
für die Aufsicht über die Straßengesellschaften zuständig ist, als Aufsichtsräte dieser Gesellschaften 
namhaft zu machen, sollte wegen vielfacher Personalunion und allfälliger Befangenheit aufgegeben wer­
den. Der RH erinnerte diesbezüglich an seine bereits anläßlich der Gebarungsüberprüfung' der PAG ge­
gebene Empfehlung an das damals zuständige BMF (TB 1 980 Abs 84.37.4) sowie an die weitere Emp­
fehlung, eine einheitliche Vorgangsweise im Bereich der Bundesstraßen zB bei Bauvergaben und Bauver­
trägen zu schaffen (TB 1 977 Abs 76 und TB 1 980 Abs 84.38).  

79.9.3 Das BMwA teilte mit, auf die Anregung des RH bei der nächsten Neubestel lung der AR-Mitglie­
der Bedacht nehmen zu wollen. Es gab weiters bekannt, die Koordinierungstätigkeit der zuständigen Ab­
teilung im Rahmen der geltenden Rechtslage verstärken zu wollen. Da aber eine "Gesellschaftsaufsicht" 
über die Straßengesellschaften in dieser allgemeinen Form nicht bestehe, würde ein einheitliches Vor­
gehen im Rahmen der Bundesstraßenverwaltung und der Straßengesellschaften dem Aktienrecht wider­
sprechen . 

79.9.4 Der RH erwiderte, seine Kritik an der ungenügenden Gesellschaftsaufsicht sei angesichts der 
für das BMwA aufgrund des Bundesministeriengesetzes gegebenen Zuständigkeit zur Verwaltung der 
Bundesanteile an den Straßengesellschaften durchaus begründet. Offenbar sei aber die Besorgung 
staatl icher Aufgaben durch ausgegliederte Rechtsträger in Form von Aktiengesellschaften ohne ergän­
zendes Sonderrecht nicht zielführend. 

Ausbaup läne 

79. 1 0. 1  Obwohl die Ausbaupläne der Straßengesel lschaften der Genehmigungspflicht des BMwA un­
terliegen, wurden sie von den Gesellschaften - innerhalb des durch die Gesetze bzw Übertragungs-Ver­
ordnungen abgesteckten Rahmens - weitgehend selbst gestaltet. Wenn auch die Aufsichtsräte im Rah­
men ihrer Tätigkeit diese Pläne zu genehmigen hatten, so war doch eine kritische Mitwirkung der vom Bund 
namhaft gemachten Aufsichtsratsmitglieder an denselben nur in Einzelfällen zu beobachten. Das BMwA 
selbst schl ießl ich nahm seine Genehmigungshoheit über diese Pläne überhaupt nicht wahr; es beant­
wortete nämlich die Genehmigungsansuchen der Straßengesellschaften im allgemeinen nicht, was von 
diesen als Zustimmung gewertet wurde. 

79. 1 0.2 Nach Ansicht des RH könnten die von den Gesellschaften zur Genehmigung vorgelegten 
Ausbaupläne die Grundlage für die von ihm seit langem (erstmals TB 1 965 Abs 1 1 0) geforderte Erstel lung 
eines Ausbauprogrammes für das gesamte hochrangige Bundesstraßennetz darstellen. Die gehandhabte 
weitgehende Autonomie der Straßengesellschaften über ihr Ausbauprogramm hat mehrfach zu unwirt­
schaftlichen und unzweckmäßigen Ausbaumaßnahmen geführt. So wurde bspw von der ASAG für die S 6 
Semmering-Schnelistraße im Bereich von Kapfenberg zum bestehenden Tanzenberg-Tunnel (Nordröhre) 
um mehr als 375 Mil l  S eine zweite Röhre (Südröhre) errichtet, obwohl bereits mit der ersten Röhre eine 
auf lange Sicht ausreichend leistungsfähige und sichere Straßenverbindung bestanden hatte. In  ähnlicher 

4' 
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Weise wurde auch die im Halbausbau bestehende leistungsfähige und sichere Umfahrung Kindberg der 
S 6 mit einem Mitteleinsatz von rd 75 Mil l  S auf einen Vollausbau erweitert. Der RH erachtete es als 
äußerst unzweckmäßig, daß derartige Entscheidungen, bei welchen auch übergeordnete verkehrswirt­
schaftliche und -politische Gesichtspunkte zu berücksichtigen sind, in so hohem Maße im Bereich der 
Gesellschaften getroffen wurden. 

79. 1 0.3 Das BMwA teilte zur Frage der Steuerung der Ausbau-Programme mit, daß diesbezüglich be­
reits eine Neuregelung im Sinne des RH getroffen worden sei. Für die Überprüfung der Bauzeit- und 
Kostenpläne sei ein eigenes Referat eingerichtet worden. Die von den Straßengesellschaften vorgelegten 
Bauzeit- und Kostenpläne seien im Jahre 1 988 erstmals in "Bauprogrammverhandlungen" erörtert worden ; 
die Genehmigung werde nach den Zielsetzungen des BMwA erfolgen. 

79. 1 1 . 1 Das BMwA übertrug im Jahr 1 986 der PAG den Bau der zweiten Richtungsfahrbahn für die 
Umfahrung Trieben der A 9 Pyhrn Autobahn (Gesamtkosten rd 300 Mill S). Auf dieser Strecke stand be­
reits ein leistungsfähiger und sicherer Halbausbau als Schnellstraße zur Verfügung. 

79. 1 1 .2 Der RH beanstandete auch diese im Bereich des BMwA selbst getroffene Ausbauentschei­
dung als wenig wirtschaftlich und sparsam. Insb ist der Vollausbau der Umfahrung Trieben zu einem Zeit­
punkt erfolgt, wo auf anderen, problematischen Abschnitten der Pyhrn Autobahn (zB Schoberpaß) keine 
angemessenen Ausbaumaßnahmen gesetzt worden waren. 

79.1 1 .3 Laut Stellungnahme des BMwA gründe der Vollausbau der Umfahrung Trieben auf einem Bun­
desgesetz und seien mittlerwei le auch die rechtlichen Grundlagen für einen Ausbau der Schoberpaß­
strecke geschaffen worden. 

79. 1 1 .4 Der RH beharrte auf seiner Meinung, daß diese Ausbauentscheidung unwirtschaftlich war. 

Dimenslonierung 

79. 1 2. 1  Hinsichtlich der Querschnitte der zu errichtenden Straßen waren die Straßengesel lschaften 
vom BMwA mit Erlässen angewiesen worden, die Planungen in ledem Fall für einen Autobahnquerschnitt 
(dh mit zwei getrennten Richtungsfahrbahnen) durchzuführen, wovon dann in Einzelfällen (zB Arlberg 
Schnel lstraße) Halbausbau-Projekte für eine erste Ausbaustufe abzuleiten waren. Darüber hinaus erhiel­
ten die Gesellschaften vom BMwA keine Vorgaben über die anzuwendenden Ausbauelemente (etwa Breite 
der Straßenquerschnitte) .  

79. 1 2.2 Nach Ansicht des RH hätte bei Straßen, die auch bei Bedachtnahme auf zukünftige Ver­
kehrsentwicklungen nur geringes Verkehrsaufkommen aufweisen (zB Arlberg Schnellstraße, Teile der 
Semmering Schnel lstraße, Murtal Schnellstraße) von Anfang an nur eine entsprechend sparsame Quer­
schnitts-Festlegung erfolgen dürfen;  kostspielige Vorkehrungen für spätere, wenig wahrscheinliche Er­
weiterungen (zB Portalbereiche, Querschläge und sonstige Vorkehrungen beim Arlberg- und Ganzstein­
tunnel, breitere Brücken und Dämme uä) hätten unterbleiben müssen. 

Insb erschien die Anordnung eines Ausbaues als Autobahn für die S 36 Murtal Schnellstraße als 
unwirtschaftlich. Internationalen Richtlinien entsprechend wäre bei einem Verkehr von 1 0  000 Kfz/Tag 
(fü r Vollmotorisierung geschätzt) mit einer "Autostraße" eine ausreichend leistungsfähige und sichere 
Straßenverbindung herzustellen gewesen. Die Mehraufwendungen für den unnötigen autobahnmäßigen 
Ausbau dieser Strecke beliefen sich schätzungsweise auf mindestens 500 Mill S. 

Weiters beanstandete der RH auch die Großzügigkeit bei Querschnittsfestlegungen. So wurde für die 
Strecke Spittal - Vil lach der A 1 0  Tauern Autobahn ein 30 m breiter Querschnitt gewählt; bei Ausbau mit 
dem - ebenfalls ausreichenden - 24 m breiten Autobahnquerschnitt wären nach Schätzungen des RH 
Einsparungen in der Höhe von mindestens 300 Mill S möglich gewesen. Als zu groß kritisierte der  RH 
auch den Autobahnquerschnitt im Abschnitt Telfs - Roppen der A 1 2  ( Einsparungsmöglichkeit 
50 Mill S) und die Querschnittswahl für den Abschnitt Gloggnitz - Maria Schutz der S 6 Semmering 
Schnellstraße. 

Der RH empfahl dem BMwA, bei der Übertragung von Planungs- und Bauaufgaben an Straßengesell­
schaften in H inkunft durch entsprechende Vorgaben auch die Ausbauelemente festzulegen. Er erinnerte 
in diesem Zusammenhang auch an seine seit Jahren geäußerte dringende Empfehlung, Richtlinien für die 
Festlegung von Straßenquerschnitten in Abhängigkeit ua vom zu erwartenden Verkehrsaufkommen zu 
erlassen und damit an Stelle des bisher allzu großzügigen "freien Ermessens" sachliche Grundlagen für die 
Entscheidungsfindung bereitzustellen. 
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79. 1 2.3 Laut Stellungnahme des BMwA sei zwischenzeitlich für die Dimensionierung der Straßen eine 
Richtlinie erlassen worden, welche auch bei den Straßengesellschaften Anwendung fände (siehe hiezu 
auch TB 1 987 Abs 59). 

L iquid ität 

79. 1 3 . 1  Der RH hatte bereits anläßlich seiner Gebarungsüberprüfung bei der PAG die Auffassung 
bekundet, durch Schaffung einer gemeinsamen "Finanzdirektion" für alle Straßengesellschaften wären 
wesentliche Einsparungen zu erzielen, weil solcherart der Stand an verfügbaren Mitteln bei den einzelnen 
Gesel lschaften wesentlich niedriger als bis dahin gehalten werden könnte (TB 1 980 Nachtrag 
Abs 84.40.2 . 1 ) .  

Die Gründung der ASFinAG - Ende 1 982 - hat dazu geführt, daß die Geldmittelbestände der einzel­
nen Straßengesellschaften verringert und Überliquiditäten eingeschränkt wurden, woraus sich eine we­
sentliche Verringerung des Zinsenaufwandes des Bundes ergab. Wie nunmehr erhoben wurde, sind aber 
noch nicht alle Möglichkeiten zur Senkung der Geldmittelbestände und damit zu einer Einschränkung der 
Kreditaufnahmen ausgeschöpft worden. Der RH ermittelte für den gesamten Finanzierungsbereich der 
ASFinAG mögliche Zinsenersparnisse von 2 Mil l  S bis 3 Mill S im Jahr für den Bund. 

79. 1 3.2 Der RH empfahl daher dem für die ASFinAG zuständigen BMF darauf hinzuwirken, daß die 
tägl ichen Geldbestände der Straßengesellschaften ein für unvorhergesehene kurzfristige Zahlungen be­
nötigtes Ausmaß nicht übersteigen, und dies auch kontroll ieren zu lassen. 

79. 1 3.3 Wie das BMF im Dezember 1 988 mitteilte, habe sich zwischenzeitlich die MitteIbewirtschaf­
tung durch die ASFinAG noch weiter verbessert u nd seien die Geldbestände bei den Straßengesell­
schaften nennenswert gesenkt worden. Die Bankzinsenerträge verminderten sich dementsprechend von 
1 0,9 Mil l  S ( 1 983) auf 1 ,5 Mil l  S ( 1 987). 

Das BMF dankte im übrigen für die H inweise des RH und hat ein entsprechendes Einwirken auf die 
ASFinAG zugesagt. 

Verwaltungsaufwand 

79. 1 4. 1  In  den Errichtungsgesetzen für die Straßengesellschaften und die ASFinAG ist angeordnet, 
daß der Bund den Gesellschaften die angemessenen Verwaltungskosten zu ersetzen hat. In der "1 . Ko­
ordinationssitzung der Straßensondergesel lschaften" nach Gründung der ASFinAG wurde im Feber 1 983 
festgehalten, es obliege nunmehr dem BMBT festzustellen, inwieweit die Personal- und Verwaltungs­
kosten "angemessen" seien ; dies werde bei den Jahresabschlüssen beurteilt werden. 

79. 1 4.2 Nach Auffassung des RH kann die Prüfung der Geschäftsführung durch den Aufsichtsrat 
(einzelne Mitglieder des Aufsichtsrates) in der Regel wohl nur für erhebliche Geschäftsführungsmaßnah­
men - bei sonstiger Verantwortlichkeit nach § 99 des Aktiengesetzes - gefordert werden. Die Ange­
messenheit der Verwaltungskosten wäre angesichts ihrer gesetzlichen Festlegung als wesentlich und 
damit erheblich anzusehen. 

Das zuständige BM hat jedoch n ichts unternommen, um den Begriff "angemessene Verwaltungs­
kosten" abzugrenzen. Der RH empfahl dem BMwA, Merkmale für die Angemessenheit von Verwaltungs­
kosten zu erarbeiten und den AR an seine Verpflichtung zur Kontrolle auch der Verwaltungskosten zu er­
innern. Die Jahresberichte des AR sollten auch über diese Tätigkeit Aufschluß  geben, damit die Haupt­
versammlung entsprechende Unterlagen hinsichtlich der Entlastung vorfindet. 

H insichtlich der nicht angemessenen Verwaltungskosten vermeinte der RH, daß diese vorerst von den 
Aktionären - entsprechend ihrem Aktienantei l - zu tragen wären;  die Aktionäre hätten dann allenfalls 
Anspruch auf Schadenersatz. 

Der RH hat jene stichprobenartig festgestellten Verwaltungskosten, die seiner Ansicht nach keines­
falls als "angemessen" zu bezeichnen sind und überwiegend den Interessen und Bedürfnissen der Ver­
ursacher dienten, den einzelnen Gesellschaften bekanntgegeben und eine Rückforderung von den Verur­
sachern empfohlen. Diese Beträge wären dem Bund zu ersetzen. Zwischenzeitlich hat ein Vorstandsmit­
glied geringe Beträge zurückgezahlt. 

79. 1 4.3 Das BMwA gab vorerst bekannt, es werde erst nach Erhalt der Prüfungsergebnisse bei den 
einzelnen Straßengesellschaften hiezu Stellung nehmen. 
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Laut einer ergänzenden Stellungnahme vom Dezember 1 988 sei die Beurteilung der Angemessenheit 
der Verwaltungskosten der Gesellschaften im Sinne des § 4 des ASFinAG-Gesetzes bzw der Sonder­
finanzierungsgesetze mit der Prüfung des Jahresabschlusses und Entlastung von Vorstand und Auf­
sichtsrat erfolgt. Die Prüfberichte der Gesellschaften samt ergänzenden Auskünften durch die Vorstände 
gäben hiefür hinreichend Gelegenheit. 

79. 1 4.4 Der RH hat dem BMwA anhand von Beispielen seiner Meinung nach nicht angemessene Ver­
waltungskosten zur Kenntnis gebracht und hiezu eine Äu ßerung erbeten. 

Rei sekosten 

79. 1 5. 1  Der Umstand, daß drei Vorstandsdirektoren bei  je zwei Gesellschaften tätig waren, verur­
sachte ua hohe Reiseaufwendungen. Selbst die in Innsbruck gegebene Mögl ichkeit der Personalunion 
(BAG, ASTAG) wurde nicht genützt. Allein für die in den Jahren 1 984 und 1 985 von der AST AG ver­
brauchten 1 93 ABO-Tickets einer Fluggesellschaft für die Strecke Innsbruck - Wien wurden rd 
280 000 S ausgegeben.  

Dem Doppelvorstand BAG/TAG stand e in  Dienstwagen der TAG mit Fahrern der TAG und der BAG zur 
Verfügung Uährliche Fahrleistung rd 90 000 km). Die Kosten für die Fahrer betrugen für 1 987 zusammen 
(ohne Reisekosten usw) rd 883 000 S brutto. Jeweils zur Hälfte ihrer Arbeitszeit wurden die Fahrer für 
allenfalls anfallende Büroarbeit oder ähnliches herangezogen. 

In den Reiserechnungen wurden mehrfach Nächtigungen in Hotels der Luxusklasse (eine Nacnt rd 
2 300 S) festgestellt. 

79. 1 5.2 Der RH empfahl dem BMwA dafür Sorge zu tragen, daß die Übernachtungskosten das in der 
Reisegebührenvorschrift für Bundesbeamte geregelte Höchstausmaß nicht wesentlich überschreiten. 

79. 1 5.3 Das BMwA gab dazu keine Stellungnahme ab. 

Bewlrtu ngen 

79. 1 6. 1  Der Bewirtungsaufwand al ler Straßengesellschaften erreichte rd 372 400 S ( 1 985) und rd 
41 0 300 S ( 1 986). Ein Großteil betraf Ausgaben für "Repräsentationsveranstaltungen", aber auch Bewir­
tungen von Einzelpersonen (Außenstehende) und Angehörige der Straßengesellschaften. 

79. 1 6.2 Nach Ansicht des RH war der Bewirtungsaufwand überhöht; es bestand überhaupt keine 
Repräsentationsverpflichtung bzw war eine Repräsentationswirkung nach au ßen nicht gegeben ; überdies 
erhielten alle Generaldirektoren monatlich 1 000 S bzw 2 000 S als Aufwandsentschädigung. Er empfahl 
größere Sparsamkeit. 

79. 1 6.3 Hiezu gab das BMwA keine Stellungnahme ab. 

79. 1 7. 1  Die Ausgaben für offizielle Anlässe wie Verkehrsfreigaben, Spatenstichfeiern usw haben 
verschiedentlich ein Ausmaß ereicht, das in  keinem Verhältnis zur Bedeutung der Feiern stand. Bei­
spielsweise fielen an: 

( 1 )  für die Eröffnung von drei Teilstrecken der A 2 (Bereich der ASAG) im November 1 985 Kosten von 
insgesamt rd 6 1 6  000 S;  

(2 )  fü r  das Festessen anläßlich der  Spatenstichfeier Heubergtunnel (ASAG) in Bruck/Mur, zu dem 
1 08 Gäste eingeladen waren, aber 238 Personen teilnahmen, rd 47 000 S; 

(3) für die Autobahneröffnung Vil laeh, worüber der RH bereits berichtet hat (TB 1 986 Abs 63. 1 ) ,  
hatten die ASTAG, PAG, BAG und TAG insgesamt rd 1 ,4 Mill S aufgewendet . 

79. 1 7.2 Nach Ansicht des RH standen diese Aufwendungen für Baufeiern nicht im Einklang m it den 
für die öffentliche Verwaltung und die öffentlichen Unternehmungen in  g leicher Weise maßgeblichen 
Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit. Überdies erfolgte ihre Verbuchung 
in  unterschiedlicher Art. Der RH empfahl, um eine einheitliche und aussagefähigere Darstel lungsform in 
den Rechenwerken bemüht zu sein. Weiters sollte die vom BMBT im Jahre 1 980 getrOffene Regelung für 
die Abhaltung von Baufeiern und deren Kostentragung im Bereich der Bundesstraßenverwaltung zweck-
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mäßigerweise auch für die Straßengesellschaften gelten. Im Hinblick auf die gebotene Sparsamkeit wäre 
ein Verzicht auf Feiern anläßlich von Verkehrsfreigaben zu überlegen und eine entsprechende Information 
der Öffentlichkeit als ausreichend anzusehen. 

79. 1 7.3 Das BMwA nahm vorerst die Anregung h insichtlich der buchhalterischen Darstellung zur 
Kenntnis. In einer nachträglichen Stellungnahme wurde bekanntgegeben, daß bereits im Sinne sparsamer 
Gestaltung von Baufeiern die Eröffnung einer Teilstrecke der A 8 ohne Feier erfolgt sei. 

Werbeaufwand 

79. 1 8. 1  Die Straßengesellschaften haben bedeutende M ittel für  Werbung eingesetzt: 

Werbeaufwand 1 985 

I _  ASAG 111 BAG l1li TAG o ASTAG 0 PAG 

in Tausend S: 6 5 1 , 8  9 948,0 3 1 74 ,6  1 5 1 4 ,9  6 7 4 , 9  

Werbeaufwand 1 986 

I _  ASAG 11 SAG II1II TAG 

in Tausend S: 4 5 1 , 8 1 0  1 72,6 4 673,8 

o ASTAG 0 PAG 

9 7 5 , 1  1 565,2 

Ci 'NBAG 

4 3 0 , 6  
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Von diesem Werbeaufwand entfielen zB auf Tageszeitungen rd 1 1 26 000 S ( 1 985) und rd 
1 223 000 S ( 1 986) ;  Spitzenreiter war das offiz ielle Organ einer politischen Partei mit rd 264 000 S 
( 1 985) und rd 324 000 S ( 1 986). Auf Wochen- und Monatszeitschriften entfielen rd 1 361 000 S ( 1 985) 
und rd 1 397 000 S ( 1 986); die höchsten Anteile erhielten eine Autofahrerzeitung mit rd 1 29 000 S 
( 1 985) und rd 1 80 000 S ( 1 986) bzw ein Wiener Boulevardblatt mit rd 1 50 000 S ( 1 985) und rd 
1 88 000 S (1 986).  Weiters wurden 1 986 rd 677 000 S auf ausdrücklichen Wunsch des damaligen Bau­
tenministers für die Jahresgabe eines Autofahrer-Clubs ausgegeben. Auf Sportförderung (hauptsächlich 
nur von BAG und TAG) entfielen rd 660 000 S ( 1 985) und rd 560 000 S ( 1 986), davon allein für Tennis rd 
1 71 000 S (1 985) und rd 1 67 000 S ( 1 986).  

Bei der Sportförderung fielen die Sponsorenverträge der TAG für Tennisspieler eines Innsbrucker 
Vereines, zu dessen Präsident der GD der BAGITAG im Jahre 1 986 gewählt wurde, mit Zahlungen von 
50 000 S ( 1 985) und 60 000 S ( 1 986) besonders auf. 

Für Auslandswerbung gab die BAG aufgrund eines Vertrages mit einer Werbefirma ab dem Jahre 1.984 
jährlich rd eine Mill DM aus. Wie das BMwA mitteilte, wurde die Auslandswerbung der BAG ab 1 988 einge­
stellt. 

79. 1 8.2 Der RH empfahl dem BMwA dringend, im Wege der Gesellschaftsaufsicht für größte Spar­
samkeit zu sorgen und insb die Sponsoren- und Unterstützungstätigkeiten einer strengen Überprüfung zu 
unterziehen. Eine Werbung zum Zwecke der Frequenzsteigerung und damit zur Erhöhung der Mautein­
nahmen sah der RH als sachlich nicht gerechtfertigt an, weil Mautpolitik und Verkehrspolitik nicht Sache 
der Straßengesellschaften seien . 

79. 1 8.3 Laut Stellungnahme des BMwA wäre es früher ein "legitimer Gesellschaftszweck" gewesen, 
durch Werbung eine Erhöhung der Frequenz und damit der Mauteinnahmen zu erzielen. Nach Wandlung 
der Auffassung über die Frequenzsteigerungen habe es sehr wohl den Gesellschaften gegenüber ent­
sprechende Vorgaben gemacht, die auch beachtet worden seien. 

79. 1 8.4 Der RH erwiderte, bis in die späten 70er Jahre habe wohl ein Interesse des Bundes an hohen 
Mauteinnahmen über Frequenzsteigerung angenommen werden können. Allerdings hätte es spätestens 
mit dem Einsetzen teurer Lärmschutzmaßnahmen an der Inntalautobahn ( 1 978!) zu einem Umdenken 
kommen müssen. 

Die vom BMwA erwähnten "Vorgaben" erschöpften sich in einem Schreiben an alle Gesellschaften, in 
dem im Hinblick auf die angespannte Budgetlage und die sparsame Verwendung der Mittel ersucht wurde, 
die Werbeausgaben weitgehend einzuschränken; eine eindeutige Weisung im Sinne der sondergesetz­
lichen Befugnisse oder einer Entscheidung der Hauptversammlung nach § 1 03 Abs 2 des Aktienge­
setzes ist jedoch unterblieben. 

Nach Auffassung des RH wäre jegliche Werbung im weitesten Sinn für die Benützung österreichischer 
Bundesstraßen nur als gemeinsames Ganzes, unter Beachtung eines Gesamtverkehrskonzeptes sowie 
der Belange des Fremdenver�ehrs und der Umwelt zu sehen und könnte daher nie Angelegenheit einer 
einzelnen Gesel lschaft sein. Osterreich sozusagen als Durchhaus Europas anzupreisen, hätte allerdings 
zu keiner Zeit geduldet werden sollen. 

Freiwi l l ige Sozial leistungen 

79. 1 9 . 1  Für freiwillige Sozialleistungen haben die Straßengesellschaften rd 5 , 1  Mi l l  S ( 1 985) und rd 
5,5 Mil l  S ( 1 986) ausgegeben. Die Ausgaben je Mitarbeiter betrugen bei den einzelnen Gesellschaften 
zwischen 2 300 S und 9 400 S jährl ich. 

79.1 9.2 Der RH empfahl dem BMwA, eine Anpassung (Rückführung) an die Vorgangsweise im Bereich 
der Bundesstraßenverwaltung herbeizuführen. 

79. 1 9.3 Laut Stellungnahme des BMwA stellten auch freiwill ige Sozialleistungen Bestandteile des 
Gehaltes im weitesten Sinne dar. Wegen der Unterschiedlichkeit der Gehälter in den Gesellschaften wäre 
eine Vereinheitlichung nicht sinnvoll und eine Angleichung an den Bundesdienst nicht zu befürworten.  Im 
übrigen wurde der Anregung zugestimmt, sparsam vorzugehen, ohne jedoch eine bestimmte Maßnahme 
mitzuteilen . 
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Mautfre i ka rten 

79.20. 1 In  den Finanzierungsgesetzen der Pyhrn Autobahn,  Tauern Autobahn und des Arlberg 
Straßentunnels sind Bestimmungen über Ausnahmen von der Entgeltleistung für die Benützung der Maut­
strecken enthalten. Sie betreffen Einsatzfahrzeuge und Fahrzeuge des Straßendienstes sowie Fahrzeuge 
des Bundesheeres. Für die Brenner Autobahn ist derzeit keine derartige Bestimmung in Geltung. 

Für die Mautkostenübernahme durch die Gesellschaften für bestimmte Straßenbenützer wurde keine 
Regelung getroffen. 

Die einzelnen Mautgesellschaften legten im eigenen Wirkungsbereich jeweils fest, in  welchen Fällen 
sie die Gebühr für die Benützung der Mautstrecken übernehmen bzw welchen Institutionen oder EinzeI­
personen Mautkarten (Jahreskarten, Mehrfahrtenblöcke und Einzelkarten) zur Verfügung gestellt werden. 

Die Vorgangsweise war bei den einzelnen Gesellschaften sehr unterschiedlich. 

Während die PAG zB im Jahre 1 986 lediglich Mautkarten für rd 1 7  000 S ausgegeben hat, betrugen 
die Kosten für unentgeltlich ausgegebene Fahrtberechtigungen der BAG im Jahre 1 985 rd 600 000 S, 
wozu noch Skonti in der Höhe von rd 2,6 Mi l l  S kamen. 

79.20.2 Der RH beanstandete diese vor allem im letztgenannten Fall außerordentlich großzügige 
Vorgangsweise und erinnerte allgemein an seine bereits im Jahre 1 968 getroffene Feststellung, daß eine 
Ermächtigung der Vorstände der Straßengesellschaften zum Abgehen von den Mautrichtlinien der ge­
setzlichen Grundlage entbehrt. 

Er empfahl dem BMwA, für eine generelle Regelung unter Beachtung der Gesetzmäßigkeit und Spar­
samkeit zu sorgen. 

79.20.3 Das BMwA stellte diesbezügliche Überlegungen in Aussicht, hielt aber ein völl iges Verbot der 
Ausgabe von Freifahrtkarten für zu weitgehend. 

Verg leich der Straßengesellschaften mit der Auftragsverwaltung 

79.2 1 . 1  Die Straßengesellschaften und die Bundesstraßenverwaltung haben hinsichtlich der Abwick­
lung von Straßenneubauten eine vergleichbare Aufgabe. Für die Besorgung der Projektierungs-, Bauauf­
sichts-, Bauoberleitungs-, Bauführungs- und Verwaltungsaufgaben für den Bundesstraßenneubau erhal­
ten die Länder eine Pauschalabgeltung gemäß dem Finanzausgleichsgesetz in Form eines Hundertsatzes 
der diesbezüglichen voranschlagswirksamen Ausgaben in ihrem Bereich. 

Um einen Preis-/Leistungsverglerch zwischen den unterschiedlichen Organisationsformen herstellen 
zu können, hat der RH aus den unterschiedlichen Rechenwerken der Straßengesellschaften für die 
Jahre 1 984 bis 1 986 die vergleichbaren Aufwendungen erfgßt, ihr  Verhältnis zu den Herstellkosten er­
mittelt und dem FAG-Pauschalsatz gegenübergestellt: 

Aufwand der Abgeltung 
Straßenge- der Aunrags-
seilschaften verwaltung 

nach FAG 
in vH 

1 984 1 0,7  7 ,0  
1 985 8 ,2 1 0,0 
1 986 1 1 ,2 1 0,0 

Durchschnitt 
1 984 - 1 986 1 0  9 
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Für die Jahre 1 984 bis 1 986 ergaben sich für die einzelnen Gesellschaften sehr unterschiedliche 
Hundertsätze des jeweiligen Gesellschaftsaufwandes bezogen auf die Herstellungskosten :  

Herstellungskosten Gesellschaftsaufwand Anteil 
MiII S Mili S vH 

ASAG 7 860 578 7,4 
ASTAG 1 59 1 29 8 1 ,5 
BAG 1 480 1 64 1 1 , 1 
PAG 1 1 32 1 22 1 0,8 
TAG 2 758 300 1 0,9 
WBAG 262 62 23,6 

Wie ersichtlich, wurde die Besorgung von öffentl ichen Aufgaben durch Privatrechtsträger - auch bei 
Außerachtlassung der Finanzierungskosten - nicht kostengünstiger abgewickelt. 

79.2 1 .2 Der RH beanstandete, daß das BMwA der unterschiedlichen Entwicklung von Personal- und 
Verwaltungskosten in den Straßengesellschaften ungenügend Beachtung geschenkt hat, wodurch teil­
weise unangemessen hohe Verwaltungskosten entstanden. 

Überdies war für den Vergleich zur Auftragsverwaltung noch zu bedenken, daß zumindest die Hälfte 
des von den Straßengesellschaften beauftragten Investitionsvolumens letztlich doch von den Straßen­
verwaltungen der Länder (über Auftrag der Straßengesellschaften) abgewickelt wurde. Nach Ansicht des 
RH hätte sohin die durch die Schaffung der Straßengesel lschaften gewünschte Wirkung - rasche t;nt­
scheidungsfähigkeit in Bauangelegenheiten, flexible Handlungsfähigkeit bei Personal und Verwaltung 
sowie gesicherte und dem Baugeschehen angepaßte Finanzierung - sehr wohl ebensogut durch eine 
- ohnedies dringlich gebotene - Verbesserung der Auftragsverwaltung erreicht werden können. 

In diesem Zusammenhang erschien aber auch die Abgeltung des Verwaltungsaufwandes der Länder 
nach einem pauschal festgelegten Hundertsatz der Baukosten als problembehaftet, weil solcherart höhe­
re ßaukosten zu höheren Einnahmen der Länder führen. Der RH erinnerte an seine wiederholt gegebene 
Empfehlung, eine Regelung zu treffen, die dem Aufwand angemessen ist, zugleich jedoch einen Anreiz zu 
Sparsamkeit bietet. 

Der RH sah die vom Gesetzgeber mit der Gründung der Straßengesellschaften be�bsichtigten Ziel­
setzungen nicht in allen Teilbereichen als voll verwirklicht an. Die Baumaßnahmen konnten zwar in ver­
hältnismäßig kurzer Zeit durchgeführt werden. Die Rückzahlungen für die außerbudgetäre Finanzierung 
belasten aber das Budget des Bundesstraßenbaues in vollem Umfang, so daß der budgetäre Spielraum für 
Neubaumaßnahmen immer mehr eingeengt wird. Auch nach Auffassung des BMwA könnten wichtige 
Straßenbaumaßnahmen nur mehr im Wege von zusätzlichen Sonderfinanzierungen verwirklicht werden. 

79.21 .3 Das BMwA verwies auf die häufigen Ausweitungen der Aufgaben der einzelnen Straßenge­
sellschaften.  I nsgesamt hätten sich diese Gesel lschaften gut bewährt und in kürzester Zeit die weit­
gehende Fertigstellung des hochrangigen Bundesstraßennetzes ermöglicht. 

79.2 1 .4 Der RH erwiderte, bei entsprechender Verbesserung der Organisation im Bereich der 6un­
desstraßenverwaltung hätte diese die gestellten Aufgaben mindestens genauso gut, jedoch sparsamer 
leisten können. 

79.22. 1 Das absehbare Ende der Neubautätigkeit im Bereich des hochrangigen Straßennetzes m�cht 
es erforderlich, grundsätzliche Überlegungen über die Zukunft der Straßengesellschaften anzustellen. 

79.22.2 Da in Hinkunft die Hauptaufgabe der Bundesstraßenverwaltung in der Erhaltung liegen wird 
und deren Bewältigung eine weitgehend gleichbleibende Aufgabe mit wenig personellen und finanziellen 
Schwankungen darstellt, regte der RH an, die Bereiche der Straßengesellschaften - nach Erfüllung der 
Neubauaufgaben - wieder in  die Bundesstraßenverwaltung zurückzuführen und dementsprechend die 
Auflösung der Gesel lschaften ins Auge zu fassen. 

79.22.3 Das BMwA verwies auf die diesbezügliche Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers, sagte 
aber zu, bei der Vorbereitung gesetzgeberischer Maßnahmen auf die vom RH gegebenen Anregungen Be­
dacht zu nehmen. 
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79.23 Weitere Bemängelungen oder Anregungen des RH betrafen Abweichungen der Straßengeseil­
schatten von den Vergaberichtl inien des BMwA, die Nachprüfung von Schlußrechnungen, die Schiedsver­
fahren in Streitfragen, die Genauigkeit der Geldanforderungen,  die mangelhafte Führung der Fahrten­
bücher, die Durchführung verschiedener Veranstaltungen und einer Jubiläumsfeier, M itgliedsbeiträge, 
Spenden und Seminarkosten sowie Angelegenheiten des Rechnungswesens und der Umsatzsteuerbe­
rechnung. 

Die Stel lungnahme des BMwA zu diesen Problemen war teilweise unvollständig bzw unzulänglich. 

3· 
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Zum 1 1 .  ABSCHNITT 

Ergebnisse von Gebarungsübe rp rüfungen bei 
Kapitalbeteiligungen des Bundes 

Ve rwaltungsbe reich des Bundesministeriums für öffentliche 
Wirtschaft und Verkeh r 

P r ü f u n g s e r g e b n i s  a u s  d e m  J a h r e 1 9 8 7  

Abfall-, Entsorgungs- und Verarbeitungsg'esellschaft mbH ,  Graz 

Die Stadt Graz hat ein zukunftsorientiertes Konzept für die Abfall- und Klärschlammentsorgung ent­
wickelt, welches eine Verminderung des Deponiebedarfes durch größtmögliche Nutzung der in Müll und 
Klärschlamm enthaltenen Wertstoffe vorsah. Im Rahmen dieses Konzeptes wurde die VOEST ALPI­
NE AG bzw eine von dieser gemeinsam mit der Stadt Graz errichtete Betriebsgesellschaft gegen ein jähr­
liches Entgelt von 55 Mi/I S mit der Aufbereitung und Verwertung des gesamten Grazer Müll- und Klär­
schlammaufkommens betraut. 

Von dem dafür vorgesehenen Projekt sind bis zur Gebarungsüberprüfung lediglich die Klärschlamment­
wässerungs- und die Müllfraktionierungsanlage verwirklicht worden, mangels eines Standortes nicht je­
doch auch das Kompostwerk und die Reststoffdeponie. Da auch entgegen ursprünglichen Annahmen kein 
Abnehmer für den Brennstoff aus Müll gefunden wurde, erfolgte seit rd zwei Jahren die Ablagerung fast 
aller aus dem Müll gewonnenen Fraktionen auf Fremddeponien. Der ökologische Nutzen des bisher ver­
wirklichten Projektes war daher stark in Frage gestellt. 

Ferner wurde infolge der eingetretenen Verzögerungen bei der Projektverwirklichung der ursprünglich vor­
gesehene Kostenrahmen erheblich überschritten, so daß die tatsächlichen Kosten zuletzt um rd 50 vH 
höher waren als das vereinbarte Entgelt. 

80. 1  Der RH hat von Feber bis April 1 987 die Beteiligung der Stadt Graz an der Abfall-, Entsorgungs­
und Verarbeitungsgesellschaft mbH (AEVG) sowie die Gebarung der genannten Gesel lschaft seit ihrer 
Gründung im Jahr 1 984 überprüft. Der Bericht des RH über das Ergebnis dieser Überprüfung wurde be­
reits vom steiermärkischen Landtag in  seiner Sitzung vom 1 8 . Oktober 1 988 gemäß Art 1 27a 
Abs 5 B-VG zur Kenntnis genommen (siehe auch TB 1 987 Abs 1 1  der Vorbemerkungen). Im Hinblick auf 
die gleichzeitig gegebene mittelbare Bundesbeteil igung wird nunmehr die Berichterstattung an den Natio­
nalrat nachgetragen. 

Rechtliche Verhältn isse 

80.2. 1  Die AEVG wurde am 1 4. September 1 984 zum Zwecke der Durchführung der gesamten Gra­
zer Abfall- und Klärschlammentsorgung gegründet. 

Das Stammkapital der Gesellschaft betrug zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 500 000 S, wovon 
51 vH im Eigentum der Stadt Graz und 49 vH im Eigentum der VOEST-ALPINE AG (VA) standen. 

Gemäß Gesellschaftsvertrag stand nur der VA das Recht zu, die Geschäftsführer der AEVG namhaft 
zu machen, während sich die Stadt Graz, obwohl sie Mehrheitsgesellschafter war, verpflichtet hatte, den 
diesbezüglichen Vorschlägen der VA in der Generalversammlung zuzustimmen. 

80.2.2 Wie der RH kritisch vermerkte, wurde der Stadt Graz keinerlei Einfluß  auf die Gebarung der 
AEVG und nicht einmal eine Möglichkeit zu deren Kontrolle eingeräumt. 

Der RH empfahl eine entsprechende Änderung des Gesellschaftsvertrages. 

80.2.3 Wie die Stadt Graz mitteilte, wurde der Gesellschaftsvertrag der AEVG bereits 1 987 dah in­
gehend geändert, daß insb nunmehr beiden Gesellschaftern ein Vorschlagsrecht für jeweils einen Ge­
schäftsführer zukommt, wodurch auch die Kontrol lmögl ichkeit gegeben ist. 
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Mül lentsorg ungskonzept der Stadt Graz 

80.3.1  Die Stadt Graz erarbeitete ein zukunftsorientiertes, den technischen, wirtschaftl ichen und 
ökologischen Anforderungen entsprechendes Gesamtkonzept für die Abfal l- und Klärsch lamment­
sorgung, das vom Grazer Gemeinderat am 7. Jul i  1 983 beschlossen wurde. Dieses Konzept sah nach 
der erfolgten Schließung der gemeindeeigenen Hausmülldeponie vordringlich die Schaffung einer Rest­
stoffdeponie und Maßnahmen zur Abfallvermeidung sowie nach Einführung einer getrennten Sammlung die 
weitestgehende Nutzung der im Müll enthaltenen Wertstoffe vor. 

80.3.2 Der RH erachtete dies als ein zukunftsweisendes Vorhaben. 

Durchführung des Vorhabens 

80.4. 1 Im Rahmen ihres Entsorgungskonzeptes betraute die Stadt die VA bzw eine von dieser ge­
meinsam mit Graz zu gründende Betriebsgesel lschaft (AEVG) mit der Aufbereitung und Verwertung des 
gesamten Grazer Müll- und Klärschlammaufkommens ab 1 .  August 1 985 gegen ein jährliches Entgelt von 
55 Mill S (Grundsatzvereinbarung vom 21 . März 1 984). 

80.4.2 Die Auswahl der VA für dieses Großprojekt erfolgte ohne ausreichende Entscheidungsgrund­
lagen h insichtlich der daraus erwachsenden finanziellen Belastungen und Risken und ohne öffentliche 
Ausschreibung. Auch gelang es der Stadt Graz nicht, die beabsichtigte Überbindung des gesamten Ent­
sorgungsrisikos auf den Auftragnehmer vertraglich sicherzustellen. Vielmehr übernahm die Stadt mit der 
Pflicht zur weitgehenden Verlustabdeckung der AEVG ein hohes finanzielles Risiko, obwohl bereits bei 
Vertragsabschluß  eine Verzögerung des Projektes und damit verbundene Mehrkosten wegen der nicht 
geklärten Standortfrage für die Komposterzeugung und Reststoffdeponie absehbar waren. 

Der RH anerkannte allerdings in diesem Zusammenhang den durch das Fehlen einer eigenen Deponie 
eingeschränkten Handlungsspielraum der Stadt Graz. Da auch die steiermärkische Landesregierung den 
im Abfallbeseitigungsgesetz (LGBI Nr 1 1 8/1 974) vorgesehenen regionalen Mül lbeseitigungsplan nicht 
erlassen und damit keine Deponiestandorte bestimmt hatte, wurde das Entsorgungsproblem der Stadt 
noch erheblich verschärft. 

80.5.1  Das mit der VA vereinbarte Projekt sah als wesentlichsten Inhalt die Gewinnung von Brenn­
stoff aus Mül l  (BRAM) sowie die Erzeugung von Kompost vor. Während sich die VA verpflichtete, den 
BRAM in Donawitz in einer neu zu errichtenden Kesselanlage energetisch zu nutzen, sollte der Kompost 
für Rekultivierungszwecke genutzt oder verkauft werden. Für die Reststoffe (Asche, Sperrmül l ,  Störstoffe 
usw) war im Bereich des Werksgeländes der VA in Leoben/Donawitz die Errichtung einer Reststoffdeponie 
vorgesehen. 

Vom geplanten Gesamtprojekt wurden bis zur Gebarungsüberprüfung lediglich die Klärschlamment­
wässerungs- und die Müllfraktionierungsanlage in  Gössendorf bzw Graz errichtet; mangels eines Stand­
ortes nicht jedoch auch das Kompostwerk und die Reststoffdeponie. Da auch entgegen der ursprüng­
lichen Annahme kein Abnehmer für BRAM gefunden wurde, mu ßten seit Bestehen der Aufbereitungs­
anlage fast alle aus dem Mül l  gewonnenen Fraktionen (BRAM allerdings auf Kosten der VA) auf privaten 
Deponien abgelagert werden. 

80.5.2 Der ökologische Nutzen des bisher verwirklichten Projektes war daher nach Ansicht des RH 
stark in Frage gestellt. Falls auch die erzeugten Fraktionen in Zukunft nicht verwertet werden können, 
wäre das gesamte Vorhaben als gescheitert zu betrachten. 

Die auch in der breiten Öffentlichkeit erörterten Probleme der Stadt Graz bei der Erfüllung ihrer Ent­
sorgungsaufgabe (zB 'Verzögerungen bei der Verwirklichung des geplanten Entsorgungsvorhabens und 
starke Kostensteigerungen) waren nach Ansicht des RH nicht nur als einmalige Schwierigkeit einer be­
stimmten Großstadt aufgrund fehlerhafter Entscheidungen, sondern als kennzeichnend für die derzeitige 
Entwicklung der Abfallentsorgung im allgemeinen anzusehen: 

( 1 )  Die wachsenden Abfal lmengen (Müll und Klärschlamm) sind mit der herkömmlichen Methode der 
Ablagerung auf abgelegenen Grundstücken allein nicht mehr zu bewältigen, sondern müssen erheblich 
verringert werden. Die Deponiebeschaffung ist mittel- oder langfristig schon wegen der geänderten Ein­
stel lung der Öffentlichkeit zu Fragen der Lebensqualität und des Umweltschutzes wesentlich erschwert. 
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(2) Der zunehmende Schadstoffgehalt des Abfalls kann zudem nicht wiedergutzumachende Schäden 
der Umwelt verursachen,  was in Zukunft eine vol lständige und sehr kostenintensive Abdichtung sowie 
langjährige Betreuung der Deponien, zB wegen der entstehenden Sickerwässer und Deponiegase, erfor­
derlich machen wird. 

Finanzie"e Auswirkungen der Projektverzögerung 

80.6. 1  Infolge der erwähnten Verzögerungen bei der Projektverwirklichung wurden Überbrückungs­
maßnahmen (zB Bereitstellung von Fremddeponien und Umstellung auf Straßentransport) zur Sicherstei­
lung der Entsorgung der Stadt Graz notwendig. Diese erforderten einen wesentlich höheren Finanzmittel­
bedarf als ursprünglich geplant. 

Wie erhoben wurde, waren die tatsächlichen Kosten der Stadt Graz mit rd 70 Mil l  S ( 1 986) bzw 
80 Mill S ( 1 987) um rd 50 vH höher als das vereinbarte Jahresentgelt von 55 Mil l  S. 

Für die Überbrückungsmaßnahmen war überdies die Beschaffung von Sachanlagegütern (zB Misch­
anlage und Transportmittel) erforderlich, welche die AEVG auch in jenen Fällen von der VA bezog, in denen 
diese nicht Herstellerin der Güter war. Sie zahlte dafür einen "Generalunternehmerzuschlag" im Ausmaß 
von 30 vH auf den Grundpreis; insgesamt mehr als 5 Mill S. 

80.6.2 Nach Ansicht des RH war die Höhe der verrechneten Generalunternehmerzuschläge mit der 
von der VA erbrachten Leistung nicht zu rechtfertigen. 

80.6.3 Laut Stel lungnahme der Geschäftsführung habe der Generalunternehmerzuschlag der VA 
auch eine Risikoprämie und einen Zuschlag für eine besonders rasche Durchführung der Planung ent­
halten.  

80.6.4 Der RH erwiderte, da die VA das Entsorgungsrisiko solidarisch mit der AEVG aufgrund der 
Grundsatzvereinbarung trage, hätte keine Veranlassung für die gesonderte Verrechnung einer Risiko­
prämie bestanden. Weiters sei die Notwendigkeit einer Übergangslösung seit Mai 1 984 bekannt gewesen 
und somit ausreichend Zeit für die Planung zur Verfügung gestanden. 

Bauausführung 

80.7.1  Gemäß der Grundsatzvereinbarung vom 21 . März 1 984 ist d ie VA als Generalunternehmer 
mit der Errichtung der Anlagen beauftragt und ihr bei der Ausführung freie Hand eingeräumt worden. 

80.7.2 Wie der RH kritisch vermerkte, bestanden solcherart nur unzureichende Festlegungen für die 
Bauausführung und konnte die Stadt die ihr als Bauherr zukommenden Kontrollfunktionen nur unzu­
reichend wahrnehmen. 

( 1 )  So war bspw der Preis für die Anlagen zum Zeitpunkt des Baubeginnes noch nicht festgelegt. 

(2) Mangels einer regelmäßigen Baudokumentation war eine Überprüfung des Baugeschehens im Hin­
blick auf Termine und Kosten kaum möglich. 

(3) Die Garantiewerte waren unzureichend und die umfassende Verantwortung der VA ebenfalls unge­
nau festgelegt. Für die Qual ität der erzeugten Fraktionen gab es kaum Beurteilungsgrundlagen ; auch 
waren die die Betriebskosten stark beeinflussenden Faktoren (Betriebszeit, Störzeit, Reparaturintervalle 
und Personalerfordernis) nicht durch garantierte Grenzwerte bestimmt. 

(4) Die Bestimmungen des Generalunternehmervertrages hinsichtlich der Garantienachweise enthiel­
ten zahlreiche Unklarheiten. 

Der RH beanstandete weiters den gegenüber der vertraglichen Regelung um elf Wochen zu spät er­
folgten Garantienachweis bei den Schlammpressen, den nicht vertragsgemäßen Nachweis der Tagesver­
arbeitungsleistung beider Anlagen und die einseitige Auslegung unklarer Nachweisbestimmungen. 

Er  beanstandete ferner, daß die Garantieabnahme vom Geschäftsführer der AEVG, der gleichzeitig 
Angestellter des Anlagenherstellers war, durchgeführt worden war. 

Die Übernahme galt vertragsgemäß als erfolgt, sobald die Anlage spätestens 30 Tage nach Fertig­
stellungsmeldung erfolgreich in Betrieb genommen wurde. Wie der RH feststellte, erfolgte die Übernahme 
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ungeachtet zahlreicher offener Mängel, noch ausstehender Restarbeiten und eines nicht störungsfreien 
Betriebes. 

Betriebsführung der Aufbereitungsan lage 

80.8. 1 Das VA-Konzept sah eine Zerkleinerung des gesamten angel ieferten Mül ls in Universalmühlen 
vor. 

80.8.2 Nach Ansicht des RH erschien eine Zerkleinerung des gesamten Mülls weder erforderlich noch 
zweckmäßig, weil der Mühlenbetrieb sehr energieaufwendig ist und dabei kleine Schadstoffträger, wie zB 
Batterien, fein zerschlagen werden, was eine Schadstoffanreicherung der Mül lfraktionen bewirkt. 

Der RH hielt es für zweckmäßiger, eine Zerkleinerung nur jener Mül lanteile vorzunehmen, für die dies 
auch erforderlich ist. 

80.8.3 Wie die AEVG mitteilte, sei eine händische Vorsortierung geplant. 

80.9 Nach den Feststel lungen des RH war der Betrieb einzelner Anlagenteile sehr störungsanfällig 
und machte einen hohen Wartungsaufwand erforderlich. 

Sowohl die Störzeiten als auch der Wartungsaufwand konnten allerdings in der Zwischenzeit in  Zu­
sammenarbeit mit den Lieferanten verringert werden. 

Verwendbarkeit der Verarbeitungsprodukte 

80. 1 0. 1  Die in der Mül laufbereitungsanlage erzeugten Fraktionen Rohkompost, BRAM und Hartstoffe 
konnten im Berichtszeitraum entgegen den optimistischen Annahmen im Konzept der VA größtenteils 
nicht verwertet, sondern mu ßten auf geordneten Deponien endgelagert werden. Nur der 2 vH der Gesamt­
menge betragende Eisenschrott konnte verkauft werden. 

80. 1 0.2 Wie der RH feststellte, war die Qual ität des BRAM vor allem durch den hohen Feuchtigkeits­
gehalt stark beeinträchtigt. Dadurch wurde der Heizwert wesentlich verringert. Der hohe Wasseranteil war 
auf die gemeinsame Sammlung und Zerkleinerung der trockenen und feuchten Müllanteile zurückzuführen. 

Weiters war die Verwendbarkeit des Schrotts durch den hohen Müllanteil (bis zu 60 vH Gewichtsteile 
entfielen auf Kunststoffolien, Papier usw) eingeschränkt. Die schlechte Sortierqualität erhöhte die Trans­
portkosten und verursachte zusätzl iche Verfahrensschritte . Die vorliegenden Analysenwerte der Roh­
kompostfraktion ließen insb infolge überhöhter Schadstoffwerte des Klärschlammes eine Überschreitung 
der für den Fertigkompost festgelegten Grenzwerte erwarten. 

Der RH empfahl, zur Verringerung der Schadstoffe im Müll die Problemstoffsammlung durch den Gra� 
zer Wirtschaftshof zu verstärken. Zur Vermeidung der überhöhten Schwermetallfrachten im Klärschlamm 
sollten die Kanaleinleitungen der Grazer Industrie- und Gewerbebetriebe genau überwacht werden. 

80. 1 0.3 Die Stadt Graz ist den Anregungen des RH nachgekommen. 

80.1 1 . 1  Zur möglichen Vermarktung von Produkten der Mül lverarbeitung war festzustellen: 

( 1 ) Gegenwärtig kann der in Österreich erzeugte Mül lkompost zum Großteil nicht verkauft, sondern 
muß deponiert werden. 

(2) Ähnlich war beim BRAM nach Sinken der Rohöl- bzw Energiepreise ein Interesse an diesem Brenn­
stoff nur beschränkt gegeben, zumal seinem Einsatz auch besondere Kesselerfordernisse und sich lau­
fend verschärfende Rauchgasgrenzwertbestimmungen entgegenstanden. Mangels entsprechender Ab­
satzmöglichkeit mußte auch der BRAM im Berichtszeitraum deponiert werden. 

80. 1 1 .2 Nach Feststel lung des RH hat sich die im VA-Konzept vorgesehene vollständige Vermark­
tung des BRAM und des Müllkompostes bisher als undurchführbar erwiesen. 

Er empfahl daher, vor Errichtung eines Kompostwerkes bzw einer weiteren BRAM-Aufbereitung die 
tatsächlichen Marktverhältnisse für die angestrebten Produkte objektiv und unabhängig zu erkunden oder 
Vorkehrungen für die Verwertung der zu erzeugenden Produkte zu treffen .  

2 '  
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80. 1 1 .3 Laut Mitteilung der AEVG bestünden Optionen für den Verkauf von BRAM und könnte der 
nach Errichtung eines Kompostwerkes erzeugte Fertigkompost bei der Rekultivierung der stillgelegten 
stadteigenen Deponie Verwendung finden. 

Liqu id itätslage 

80. 1 2. 1  Die Laufzeit des zur Finanzierung der Anlagen aufgenommenen Bankkredites in Höhe von 
200 Mil l  S betrug 1 0  Jahre, die der Entgeltbemessung zugrundel iegende Amortisationsdauer jedoch 
1 5  Jahre .  

80.1 2.2 Da sohin hohen Ausgaben nur  verhältnismäßig geringere Einnahmen gegenüberstanden, wa­
ren nach Ansicht des RH langfristig Liquiditätsprobleme für die überprüfte Gesellschaft zu erwarten. 

80.1 2.3 Wie die Geschäftsführung mitteilte, sei nunmehr die Kreditlaufzeit an die Amortisationsdauer 
angeglichen worden. 

Förderung durch den Wasserwirtschaftsfonds 

80. 1 3 . 1  Die AEVG hat dem Wasserwirtschaftsfonds (WWF) 1 985 alle ihre Investitionsvorhaben als 
Gesamtprojekt vorgelegt, obwohl zu diesem Zeitpunkt bereits der Standort Donawitz für das Kompostwerk 
in Frage stand. 

Aufgrund des eingereichten Förderungsantrages hat der WWF im Juni 1 985 ein Darlehen in der Höhe 
von rd 30 Mil l  S für Klärschlammentwässerung und Sortierung unter der Bedingung zugesichert, daß das 
Kompostwerk innerhalb von zwei Jahren errichtet werde. Bis zum Ende der örtlichen Gebarungsüberprü­
fung wurde die Zusicherung im Hinblick auf die genannte Bedingung von der AEVG nicht angenommen und 
es kam daher auch zu keiner Mittelzuzählung. 

80. 1 3.2 Der RH empfahl, eine von den übrigen Anlagen getrennte Förderung der bereits in Betrieb 
befindlichen Klärschlammentwässerung zu beantragen. 

80. 1 3.3 Wie die Geschäftsführung mitteilte, ist sie dieser Empfehlung des RH bereits nachgekom­
men. 

Wien, im Feber 1 989 

Der Präsident: 

Dr. Tassilo Broesigke 
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